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Editorial 


Weil wir auch gern mal Urlaub machen und im Übrigen ganz schön weit in den 
Monat vorgerutscht sind, für Juli und August eine Doppelnummer. Die AbonnentInnen 
entschädigen wir demnäxt mit einer Sondernummer. Es verliert also niemand Geld außer 
uns, denn die Soemmernummer ist ziemlich dick. 

Die neuen Postleidzahlen müssen wie leider noch mal thematisieren. Zuerst mal 
danken wir allen, die so freundlich waren, uns ihre neue Nummer zuzuschicken, auch 
einem, der uns ein PC-Programm zugeschickt hat, das uns aber leider auch nicht in den 
schwierigen Zweifelfällen geholfen hat. Große Vertriebsfirmen behaupten, wie wir gehört 
haben, sie hätten bei der Umstellung eine Fehlerquote von 70% gehabt. Das ist sicher 
übertrieben. Aber wennes Eure Straße mehrfach in Eurem Ort gibt, oder Euer Ortmehrfach 
im Land vorkommt, kann es Fehler geben. Deshalb haben wir auf dem Etikett die alte 
Adresse neben der neuen aufgeführt und in Zweifelsfällen statt der neuen Postleidzahl ein 
Fragezeichen gesetzt. Wenn Ihr auf Eurer Adresse dieses Fragezeichen entdeckt, müßtet 
Ihr und wohl oder übel noch Eure neue Zahl mitteilen. Wir sind dafür nicht schlau genug 
und irgendwann kommt die Post dann nicht mehr an. Um Entschuldigung müssen wir 
bitten, wenn wir uns bei der Umstellung geirrt haben und der Postversand nach dem 
Bemerken des Irrtums Euch die Zeitschrift verspätet zustellt. Auch in diesem Fall solltet 
Ihr uns Mitteilung über die richtige Zahl machen. 

Ebenso müssen wir diejenigen, denen wir Geldschulden oder umgekehrt umetwas 
Geduld bitten. Im Zusammenhang mit dem Ausscheiden eines Redaktionsmitglieds und 
der Übernahme der leidigen Bürokratie durch andere gibt es wegen der notwendigen 
Einarbeitungszeit Verzögerungen. i 

Kurz noch zur Anfrage einer Leserin und allen Okofreaks zur Kenntnis: Wir 
verwenden seit längerer Zeit für den "telegraph" relativ umweltverträgliches Papier, das 


zudem chlorfrei gebleicht ist. 
Redaktion "telegraph” 
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Freies Radio in Dresden legal auf Sendung! 


8. Juli, 19:59 Uhr: In einem kleinen chaoti- 
schen Rundfunkstudio im Osten Dresdens 
halten die vielleicht acht bis zehn Anwesen- 
den den Atem an. Eine Minute später soll, 
von der einen Woche auf ISWI-Radio in 
Ilmenau einmal abgesehen, erstmals in Ost- 
deutschland ein Freies Radio legal auf Sen- 
dung gehen. Kaum einer der Radiofreaks ist 
sich sicher, daß es wirklich gleich los geht. 
Zu frisch sind die Erinnerungen an die Ver- 
folgung des Dresdner Piratensenders BRN4, 
drei Wochen vorher durch die TELEKOM 
und die Erzählungen der Erfurter Freunde 
vom harten Vorgehen der Polizei gegen die 
dortigen Freien Radios. 

Der Weg bis zur legalen Frequenz für 
das Dresdner “coloRadio” warnicht einfach. 
Doch im Gegensatz zu anderen Initiativen 
verbündeten sich für die Dresdner Hartnäk- 
kigkeit, Größenwahnsinn und Glück und führ- 
ten zu einem Vertrag mit dem Dresdner 
Stadtsender “Elbwelle”, der ein eigenstän- 
diges Fensterprogramm auf UKW 100,2MHz 
jeden Donnerstag von 20 bis 24 Uhr zusi- 
chert. 

Inzwischen wurde die Elbwelle vom 
französischen Medienkonzern NRJ übernom- 
men und heißt jetzt “Energy für Dresden”. 
Der Vertrag aber blieb bestehen, und nach 
Intervention des Direktors der sächsischen 
Landesmedienanstalt (SLM) zugunsten von 


coloRadiobezahltNRJnuneine Standleitung, 


vom coloRadio-Studio zum Energy-Studio. 
(Zur Erinnerung: In Thüringen hetzte der 
Chef.der dortigen Landesmedienanstalt Poli- 
zei und TELEKOM zu hartem Vorgehen 
gegen Piratenradios auf. Der SLM-Chef 
Detlev Kühn hingegen tut so, als ob er von 
Piratensendern in Dresden nie etwas gehört 
hätte.) 

20 Uhr: Das Unglaubliche passiert 
wirklich. Der Energy-Geschäftsführer zieht 
in seinem Studio den mit “coloRadio” be- 
schrifteten Regler hoch. In ganz Dresden und 


Umgebung ist ein Freies Radio auf einer 
legalen Frequenz zu hören. Wo ebennochdie 
Scorpions aus den Radios jaulten, begrüßt 
jetzt coloRadio seine Hörer mit den 
Linkssentimentalen Transportarbeiter- 
freunden: “Willkommen Deutschland”. 

Die erste Sendung heißt “Unzensiert” 
und berichtet unter anderem über Nazi-Über- 
fälle auf besetzte Häuser in Dresden, über 
Wohnungsspekulanten und über ein Projekt 
von Dresdner Schriftstellern. Anschließend 
gibt es den “Frequenzwechsel”, eine Sen- 
dung über Freie Radios im deutssprachigen 
Raum. Zu Besuch sind Freunde aus Erfurt, 
die über die dortigen Versuche berichten, die 
Freien Radios einzuschüchtern. Man schaltet 
sich telefonisch mit Radio Dreyeckland in 
Freiburg zusammen, bringt ein Interview mil 
niederländischen Radiopiraten. Zum Ab- 
schluß des ersten Sendetages gibt es eıne 
Musiksendung, bei der Titel gespielt wer- 
den, die sonst wohl kaum irgendwo ZU hören 
sind. Um 24 Uhr sind die coloRadio-Leute 
genauso geschafft wie glücklich. Doch zum 
Luft holen bleibtnicht viel Zeit. Eine Woche 
später ist die nächste Sendung. 

Niemand bei coloRadio willeine Wet- 
te eingehen, wie lange coloRadio senden 
wird. Aber eins ist klar: Der Anfang für die 
Legalisierung Freier Radios in Ostdeutsch- 
land ist gemacht, auch wenn vier Stunden in 
der Wochen nicht gerade viel sind. Nun müs- 
sen gesetzliche Regelungen durchgesetzt 
werden, die überall Freie Radios ermögli- 
chen. Eine Menge Arbeit für die Radio- 
Enthusiasten. Hoffentlich bleibt noch genug 
Zeit fürdie Produktion von Sendungen übrig. 


PS: Bei coloRadio ist jeder willkom- 
men, der sich an der Arbeit beteiligen will. 
Schreibt oder ruft an: coloRadio, Schandauer 
Str. 64, 01277 Dresden, Tel. 0351-3463207 


jan von sendern 


telegraph 7/8/93 


Bischofferode 
Splitter aus einem Gespräch mit einem Mitglied des 
Streikkomites 


Daß Bischofferode nicht privatisiert wird, 
ist eine unserer Hauptforderungen. Warum 
dürfen wir nicht eigenständig andem Wett- 
bewerb aufdem Weltmarkt um das Produkt 
Kali teilnehmen und aus dem Wettbewerb 
heraus beweisen, ob wir marktfähig sind 
oder nicht? Dies nicht mehr zu dürfen hat 
mit Demokratie und Fairneßnichtsmehrzu 
tun. Das ist die Grundsatzfrage, die bis 
heute niemand beantwortet hat, weder die 
Regierung noch die Treuhand. Wir hatten 
gedacht, wir könnten einen Kampf mit Ar- 
gumenten führen, aber demistnicht so. Wir 
haben ständig in Form von Konzepten und 
Studien, erarbeitet von Diplomökonomen, 
interveniert. Man hat sie teilweise noch 
nicht einmal entgegen genommen, sprich: 
das Finanzministerium. Siehaben es durch 
ihr Auftreten geschafft, zwölf Frauen und 
drei Männer zum Weinen zu bringen. 
Frau Süßmuth brachte zum Aus- 
druck, die Verhandlungen sind festgefah- 
ren, alles ist verhärtet. Aber eben doch 
durch die fehlende Kompromißbereitschaft 
der anderen und nicht durch die Streiken- 
den. Ihr Problem ist, daß das Angebot der 
Öffentlichkeit als etwas ganz besonderes 
beigebracht wird. Und zwar Dauerarbeits- 
plätze, das solle bedeuten Arbeitsplätze 
lebenslang. Aber das wollen wir, die Strei- 
kenden, gar nicht zum Ausdruck bringen. 
Was wir wollen, ist, hier wieder eine 
Kernindustrie zu schaffen, die uns in die 
Lage versetzt, lebenslang, Generation für 
Generation, etwas Greifbares zuhaben. Dies 
ist keine unnormale Forderung. Dies ist 
eine Grundlage, und wenn man das als 
etwas Unnormales darstellt, dann Gute 
Nacht Deutschland. Diese Rahmenbedin- 
gung können wir vonder Regierung erwar- 
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ten. Mehr wollen wir nicht. Laufend kon- 
frontiert zu werden mit der Argumentation, 
daß das die Folgen der letzten vierzig Jahre 
sind, ist zum Lachen. Wir haben mit den 
Folgen der letzen drei Jahren die nächsten 
zehn Jahre zu tun. So herum stimmt es. Das 
Angebot, das uns die Regierung macht, 
wegen den Dauerarbeitsplätze inder GVV, 
Gesellschaft für Verwahrung und Verwer- 
tung, das ist pervers, Leuten, die das hier 
aufgebaut haben, den Abriß zuzumuten. 
Der nächste Hammer ist, daß mit der 
kündigungslosen Überleitung in dieses 
Unternehmen niemand seine Abfindung 
erhält. Um eine Abfindung zu bekommen, 
muß man gekündigt worden sein. Die Ab- 
findung wird verrechnet zum Einkommen 
der nächsten zwei Jahre.Das bedeutet, ar- 
beiten für 600,- DM im Monat. Diese Situa- 
tion ist von Wismar bis Suhl die Gleiche. 

Man hat uns entmündigt, indem 
man uns zu Filialen des Westens gemacht 
hat. Die “Mutter” im Westen bestimmt, 
was mit der Filiale im Osten passiert. Und 
sie bestimmt, daß sie geschlossen wird, 
einenachder anderen. Die Gewerkschaften 
unterstützen das. Herr Berger, IGBI Chef 
ist im Verwaltungsrat der BASF. Die Be- 
triebsräte unterstützen den Streik und ste- 
hen in Kontakt mit anderen Betrieben. Der 
Hungerstreik und die anderen Kampfaktio- 
nen werden von der Richtigkeit dieses 
Kampfes abhängig gemacht und von sonst 
nichts. Alles andere ist Quatsch. Die Masse 
zählt. 

Nur aus der Angst heraus, die 
Existenzgrundlage meines Lebens zu ver- 
lieren, kann ich diese enorme Kraft entwik- 
keln zum Kampf um die Existenz. 

-M- 
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DDR-Revival gegen Nationalismus? 


Ein Aufruf der O.S.T.B.L.O.C.K.gruppe (S) zu n 
am 3. Jahrestag der Wiedervereinigung 


3. Oktober - es gibt keine deutsche Einheit! 


Drei Jahre ist es nun her - die Auflösung der DDR durch 
“Beitritt” nach Art. 23 Grundgesetz am 3. Oktober 1990. Von den 
Herrschenden als “Vereinigung” bezeichnet und als Wiederherstellung 
einer deutschen Nation gefeiert, war er seiner Form nach von Anfang 
an eine Annexion und Zerstörung ökonomischer, sozialer und 
kultureller Zusammenhänge in der übernommenen DDR. Real gibt es 
keine Einheit, vielmehr sind die Lebenslagen in Ost und West völlig 
verschieden und entsprechen sind es auch die Reflexionen. Für uns, 
die wir aus dem Osten kommen, ist das Leben in fast allen Bereichen 
fremdbestimmt. Das ist eine Erfahrung, die alle von uns täglich 
erleben. Egal ob es um den Abrißin der Dresdener Neustadt, Olympia- 
Jachthäfen in Rostock, um die Abwicklung in Bischofferode oder die 
Umbenennung von Straßen geht - immer ist es klar, daß die 
Entscheidung nicht von den Menschen hler getroffen wurden, sondern 
von einem westdeutschen Herrschaftsapparat, dessen Visage sie dann 
auch meist tragen. Herrschaft ist in der DDR nicht nur der Besitz 
von Fabriken und durch ein dickes Bankkonto gekennzeichnet, sondern 
auch vor allem dadurch, daß sie von außen kommt, eine Fremdherrschaft 


lst. 
In ökonomischer Hi 
Vernichtung jedweder eigenständiger 


Diktat von Währungsunion und Treuhand 
Abhängigkeit der Menschen von Ihrer Alimentierung mit Staatskohle. 


Auf Arbeitsämtern,, in den Amtsstuben, auf den Sozialämtern, bel 
ABM, - überall das gleiche Spiel, die Degradierung weiter Teile der 
Bevölkerung in der DDR zu Verwaltungsobjekten einer Westbürokratle. 
Vielen wird immer klarer, daß die Auslieferung an die herrschende 
Klasse der BRD alles andere als “Wohlstand für alle” heißt, daß sie 
immer mehr die Zeche zahlen sollen. ES wird immer offensichtlicher, 
daß wir hier im Osten ein Politbüro nur losgeworden sind, um uns 
eine Bande von Treuhandgangstern und Kolonialbeamten einzuhandeln, 
Die Zerstörung der DDR-Volkswirtschaft ist also ein Ergebnis der 
Annexion. Darum ist die Forderung nach Reparationszahlungen für die 
angerichteten Schäden durch die BRD-Regierung gerechtfertigt. 
Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen vollzieht sich die 
Konstruktion von ostspezifischer Gemeinsamkeit, in der sich die 
gemeinsame Betroffenhelt von der Fremdbestimmung durch das 
westdeutsche System niederschlägt. 
In der ostdeutschen Linken bleibt diese Lage bislang 
weitgehend unreflektlert. Genauso vehement wie 1989/90 “Nie wieder 
Deutschland!” gerufen wurde, wendet sich der Großtell Jetzt - wo 


nsicht heißt das in erster Linie die 
Akkumulationsbasis unter dem 
und eine auf Dauer gestellte 
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unsere damaligen Prophezelungen sich bewahrheiten - von der 
sozialen Realität in diesem Lande ab. Diskussionen und Posen aus 
westdeutschen Szenenblättern bestimmen den politischen Alltag. Ein 
Widerstand dagegen wird im Osten auf Dauer nur möglich sein, wenn 
sich eine eigenständige Ost-Opposition herausbildet, die den Bruch 
mit den herrschenden Verhältnissen immer auch als Bruch mit einer 
West-Gesellschaft begreift, und in der Lage ist, aus den 
authentischen Erfahrungen im Osten heraus eine politische Praxis 
zu entwickeln. Das Ende der Fremdherrschaft ist in der DDR die 
“" Voraussetzung für die Möglichkeit revolutionärer Veränderung 
überhaupt. 

Dabei ist der Bruch mit den vorgegebenen Politikformen und 
Bewertungsmuster eine Grundvoraussetzung, die selbstverständlich 
auch für unseren Umgang mit der Westszene gelten muß. In diesem 
Rahmen werden viele Bereiche, die wir in unserer politischen Praxis 
besetzen, zum Teil einer langfristigen Mobilisierung mit der 
Perspektive, unsere Vorstellungen und Kämpfe an einen sozlalen 
Prozeß zu knüpfen. 

So muß der Inhalt antifaschistischer Politik nicht in erster 
Linie in der - trotzdem nötigen - militanten Auseinandersetzung mit 
Faschisten, sondern vielmehr im Kampf gegen die rassistische 
Mobilisierung weiter Teile der Bevölkerung bestehen. In diesem 
Zusammenhang ist eine Forderung nach Autonomie gleichbedeutend mit 
einem Aufbrechen des völkischen Konsens. Deutschland den Boden zu 
entziehen ist ein Schritt In die Richtung von befreitem Leben... 

Wir sollten die Aktion gegen die zentralen 
Einheitsfeierlichkeiten der Bundesregierung am 3. Oktober In 
Potsdam nutzen. Gerade zu diesem Datum müssenıLinke in der DDR mehr 
zu sagen haben. Wir schlagen deshalb eine eigenständige DDR-weite 
Vorbereitung, Mobilisierung und Durchführung (Ost.Block auf der 
Groß-Demo) vor. Sie soll schon im Vorfeld von IT 
Diskussionen darüber getragen sein, was “links sein eh 
deutschland bedeutet, welche Aufgaben/Forderungen eine Linke In 
ie as 3, Oktober muß dann diese Besonderheit auch 
De nn Ausdruck bringen; durch Parolen, Plakate und Aktionen, 


in Frage stellen. 
m tschland” vom Osten her 
Fi on des Einigungsvertrages: Autonomiestatus für die 


DDR! Der Osten schlägt zurück! 
Eure revolutionäre 0.5.T.B.L.0.C.K.gruppe (S) 


Anmerkung: In aller Liebe “die Zerstörung der Volkswirtschaft ist . ee u 
Annexion” - zum einen: was heißt hier Volkswirtschaft und wenn Ihr 


Gründe für den Zusammenbruch der DDR nicht kennt, solltet Ihr Ba Br nicht 
reden. Und überhaupt was soll die blöde Liebe gegenüber den * | LOCK. Pr» 
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Todesstrafe als Selbstjustiz?. 
Erklärung der Humanistischen Union, Landesverband 
Berlin, des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins, 
der Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen zu 
dem Todesschuß auf Grams und der anschließenden 
Desinformationspolitik 


Wir sind als Organisationen, die sich 
jahrzehntelang um die Bewahrung der Bür- 
gerrechte in der Bundesrepublik bemüht 
haben, auf das höchste alarmiert über die 
VorgängeumdenTodvon Wolfgang Grams 
in Bad Kleinen. Heute, 11 Tage nach der 
Tat, steht immer noch nicht fest, wer den 
tödlichen Schuß abgab. Munter sprudeln 
die Versionen, beinahe stündlich werden 
neue offizielle Mutmaßungen angestellt; 
Selbstmord, Unfall, Exekution. Nach elf 
Tagen staatlicher Desinformation stehtein- 
zigundalleineder Tod von Wolfgang Grams 
unddesGSG-9-Beamten MichaelNewrzella 
fest. Ein wahrlich jämmerliches Ermitt- 
lungsergebnis, das durch die Rücktritte und 
Abberufungen eines Teiles der politischen 
Verantwortlichen um keinen Deut besser 
wird. 

Wir haben keinerlei Zutrauen mehr 
zu denbeteiligten Ermittlungsbehörden. Die 
Staatsanwaltschaft Schwerin bietetein Bild 
volkommener Hilflosigkeit. Die eingesetz- 
ten Polizeibeamten wurden über eine Wo- 
che lang unter Verschluß gehalten und le- 
diglich über ihre Vorgesetzten befragt. Die 
Staatsanwaltschaft kam nicht an sie heran, 
so sie dies überhaupt ernsthaft wollte. Die 
Staatsanwälte, eigentlich die Herren des 
Verfahrens nach der Strafprozeßordnung, 
übernahmen willfähig die Ablaufversionen 
des BKA. 

Faktisch hat sich die Polizei in dieser 
Zeit einen ermittlungsfreien Raum ver- 
schafft, in dem Absprachen untereinander 
getroffen, Widersprüche ausgebügelt und 
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Aussageverhalten trainiert werden Konn- 
ten. Diese Art der Zeugenvernehmung ist 
nach den Worten des “Schöpfers” der GSG 
9, Wegener, gegenüber argentinischen 
Staatsanwälten bei höheren Polizeibeam- 
ten üblich. 

Nochnichteinmal die Tatortabsuche 
wurde mit der üblichen Sorgfalt durchge- 
führt. Noch Tage später lieferten Passanten 
bei der Polizei Projektile ab. 

Die Einsetzung des Sonderermittlers 
Grünig durch den zurückgetretenen Innen- 
minister Seiters bedeutet bereits die 
Bankrotterklärung für diese Art staatsan- 
waltlicher Ermittlungen. Noch nicht ein- 
mal die Exekutive geht mehr davon aus, 
daß deren Version die Öffentlichkeit über- 
zeugen. Allerdings kann es Herr Grünig 
erst recht nicht. Offenbar sind 20 Jahre 
berufliche Vergangenheit beim VS alles 
anderes als eine gute Vorbedingung für 
eine vorurteilslose Untersuchung. Dieser 
Chef des Bundesverwaltungsamtes ist ge- 
radezu die Karikatur eines unabhängigen 
Untersuchers. Ä 

Erschreckend ist ferner die einge- 
standene Hilflosigkeit der parlamentari- 
schen Kontrollgremien. Sie wehrten sich 
dagegen, von der Exekutive an der Nase 
herumgeführt zu werden, hatten aber keine 
eigenen Mittel, die Tatumstände selbstän- 
dig aufzuklären. Sie sind an der Mauer der 
Desinformation abgeprallt. 


Vor diesem Hintergrund fordern wir: 
Es muß eine unabhängige Untersu- 


chungskommission eingesetzt werden. 

Sie muß international aus kompeten- 
ten Fachleuten zusammengestellt werden. 
Die Staatsanwälte und Polizeibeamten sind 
anzuweisen, sieinihrer Arbeit zu unterstüt- 
zen. Die bisherigen Ermittlungsergebnisse 
sind zur Verfügung zu stellen. Den am 
Einsatz Beteiligten isteine uneingeschränkte 
Aussagegenehmigung zuerteilen. DieKom- 
mission hat einen öffentlichen Bericht vor- 
zulegen. 

Nur auf diese Art und Weise ist das 
Rechter Öffentlichkeit auf Kontrolle staat- 
lichen Handelns noch zu sichern. Dieses 


Recht wiegt hier besonders schwer, als es 
um nicht mehr oder weniger geht, als den 
Vorwurf, daß ein bereits wehrunfähiger 
Mensch durch Polizeibeamte zielgerichtet 
getötet wurde, diemit gutem Grund vonder 
Verfassung verbannte Todesstrafe dabei in 
einem Akt der Selbstjustiz praktiziert wur- 
de. Einen schlimmeren Verdachtkannesin 
einem Rechtsstaat kaum geben. 


für die HU gez. F. Werkentin 
für den RAV gez. W. Wieland 
für die VDJ gez. D. Hummel 


AA - beh - Null 


Deutsche “Autonome” Antifa’s 
greifen nach den Sternen 


Es gibt Zungen, die behaupten, in der 
Politik der “radikalen Linken” gebe es im- 
mer wiederkehrende Wellen. Speziell in 
Westdeutschland sei dies zu verfolgen. War 
man in den 60er Jahren der Auffassung, mit 
einer breiten undogmatischen Bewegung 
begegne man am besten der politischen 
Verkrustung in Nachkriegsdeutschland, 
setzte man in den 70ern eher auf straffe 
Organisationder (k)ommunistischen Grup- 
pen (K-Gruppen, nämlich trotzkistische, 
maoistischeundandere Sekten). Inden80em 
waren dann wieder die undogmatischen 
Elemente angesagt. die Autonomen hatten 
Hochkonjunktur. Heute, inden frühen 90ern, 
nach dem völligen Bankrott der autonomen 
Idee, liebäugelt man erneut mit der Organi- 
sation als ein stabil zusammengefügtes 
Ganzes im Kampf gegen “das Schweine- 
. system”, 

Nicht von ungefähr kommt, daß sich 
ausgerechnet in der Antifabewegung diese 
Bestrebungen entwickeln, ist sie doch die 
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einzige Kraft, in der noch alles halbwegs 
stimmt. Die Fronten sind klar abgesteckt, 
es bedarf keiner großartigen Erklärung des 
eigenenpolitischen Ansatzes.DasZielheißt 
schlicht: Zerschlagung der faschistischen 
Strukturen. Politisches Unvermögen kann 
bequem durch Aktionismus übertüncht 
werden. Das Wesentliche ist jedoch der 
verhältnismäßig große Zulauf besonders 
von jungen Leuten. So kann man diesen 
vorzüglich dazu benutzen, um seine Ideo- 
logie einzuschleusen. Besonders Gruppen 
wie die trotzkistische SAG oder die 
maoistische RIM versuchen dies immer 
wieder. 

Aber nicht nur aus den 70-er übrig- 
gebliebene unverbesserliche K-Gruppen 
erkannten die Gunst der Stunde. Auch 
westdeutsche Antifagruppen glauben, nun 
sei die Zeit gekommen, 

“auf der Basis eines starken Zu- 
sammenschlusses unser Selbstverständ- 
nis und unsere Aktionen auch durch die 
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Medien in die öffentliche Diskussion zu 

bringen und dadurch zum sichtbaren 

Faktor zu werden.” | 
(Grundlagenpapier AA/B0) 

Begonnen hatte alles August 1991, 
als die Antifa-AG aus dem westdeutschen 
Infoladentreffen ausscherte, um ein soge- 
nanntes “bundesweites Antifatreffen” zu 
installieren. Dieses im Wesentlichen und 
am Anfang ausschließlich von west- 
deutschen Gruppen frequentierte Gremium 
kam bald zu dem Bedürfnis nach einer 
“überregionalen verbindlichen Organi- 
sation mit dem Ziel einer gemeinsamen 
politischen Praxis.” 

(Grundlagenpapier AA/B0) 

Auf dem Treffen vom 27-29.3. 1992 
in Mainz stellte dann die sogenannte 
“Arbeitsgruppe 3” einerstes Organisations- 
modell im Zusammenhang mit grundle- 
genden ideologischen Erläuterungen vor. 
Dort wurde schon deutlich ausgesprochen, 
wohin die Reise gehen sollte. So erklärte 
man die Formel vom “antiimperialist- 
ischen Kampf” zum Allerheiligsten, und 
machte die Bekundung zu dieser Formel 
zur Bedingung für die Aufnahmeeiner Grup- 
pe in die Organisation. Des Weiteren soll- 
tennur Gruppen aufgenommen werden, die 
einen vorgeschriebenen “intellektuellen 
Diskussionsstand” hätten. Ineinem Papier 
der Antifa (M) aus Göttingen zur Autono- 
men Organisierung vom September 1991 
wird die politische Vaterschaft des Gedan- 
kens klar benannt: 

“Die Organisierung unterdem Vor- 
zeichen Antifaschismus resultiert aus der 
Imperialismusanalyse, nämlich der, daß 
der Imperialismus faschistisch ist, und 
bezieht sich teilweise auf historische Or- 
ganisationen wie die ‘Antifaschistische 
Aktion’ von 1932.” | 

(Diskussionspapier zur Autono- 
men Organisierung) 
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Diese Antifa (M) aus Göttingen 
kann als ideologischer Vorreiter der AA- 
BO angesehen werden. Das ist nicht weiter 
verwunderlich, wenn man sich weiter mit 
ihnen beschäftigt. In der Antifa (M) pflegt 
man liebevoll den fragwürdigen Kult des 
Sturm- und Schlägertrupps der stali- 
nistischen KPD in den 20er und 30er Jah- 
ren, des Rot-Front-Kämpfer-Bundes. Man 
sieht sich in der Tradition dieser Organisa- 
tion, sowie in der Tradition der kommuni- 
stischen “Antifaschistischen Aktion” von 
1932. Hinzu kommt ein geschöntes Bild 
von der “sozialistischen” Sowjetunion und 
ein verklärtes Budjonnyreiter-Idyll. Die AA- 
BO im Geiste der KPD als schlagende poli- 
tische Kraft und natürlich unter der Füh- 
rung der Göttinger Antifa (M). 

Daß ihnen die eigentliche antifa- 


3ANHCAA 
AObPOBDAbHEM ? 


Original von 1920: "Hast du dich schon als 
Freiwilliger eingeschrieben?”... 
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„„. undeine Klischee-Montage, eines Antifa (M)- Gründers, von 1986 (oben rechts der böse 
Feind: Hakenkreuz, Bundesadler, deutscher Schäferhund) 


Schistischen Ziele dabei relativ nebensäch- 
lich sind, äußerten sie ebenfalls in ihrem 
Organisationspapier: 

“Für uns ist Antifaschismus im- 
mer noch der beste Hebel für die Vermitt- 
lung antiimperialistischer Politik, wes- 
halb wir uns unter diesem Vorzeichen 
organisieren wollen.” 

(Diskussionspapier zur Autono- 
men Organisierung) 

Die fixe Idee von der kämpferischen 
Massenorganisation unter Führung der 
Antifa (M) drückt sich in verschiedenen 
aufmarsch-ähnlichen “Großkampfdemon- 
‚Strationen” aus, die sie in der Vergangen- 
heit durchführten. Um diese reibungslos 
abwickeln zu können, schreckte man nicht 
von Absprachen mit Polizei und Staat zu- 
Tück. Bei der Sylvesterdemo am 31.12.91 


12 


betriebensie eine derartige “Deeskalations- 
politik” ‚daß selbst der Göttinger Oberbür- 
germeister Kallmann voll der Lobes war. 
Die Demoleitung, sprich die Antifa (M), 
hatte vorher mit den Stadtherren einen 
Schriftverkehr begonnen. Ein Zitat aus der 
regionale Presse: a 
"Schierwater berichtete, daß er ın 
einem bemerkenswerten Schriftwechsel 
mit Vertretern der sogenannten Autono- 
men Szene steht, in der Erwartung, daß 
die politischen Konflikte in dieser Stadt 
künftig mit mehr Vernunft und weniger 
Gewalt ausgetragen werden’." Oder: 
"Anschließend bedankte sich der Ober- 
bürgermeister bei der Leitung und den 
Teilnehmern der Sylvesterdemon stration 
- ebenso wie bei der Polizei F für den 
friedlichen Verlauf. Kallmann: der Brief 
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der Leitung hat mich tief bewegt. Ich 
hoffe das dies beispielhaft ist für die Zu- 
kunft. 

Bei diesem Propagandaspiel der 
Antifa (M) waren die Demoteilnehmer 
nichts weiter als Schachfiguren. 

AufdenTreffender AA-BO entwik- 
kelten die Göttinger (M) ein cleveres, takti- 
sches Spiel, das nur ein Ziel hatte: die 
Stärkung ihrer Position und die Durch- 
setzung ihrer politischen Ziele in der Orga- 
nisation. Hier nur ein Beispiel: 

Als die bereits erwähnte AG 3 (na- 
mentlich Antifa Göttingen (M), Mainz- 
Wiesbaden, Münster) ihr erstes Konzept 
vorstellte, gab es sofort Gegenwehr aus 
Berlin. Die anwesenden Vertreter, zwei 
davon aus dem Osten, stellten fest, daß 
dieses Papier an der Realität im Osten vor- 
beigehe. In einer Pause, nach einer 
mehrstündigen Diskussion ohne Ergebnis, 
trat ein Vertreter aus Göttingen an die Ber- 
liner heran. In 10 Minuten erläuterten diese 
noch einmal ihre Probleme. Danach ge- 
schah das völlig Unerwartete. Die Vertreter 
aus Göttingen sschwenkten in allen Punkten 
auf die Positionen der Berliner um und 
argumentierten gegen ihr eigenes Konzept 
und gegen die anderen Gruppen der AG 3. 
Diese, völligverblüfft, entzogensichschnell 
der weiteren Diskussion. Innerhalb kürze- 
ster Zeit war das Papier vom Tisch und für 
das nächste Treffen umrissen, wie die Kri- 
terien für ein verändertes Konzept auszuse- 
hen hätten. Beim nächsten Treffen vom 29. 
bis 31. Mai in Braunschweig lag das Papier 
der AG 3 jedoch wieder auf dem Tisch, und 
Göttingen tat so, als hätte es das letzte 
Treffen nie gegeben. Der anwesende Berli- 
ner, der kurzfristig eingesprungen war, 
wußte nichts vom vorhergehenden Ergeb- 
nis. So begann man also wieder bei Null, 

In der Folgezeit bis zum Frühjahr 
1993 machten sich die Diskussionen an 
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drei Dingenfest: Statut, Gründungskongreß, 
Beitritts- und Statutenmodalitäten. Beson- 
ders an der Statutendiskussion wurden die 
ideologischen Gegensätze zwischen den 
Gruppen klar. Es erfolgte im Laufe der Zeit 
eine fast völlige Entideologisierung. Fast 
jeder konnte sich aus dem endgültigen 
Grundsatzpapier seinen Teil herausziehen. 
Nur bei ganz genauem Hinschauen sind 
politisch eindeutige Aussagen herauszu- 
lesen. Dazu läßt man sich weitschweifig 
über Technix aus: 

“Der Name "Antifaschistische Ak- 
tion’ wird mit dem Zusatz "Bundesweite 
Organisation’ (kurz BO) geführt. Das 
Emblem ist an das historische von 1932 
angelehnt, jedoch nicht zu verwechseln. 
Die von links nach rechts stürmenden 
Fahnen (rot/schwarz) sind dem Kreis ent- 
nommen; an sie legt sich ein großes 
kursives 'A’, von welchen "Antifa- 
schistische’ und 'Aktion’ gleichermaßen 
ausgehen - darunter der Zusatz Bundes- 
weite Organisation’. Das historische 
EmblemaufPublikationen (zuzüglich des 
Organisationsemblems) zu verwenden, 
kann aus Gründen des Wiedererken- 
nungswertes ratsam sein und ist dem lo- 
kalen/regionalen Gruppen überlassen.” 

(Grundlagenpapier der AA-BO) 

Findet man dann doch politische 
Aussagen, so merkt man schnell, daß die 
ideologischen Ansätze teilweise von alten 
konservativenKPD-Theorien getragen sind. 
So wird die alte KPD-Platitüde “Hinter 
dem Faschismus steht das Kapital” da- 
hingehend eingearbeitet, daß es nun heißt: 

«Der Kampfzielt aufdie Entwick- 
lung einer Gegenperspektive zum kapita- 
listischen System.” 

(Grundlagenpapier AA-BO) 

Daß bewiesenermaßen Faschismus 
nicht nur im Kapitalismus wurzelt sondern 
auch im real existierenden Sozialismus, 
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wirdvölligausgeklammert. OderunterZie- 
le/Perspektiven heißt es: 

“Die Entwicklung einheitlicher 
Standpunkte, wie Faschismus- und 
Imperialismustheorie, Patriarchatetc.als 
Gesellschaftsanalyse wird angestrebt.” 

(Grundlagenpapier AA-B0) 

Abgesehen von dem angestrebten 

Ziel, individuelles Denken und verschiede- 
ne Standpunkte abzuschaffen, wird auch 
hier nur vom Imperialismus im Zusam- 
menhang mit Faschismus geredet. Stalinis- 
mus ist auch wieder kein Thema. Jedoch 
scheint es den AA-BO-Ideologen mit der 
radikalen gesellschaftlichen Umwälzung 
bei weitem nicht so dringend zu sein, wie 
behauptet. Heißt es doch ebenfalls im 
GrundlagenpapierunterZiele/Perspektiven: 

“Die Ziele der Organisation orien- 
tieren sich daran, was als realistisch an- 


gesehen wird.” 

Also anarchistische und ähnliche 
Theorien haben in der AA-BO wenig Chan- 
cen. Hier hätten wahrscheinlich eher geüb- 
te Politiker des Realo-Flügels der Grünen 
eine Ausgangsbasis. 

Nicht weniger haarig und entlar- 
vend ist die Art und Weise, wie Mitglied- 
schaft und Mitsprache geregelt sind. Hier 
wird unterschieden zwischen Mitglied, 
Beobachter, Assoziiertes Mitglied. Aufdem 
Treffen vom 21./22.2.1993 wurde eine end- 
gültige Regelung dafür festgelegt. Neue 
Gruppen sollen nur durch Mitglieder in die 
AA-BO ‘eingeführt’ werden. Sie erhalten 
dann den Status eines Beobachters. 

“Nach der Teilnahme an mehre- 
ren Treffen sollten interessierte Gruppen 
darlegen, ob sie eine Mitgliedschaft in 
Erwägungziehen, bzw. ihren Diskussions- 


| Betreff: Demonstration I 
l l 
gOr: Wiesbaden I 
l Datum: 17.4.93 I 
Thema: Gegen die faschistischen Zentren vorgehen ] 
gy orstellung des Konzepts durch die Antifa (M): 9.4.93, 18.00 Uhr, l 
| Grünes Zentrum, Geiststr. 1 l 
ÜDie Demo ist U) Militant Gewaltfrei [] Bunt & Kraftvoll l 
U) Lichterkette Schwarzer Block 

l Ä | 
| Die Demo wird organisiert durch (Breites Bündnis l 
En: | U) Internes Bündnis l 
Antifa (M) I 
g!ch komme BI us Personen I 
N mit U Helm U) Kerze U) Stein O) Fahne ] 
1 U Kranz UArmbinde D .......- j 
Bine einschicken an (doppelter Umschlag!): 
Bl Antifa (M), Buchladen Rote Straße, Rote Straße 10, 3400 Göttingen. r 


. 


Satire von Gegnern der Antifa (M)/AA-BO aus "Göttinger Drucksache" Nr. 101 
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stand vermitteln.” 

(Protokoll AA-B0 Treffen Mainz) 

InKlartextheißtdas, daßneue Grup- 
pen eine Probezeit absolvieren, nach der sie 
eintreten müssen, wenn sie ihren “Diskus- 
sionsstand” angepaßt haben, sprich 
gleichgeschaltetsind. Andernfalls wäre, das 
ist natürlich nur meine persönliche Hypo- 
these, eine weitere Teilnahme wahrschein- 
lich nicht mehr möglich. 

Was die “Parteidisziplin” betrifft, 
wurde diese bereits beim Treffen vom 19./ 
20.12.92 in Berlin geregelt: 

“ „für MitgliederInnen sind die 
getroffenen Absprachen verbindlich, aber 
auch BeobachterInnen haben sich daran 
zu orientieren (deswegen ja auch eine 
thematische Einführung in die AA-BO 
durch die Stadt, die organisiert ist)” 

(Protokoll AA-B0 Treffen Berlin) 

Und damit jeder gleich weiß, mit 
wem er es beim Treffen zu tun hat und sich 
nicht etwa jemand einschleicht, kam man 
in Berlin ebenfalls zu einer Regelung: 

« ‚ab nächstem Treffen versieht 
jede Stadt ihren Sitzplatz mit einem Kärt- 
chen, damit die anderen auch wissen, mit 
"wem sie es zu tun haben. das Kärtchen 
enthält auch die Information, wie die ent- 
sprechende Stadt zur AA-BO steht.” 
(Quelle wie oben) 
In der Statuten- und Befugnis- 
diskussion schieden sich dann doch die 
Gemüter. Die Beobachter, die immerhin 
die Hälfte der ca.15 AA-BO-Gruppen aus- 
machen, durften zwar nicht mitstimmen, 
trotzdem sollten sie sich an die Beschlüsse 
der Mitglieder halten. In Mainz forderten 
die Beobachter dann die Abschaffung der 
Mitglieder/Beobachter-Trennung. DieMit- 
glieder beharrten jedoch auf dieser Rege- 
lung, was den Auszug und damit die Ab- 
spaltung der Hälfte der Gruppen zur Folge 
hatte. Doch dazu später. 
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Der dritte Schwerpunktder Diskus- 
sion war der Gründungskongreß der AA- 
BO. Für den 08.05.1993 sollte ein offizieller 
Gründungskongreß abgehalten werden, 
nachdem die AA-BO beim Treffen in Wup- 
pertal vom 25./26.7.92 ausgerufen worden 
war. Auf dem Treffen in Guben vom 23.- 
25.10.1992 stellten die Göttinger (M)- 
Antifas ein erstes Finanzkonzept vor. Die- 
ses monumentale Spektakel paßt in seiner 
Art genau in das bereits geschilderte Bild, 
zum Hang nach propagandistischen Groß- 
und Protzveranstaltungen. Die Leute der 
Antifa (M) Göttingen, die die Organisation 
übernahmen, veranschlagten zu diesem 
Zeitpunkt 13.000 DM: 

“Das Geld wird für den Druck von 
Präsentationen sowie Pressemappen be- 
nötigt.” 

(Protokoll der AG II vom 23.10.1992 in 
Guben) 

Beim Treffen in Berlin im Dezem- 
ber 1992 veranschlagte Göttingen dann 
schon sage und schreibe 35.000 DM. Sie 
erwarteten, daß: “die Städte bis Anfang 
März (...) jeweils DM 2.000” abführen. 
Dabei war vonder Anmietung der Göttinger 
Stadthalle, und als das nicht ging, von ei- 
nem Zirkuszelt die Rede. Man war bereit, 
Unsummen für Pomp zu verschleudern. 
Dies angesichts der Tatsache, daß viele 
Antifagruppen ‚speziell im Osten, sämtli- 
che Aktivitäten aus der eigenen Tasche 
bezahlen müssen, und es am Nötigsten 
fehlt, um vernünftige Arbeit zu leisten. 

Aber auch daran gibt es immerhin 
Kritik. Das sogenannte kulturelle Rahmen- 
programm, das ein Großteil des Geldes 
verschlingen sollte, wurde in Frage gestellt. 
Man fragte sich, wozu das eigentlich gut 
sein sollte. Außerdem waren einige Grup- 
pen der Auffassung, daß der Anspruch, den 
die AA-BO dort öffentlich zur Schau stellen 
würde, niemals realisiert werden könnte. 
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Jedoch wollten die Befürworter des 
Kongreßkonzeptes, ganz besonders natür- 
lich Göttingen und Bonn, davon nichts hö- 
ren. Sie argumentierten typisch: 

“es müsse nach zwei Jahren 
Organisationsdebatte der qualitative 
Sprung zur Organisation vollzogen wer- 
den, weilansonsten das bis heute geleiste- 
te durch Zögern aufs Spiel gesetzt wür- 
de.” 

Trotz der mehrheitlichen Position 
gegen dieses Kongreßkonzept setzte sich 
Göttingen durch: 

“Stand ist, daß Göttingen die Pla- 
nung weiter so angeht, wie in ihrem 
Konzeptpapier vorgeschlagen.” 

Außerdem sollte Göttingen eine Vor- 
anzeige an das Antifaschistische Infoblatt 
Berlin senden. An diesem Punkte brach der 
Konflikt heftiger denn je zwischen Berlin 
und Göttingen aus, der vorher auf den Tref- 
fen noch relativ sachlich ausgetragen wur- 
de. 

. An diesem Konflikt sind sehr leicht 
die Fronten aufzuzeigen. Da ist auf der 
einen Seite die Göttinger Antifa (M) mit 
ihrer bereits erwähnten Politik und auf der 


anderen Seite das AntifaschistischeInfoblatt 
Berlin (Die anderen Berliner und Göttinger 
Antifagruppen verhielten sich eher ableh- 
nend gegenüber der AA-BO). Das Infoblatt 
setzte zwar auf Strukturierung, jedochnicht 
unbedingt auf eine Organisierung. Sie wol- 
len zunächst einen Prozeß des Kennen- 
lernens mit Austausch von Informationen, 
durch den dann eine Vernetzung erfolgt 
und Verbindlichkeiten entstehen. Erst dann 
wäre es für sie an der Zeit, über eine Orga- 
nisation nachzudenken. Mit Ausnahme der 
letzten Schlußfolgerung ist das eine inter- 
essante Idee. Ich persönlich würde es je- 


' doch dann nur Vernetzung nennen. Für das 


Infoblatt ist die Antifa erst am Anfang 
dieses Weges. Sie distanzieren sich hart 
und klar von der Göttinger Parteipolitik: 
“Für Menschen außerhalb einer 
'Szene’, die Interesse an Antifa-Arbeit 
haben, sollte solch eine Organisierung 
ebenso attraktiv sein. (...) Eine bundes- 
weite Organisierung von Antifagruppen 
muß möglich sein, ohne bestehende 
Organisationsformen zu übergehen oder 
zu funktionalisieren. (...) Die Unterstüt- 
zung einer Basisarbeit, einer Bewegung 
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Antifaschistische Aktion 1932: Demonstraton von Stärke... 
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von "unten’, (..) halten wir für die wich- 
tigste Aufgabe einer Organisierung. (...) 
Wir brauchen keine bürokratische 
Vereinsmeierei. (...) Ansätze von Profi- 
lierung und von Funktionalisierung (...) 
sollten von vornherein offen diskutiert 


..und 1993: martialische Ritterspiele 
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und angegangen werden. (...) Die Frage 
nach einer eng ausgelegten formellen Mit- 
gliedschaft halten wir für verfrüht. (...) 
Eine simple Vereinheitlichung von Posi- 
tionen und Aktivitäten unter dem Dach 
einer Organisation halten wir für schäd- 
lich. (...) Die Organisation von Antifa- 
Gruppenkann 
nicht die Ent- 
wicklungrevo- 
lutionärer Per- 
spektiven lei- 
sten.” 
| (Stellungnah- 
[ me zur Orga- 
nisierung von 
Antifa-Grup- 
pen) 

I’-n 
einem anderen 
Papier greifen 
sie Göttingen 
direkt an. Dort 
heißt es. 

- “Wir 
wollen keine 
autonome Or- 
ganisation, die 
sich zur 
‘Protagoni- 
stin’ des antifa- 
schistischen 
Kampfes ma- 
chen will und 
darüber hin- 
aus auch noch 
auf äußerst 
wackliger Ba- 
sis steht.” 

In 
der ursprüngli- 
chen dreisei- 
tigen Fassung 
der Voranzeige 
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zum Kongreß, den die Göttinger Antifa (M) 
verfaßte, hieß es, daß die AA-BO zur 
“Protagonistin” (lautSynonym-Wörterbuch 
“Vorkämpferin”) der antifaschistischen Be- 
wegung werden soll. Andiesem Punkt wird 
eindeutigklar, daß die Ideologen der Antifa 
(M) von Anfang an und bis heute nichts 
weiter wollten, als eben ProtagonistInnen 
der Bewegung zu sein, also eine elitäre 
Avantgarde. Diese Anzeige erschien nie- 
mals, dagegen wurde eine auf eine Seite 
zusammengekürzte Fassung veröffentlicht, 
die wiederum völlig entideologisiert wur- 
de. 

Jedoch fiel der Kongreß aus. Denn 
auf dem Treffen vom 20./21.2. kam es end- 
gültig zum Eklat. Erneut wehrten sich viele 
gegen den Kongreß. Mit den gleichen Ar- 
gumenten wie beim Vortreffen sollte der 
Aufwand eingeschränkt werden. Für die 
“Jight”-Version jedoch verweigerte Göt- 
tingen (M) seine Bereitschaft zur Organi- 
sierung und Vorfinanzierung. Der weitere 
Streit machte sich an dem Berliner Papier 
fest, welches oben auszugsweise zitiert 
wurde. Der endgültige Bruch vollzog sich 
dann an der bereits erwähnten Miitglieder- 
Beobachter-Position. Sie endete mit dem 
Auszug des Großteils der Beobachter. Der 
Kongreß wurde von der AA-B-Rumpf-Or- 
ganisation auf den September 1993 ver- 
schoben. InFolge dieser Abspaltung wurde 
von einigen Aussteigern ein neuer organi- 
satorischer Ansatz initiiert. Ein erstes gro- 
Bes Treffen wurde für den Herbst angesetzt. 
Jedoch betont man ausdrücklich, daß man 
keine Konkurrenz zur AA-BO aufmachen 
wolle. 

Beide Organisierungen/sationen 
entdeckten nun plötzlich den Osten. Wurde 
vorher nur mit mäßigen Erfolg Ost-Antifa- 
Gruppen zur AA-BO eingeladen: 

“u. es besteht bei vielen Ost-Städ- 
ten ein Vorbehalt gegen solch eine Art 
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Organisierung oder Organisation. (...) 
Dazu muß noch gesagt werden, daß auf 
Treffen der AA bisher ausschließlich Ost- 
Gruppen mal vorbei geschaut haben, die 
sowieso schon viel weniger Vorbehalte 
gegen die 'Wessis’ haben als andere.” 

(Protokoll AA-BO Treffen 19./ 
20.12. in Berlin) 

Während das Antifaschistiche 
Infoblatt nach vorheriger Anfrage beim 
Ostvernetzungstreffen als Beobachter und 
Berichterstatterdurcheinen Mitarbeiter aus 
dem Osten vertreten sind, versuchte auch 
die AA-B-Rumpf-Organisation einen Fuß 
in das Osttreffen zu bekommen. 

“Auf die nächsten Vernetzungs- 


treffen im Osten soll, nach vorheriger 


Nachfrage ob das o.k. ist, jemand von der 
AA-BO fahren und dort Sachen von uns 
vermitteln - Übernimmt BS (Braun- 
schweig d.Red)” 

(Protokoll AA-BO Treffen Mainz 
20./21.2.1993) 

Das wurde auch versucht. Leider stieß 
die beim Ostvernetzungstreffen in Magde- 


“ burg vorstellig gewordene Frau wieder auf 


breites Desinteresse. 

Abschließend ist zu sagen: Hier war 
und ist man im Begriff, nach bekannten 
Mustern von oben, per Dekret und Statut, 
das einzusetzen, was von unten organisch 
wachsen muß. Man äfft genau die 
unausgegorenen bolschewistischen Denk- 
schemata nach, die die siebzigjährige tota- 
litäre Unterdrückung (und dann eben auch 
Ermordung) von Millionen zur Folge hat- 
ten.Hier, wo Parteidisziplinund Einheitsbrei 
alleroberstes Gebot ist, wo Information 
monopolisiert werden soll, wo nur mitma- 
chen darf, wer politisch auf Linie ist, wurde 
ein ideales Tummelfeld für Apparatschiks, 
K-Gruppler und solche, die es werde wol- 
len, geschaffen. Es ist mir unbegreiflich, 
daß sich die Gruppen der AA-BO gewun- 
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derthaben, warum so wenig Ostler Lust auf 
diese neue Avantgarde haben. Für diese 
wäre esnunendlich einmal an der Zeit, sich 
mit der DDR und der Rolle, die ihre 
Führungskraft SED in ihr gespielt hat, aus- 
einanderzusetzen. Vielleicht entdecken sie 
sich und ihre AA-BO darin wieder. 
BewahreunsdieRealitätdavor, daß 
diese Leute irgendwann an die Macht kom- 
men. 70 Jahre Diktatur der stalinistischen 
Politbürokratie sind genug. 
Jolli Jumper 


P.S. Auf diesen Artikel erwarten wir gefaßt 
eine Flut von wütenden Leserbriefen. Wir 
bleiben nichtsdestoweniger bei dieser Dar- 
stellung. Leiderhatunsdas" Antifaschistische 
Infoblatt Berlin"das Material über seinen 
"persönlichen" Fax-Kriegmit Göttingen (M), 
dernacheigenen Aussagen "nichtmehr schön 
war", nicht anvertrauen wollen. 
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Faschistische Jugendorganisation 
selbst aufgelöst? 


Am 22.06.1993 wurde beendet, was 
gerade ein Jahr zuvor begonnen hatte; das 
“Förderwerk Mitteldeutsche Jugend” 
(FMJ). Diese faschistische Organisation 
übernahm nach dem Verbot der “Nationa- 
listischen Front” (NF) de facto in Personal- 
union die Rolle des bis dato als NF- 
Vorfeldorganisationfungierenden “Förder- 
kreis Junges Deutschland” (FJD). DasFMJ 
war dabei in die NF-Abspaltungs- und 
Nachfolgeorganisation “Sozialrevolutionäre 
Arbeiterfront” (SrA) eingebunden. 

Vorsitzender der SrA ist Andreas 
Siegfried Pohl (genannt Pohle). 

Pohl war jahrelang NF-Chef in Ber- 
lin. Zwischen 1983 und 1985 hielt er sich 
regelmäßig in Ostberlin aufund hielt direkt 
Kontakt zum harten faschistischen Kern 
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der BFC Hools um Jens Uwe Voigt. A m 
8.8.1992 kam es, in Folge von Machtran- 
geleien zwischen Pohl und dem bis dato 
amtierendenund beim Hetendorfer NF-Par- 
teitag am 27.6.1992 bestätigten Vorsitzen- 
den Meinolf Schönborn, zur Abspaltung 
der NF-Mehrheitaufeinem Sonderparteitag 
in Kremmen bei Oranienburg. Dort wurde 
Pohl zum neuen Vorsitzenden gewählt. Mit 
der SrA-Gründung im Herbst 1992 und 
dem NF-Verbot im November des gleichen 
Jahres war die Machtfrage eindeutig ge- 
klärt. 

Das FMJ begann seine Aktivitäten 
unmittelbar mit dem Verbot der NF. 
Hauptbetätigungsfeld war dabei das Land 
Brandenburg. FMJ-Zentren sind Velten, 
Kremmen, Henningsdorf (zusammengefaßt 
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als Kameradschaft bzw. Stützpunkt 
Osthavel), Königs Wusterhausen, Frank- 
furt/Oderund Luckenwalde. Das FM] soll- 
te als Massenorganisation für die SrA, die 
sich in den Traditionen der national- 
sozialistischen SA sieht, national denkende 
Jugendliche mobilisieren. 

In ihrem Kampfblatt “Der Angriff” 
(der Name lehnt sich an eine vom NS- 
Propagandaminister Joseph Göbbels 
herrausgegebene Hetzschrift an) verbreite- 
ten sie ihre rechtsextreme Propaganda. Zu 
Ostern verteilte der Stützpunkt Hen- 
ningsdorf gar ein eigenes Blättchen in die 
stadteigenen Briefkästen. Dabei wurde ein 
Postfach in Velten verwendet, das bereits 
von der NF für deren Zeitschrift “Krem- 
mener Beobachter” benutzt wurde. Dieser 
wurde nur wenige Orte weiter verbreitet, 
und war von der Machart fast identisch. 

Die Weiterverwendung des PSF ver- 
suchte der Stützpunktleiter von Hennings- 
dorfdümmlichherunterzuwiegeln. DasPSF 
sei von ihnen weiter verwendet worden, da 
der Besitzer nun in ihren Reihen kämpfe. 
Darüber hinaus sei es bei der Post nicht 
möglich, ein neues Postfach zu bekommen. 
Des weiteren versucht man eilfertig, eine 
Verbindung zur SrA oder zur ehemaligen 
NF zu leugnen. Man habe sich von alten 
NF-Kadern getrennt, die sich unabhängig 
von ihnen unter dem Namen SrA organi- 
siert hätten. 

Der erste Vorsitzende des FMJ war 
Enno Gehrmann. Er war bereits zu NF- 
_ Zeitenführender Kaderund wurde im Pohl- 
Vorstand am 8.8.1992 zum 3.Stellvertreter 
gewählt. Aufeiner, am 15. November 1992 
in Mittenwalde von der FMJ abgehaltenen 
Ersatzveranstaltung für den verbotenen 
Naziaufmarsch in Halbe (zum sogenannten 
Heldengedenktag), sprach Steffen Hupka. 
Er ist ein langjähriger Gefolgsmann von 
Pohl und seit August Beisitzer in der Pohl- 
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NFbzw.inder SrA. Erkümmertssichhaupt- 
sächlich um die Schulung der “Anwärter . 
und Mitglieder”. Bei einer anderen FMJ- 
Veranstaltung aus gleichem Anlaß in 
Stansdorf sprach SrA-Chef Pohl. 

AufderJahreshauptversammlungdes 
FMJ am 3.1.1993 in Berlin, wurde Enno 
Gehrmann offiziell seines Amtes enthoben 
und aus dem FMJ ausgeschlossen. Als 
Begründung wurde seinealteNF-Miitglied- 
schaft angeführt die sich schädlich auf das 
Ansehen des FMJ auswirke. Jedoch schrieb 
Enno Gehrmann im Angriff Nr.2, der weit 
nach Januar 1993 herausgegeben wurde, 
das Vorwort, ein Paradoxon angesichts des 
angeblichen Ausschlußes. Hieristehervon . 
einem taktischen Manöver auszugehen, um 
das Bild des FMJ in der Öffentlichkeit zu 
schönen. 

Der neue Vorsitzende war seitdem 
Kamerad Degenharth. Ein Degenharth war 
zuvorbeiderNF-Kameradschaft Kremmen 
sehraktiv.Sollte dies der gleiche Degenharth 
sein? 

Am 22.06.1993 dann löste sich, wie 
oben erwähnt, das FMJ urplötzlich auf. 
Dafür zeichnete nun als Vorsitzender ein 
völlig anderer, ein gewisser Doberschütz. 
Als Grund wurde angeführt, daß es dem 
FMJ nicht möglich gewesen sei “die 
faschistischen Tendenzen bei dem Großteil 
seiner Mitglieder zu stoppen bzw. erziehe- 
risch auf diese einzuwirken.” Das jedoch 
erscheint als Grund eher unwarscheinlich. 
Wahrscheinlich ist dagegen, daß das FMJ 
in jüngster Vergangenheit zunehmend un- 
ter den Druck der Medien geraten ist. Des 
weiteren geriet, nach dem skandalösen 
Nichteingreifen der Polizei bei einer 
“Privatparty” vonca.900RechteninPrieros 
(nahe Königs Wusterhausen), und der von 
der Polizei erst nach Stunden beendeten, 
FMJ-Sonnenwendfeier in Altfriesack, der 
Brandenburger Verfassungsschulz und das 
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Innenministerium unter Handlungsdruck. 
Vermutlich um einem Verbot zu entgehen, 
löste sich das FMJ kurzerhand selbst auf. 
Laut einem internen Rundschrei- 
ben sollten die FMJ-Mitglieder ruhig blei- 
ben, eine neue Organisation wäre schon 
vorhanden. Und siehe da, Ende Juni tauchte 
eine Verlautbarung eines “Unabhängigen 
Jugendverbandes” (UJV) auf. Layout und 
Papier unterscheiden sich in nichts von den 
letzten FMJ-Papieren. Gezeichnethat dafür 
ein gewisser Christopeit als Sprecher des 


UJV’s. In diesem Papier wird mitgeteilt, 
daß der UJV ein am 25.6. vom Bezirks- 
gericht Frankfurt/Oder verbotenes Konzert 
des faschistischen “Barden Frank Ren- 
necke” (dort war der Anmelder das FMJ) in 
der Berliner Wuhlheide, ausgerechnet am 
Christopher Street Day durchführte. 
Esbleibtabzuwarteninwieweitdie- 
se neue/alte Organisation weiter von sich 


reden macht. 
n.n. 


Nicht aber im Amte... 
- Die Gauck-Behörde sabotiert zunehmend die Aufarbeitung 


der DDR-Vergangenheit 


Mit einem gewissen Recht wurde Mitglie- 
dern der alten DDR-Opposition und auch 
uns in der Vergangenheit das Übergehen 
und Verschweigen von “Praktiken der 
Gauck-Behörde” vorgeworfen. Obwohl es 
andererseits auch kaum lobende Kommen- 
tare aus diesen Kreisen oder in unserem 
Blatt gegeben hat, wird man doch behaup- 
tenkönnen, daß dadurch “linke” Kritikerin 
gewisser Weise in die Vorhand gekommen 
sind, die am liebsten den berühmten dicken 
Strich unter die DDR-Vergangenheit und 
ihre Kollaboration mit dem Regime ziehen 
möchten. Verschlimmert wirddiesnurnoch 
durch gelegentliche Erklärungen unter der 
Formel “DDR-Bürgerrechtler”, in denen 
zunächst und vor allem erst einmal ein 
Kotau* vor den gegenwärtigen rechtlichen 
Verhältnissender Bundesrepublik Deutsch- 
land gemacht und der Boden der sogenann- 
ten FdGO anerkannt wird, um dann in bald 
bittendem, bald klagenden Ton an die Ein- 
sicht der Machthaber zu appellieren. Wozu 
das gut sein soll, ist nicht recht klar, es seı, 
die Betenden legen Wert auf Einstellung in 
den Öffentlichen Dienst oder Verbleiben in 
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demselben. 

Dabei war die Unzufriedenheit der 
weitaus meisten DDR-Oppositionellen von 
Anfang anklar. Sie warenes, die gegenüber 
den ausweichenden Stellungnahmen der 
ehemaligenBlockparteienam Runden Tisch 
für eine wirkliche Aufarbeitung und Öff- 
nung der Archive sich eingesetzt haben, 
und selbst nachdem die DDR-Bevölkerung 
sich mit großer Mehrheit für ein schwarzes 
Kabinett und die Angliederung an die BRD 
entschieden hatte, konnten die oppositio- 
nellen Plattformennoch genügendDruck in 
dieser Einzelfrage machen, um die 
Volkskammer zu bewegen, noch kurz vor 
Toresschluß, im August 1990 ein Gesetz 
zur politischen, historischen und juristi- 
schen Aufarbeitung der Stasi Vergangen- 
heit zu verabschieden. Zu einem entspre- 
chenden Anhang im Einigungsvertrag und 
Ernennung eines Sonderbeauftragten kam 
es freilich erst, nachdem Oppositionelle in 
verschiedenen DDR-Städten Mahnwachen 
und Hungerstreiks durchführten. Und auch 
die Möglichkeiten, die die Formulierungen 
des Stasiunterlagengesetzes trotz vieler Ein- 
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Joachim Gauck im pressewirksamen Gespräch mit prominenten Ersteinsichnehmenden im 


Januar 1992 


schränkungen dennoch für die Opfer des 
Stalinismus und die historische Klärung 
des jüngsten Debakels der deutschen Ge- 
schichte eröffnen, gehen auf den steten 
Druck von Organisationen und Parteien 
zurück, die ihr Selbstverständnis zum Teil 
ausder Opposition gegendas DDR-Regime 
herleiten. 

Unter den Bedingungen der von der 
Mehrheit der Bevölkerung entschiedenen 
Angliederung, war die Öffnung der Akten 
nur zum Preis der Einrichtung einer 
zentralistischen Behörde nach bundesrepu- 
blikanischemZuschnitt zuhaben. Die Nach- 
teile dieses Verfahrens waren vielen Inter- 
essierten hinreichend klar, aber es gab die 
Hoffnung, daß über entsprechende perso- 
nelle Besetzungen Form und Inhalt in ei- 
nem gewissen Zwiespalt gehalten werden 
könnten. Ein solches Wollen ist sogar im- 
mer wieder bei dem so bezeichneten 
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“Bundesbeaufragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik”, Joa- 
chim Gauck, sichtbar. Aber dieser Willen 
bedeutet für Gauck eben auch, unter dem 
zunehmenden politischen Druck, die Akten 
wieder zu schließen, alles zu tun, um durch 
taktische Zugeständnisse möglichst viel zu 
erhalten. Der Natur der Sache nach wird 
dabei immer mehr von den ursprünglichen 
Zielen der Aufarbeitung der DDR-Vergan- 
genheit geopfert und die Frage bleibt, wie 
spät es jetzt ist oder ob es nicht bereits zu 
spät sein könnte. 

In der Zeitschrift “Das Parlament” 
äußerte sich Gauck am 26. Oktober 1990: 
“Wir brauchen Spezialisten, die in bundes- 
deutschem Recht bewandert sind und 
Verwaltungsfachleute, die den Aufbau ei- 
ner großen Bundesbehörde gestalten kön- 
nen. Aber die wesentlichen Aufarbei- 
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tungsvorgänge werden sicherlich von Per- 
sonen geleistet werden, die hier als Betrof- 
fene Stasiherrschaftnichtnur beobachtetet, 
sondern aucherlittenhaben. Dieein Gespür 
dafür entwickelt haben, daß es sich um 
geraubte Freiheit und Persönlichkeit han- 
delt, nicht nur um eine interessante histori- 
sche Aufgabe, die zu bewältigen ist.” 
Zunächst fing es in der Tat mit letz- 
terer Art von Mitarbeitern an, Leute vor 
allem aus den DDR-Bürgerkomitees, die 
bereit waren, einen befristeten Arbeitsver- 
trag zu akzeptieren, monatelang auf eine 
Bezahlung zu warten, mit einem alten 
Personalcomputer aus den Zeiten des 
Bürgerkomitees und auch ansonsten ohne 
Material hart zu arbeiten. Erst im März 
1991 trafen die ersten drei Kopierer ein. 
Merkwürdigerweise wurden an alten Mit- 
arbeitern vorbei dann neue fest angestellt, - 
die gesuchten Verwaltungsfachleute aus 
dem Westen, aber eben auch Leute, die 
etwa die gleiche Qualifikation hatten wie 
sie selbst, aber keinerlei Erfahrungen mit 
den Unterlagen. Zum Ausgleich beließman 
eine Reihe von Staatssicherheitsleuten in 
der Behörde, die, wie die Behördenleitung 
meinte, über das notwendige Know-how 
verfügten und daher unentbehrlich seien. 
Demgegenüber wurden Bewerbungen von 
AngehörigenderDDR-Oppositionoderaus 
den früheren Bürgerkomitees ignoriert. Die 
Erstaktivisten erhielten immer subalternere 
Arbeiten. In Kadergesprächen von fünf 
Minutenerklärteihnender DirektorGaucks, 
Dr. Hans Jörg Geiger, Anfang April 1991, 
sie sollten froh sein, daß für sie noch Stellen 
frei wären. Indenalten Bundesländern brau- 
che man für diese Tätigkeiten Abitur. Sie 
wurden im Gehalt zurückgestuft und sorg- 
fältig voneinander getrennt. Außerdem hat- 
ten sie eine nochmalige Probezeit von 6 
Monaten zu bestehen. Offiziell heißt es, in 
der Gauck-Behörde arbeiteten 80 oder 90% 
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Mitarbeiter aus der ehemaligen DDR. Das 
magrichtig sein, verschweigt aber, daßfast 
alle Referats- und Abteilungsleiter aus 
Westdeutschlandherangeholt wurden, wäh- 
rend bei den Putzfrauen sicher ein Ostanteil 
von 100% zu erwarten ist. 

Der Abteilungsleiter Zabel formu- 
lierte die Kriterien der Personalauswahl 
Anfang 1992 gegenüber der “Frankfurter 
Allgemeinen” in anerkennenswerter Klar- 
heit: Beider Auswahl der Mitarbeiter seien 
formaleKriterienzunehmend wichtig. Über- 
dies müßten die Kandidaten den Eindruck 
vermitteln, sich striktan die Schweigepflicht 
zu halten und ihre Arbeit möglichst unbe- 
fangen zuerledigen. Sosteheer Bewerbern, 
die bekundeten, “es den roten Socken zei- 
gen zu wollen”, skeptisch gegenüber. 

Das war natürlich eine wohlkalku- 
lierte Frechheit, insofern als damit pau- 
schal Leuten, die wirklich an dieser Arbeit 
interessiert sind, Rachelust unterschoben 
wurde. Es gehörte für die Mitarbeiter der 
ersten Stundesschoneinige_Leidensfähigkeit 
und einiger Idealismus dazu, in der Gauck- 
Behörde zu bleiben und viele traten in der 
Folge aller möglichen unwürdigen Proze- 
duren aus. Aber auch ohne das mußten 
geradlinige Menschen, die in der Behörde 
arbeiteten, zwangsläufig früher oder später 
mit den formalen Bestimmungen in Kon- 
flikt geraten. Dies geschah beispielsweise 
als der damalige Innenminister Schäuble 
ein ziemlich eindeutiges Gutachten der 
Gauck-Behörde überdenehemaligenDDR- 
Ministerpräsidenten de Maiziere um- 
fälschte. Die Historiker Mitter und Wolle 
brachen ihre Schweigeverpflichtung und 
bezeichneten Schäubles Bericht über die 
Stasi-Verbindungen von de Maiziere öf- 
fentlich als Verharmlosung. Gauck entließ 
sie wegen“llloyalität”,. Gegenüber der “Ber- 
liner Zeitung” meinte er am 4. April 1991, 
es liege ein Verstoß gegen die Schweige- 
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verpflichtung vor, die sie unterschrieben 
hätten. Wie die Empfänger des de-Mai- 
ziere-Berichtesmitden Arbeitsergebnissen 
der Behörde umgingen, liege nicht mehr in 
seiner, Gaucks, Kompetenz. “Ichhabe Ver- 
ständnis für die Reaktion von Mitter und 
Wolle, kann sie aber als Chef dieser Behör- 
de, der seine Mitarbeiter zum Schweigen 
verpflichtet hat, nicht hinnehmen. Daraus 
abzuleiten, ich stellemich in eine Reihe mit 
jenen, die vertuschen und verschweigen 
wollen, ist blanker Unsinn.” Natürlich 
blanker Unsinn. 

Einretardierendes MomentdesDra- 
mas brachte das Stasiaktengesetz, das - 
durchausauchein VerdienstderGauckschen 
Kompromißpolitik - schließlich den Bun- 
destag passierte. Erstmals in Deutschland 
war es wenigstens nachträglich, wenn auch 
begrenzt, möglich, daß die Opfer der 
Repressionen eines diktatorischen Systems 
die Täter namhaft machen konnten und von 
den Betroffenen selbst Forschungen zur 
Repressionsstruktur betrieben werden konn- 
ten. Geschichtsschreibung von unten, aus 
der Sicht der Verfolgten, schien plötzlich 
möglich zu werden. 

Die Mängel des Gesetzes wurden 
von Anfang an benannt: Das Einsichtsrecht 
für Geheimdienste, die unklare Formulie- 
rung der “schutzwürdigen Interessen Drit- 
ter”, die Unmöglichkeit von Gruppenein- 
sichten. Aber immerhin schien bei den er- 
sten Akteneinsichten prominenter Bürger- 
rechtler alles noch möglich und eine ver- 
besserte Interpretation des Gesetzes sehr 
wahrscheinlich. Gauck betonte, es gehe um 
Datenschutz und nicht um Täterschutz. 

Stattdessen läuft aber jetzt die Ten- 
denz dahin, über immer neue Instruktionen 
die Akten zu schließen. Wer seine Akten zu 
lesen begehrt, ist immer mehr vom oftnicht 
vorhandenen guten Willen der Sachbear- 
beiter und von ihrer wechselnden Kompe- 
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tenz abhängig. Da wird im Namen des 
Datenschutzes jeder Name außer dem des 
Opfers unkenntlich gemacht, selbst der des 
Staatsratsvorsitzenden. DieKlarnamen auch 
enttarnter Inoffizieller Mitarbeiter werden 
in den Kopien geschwärzt. Die Sachbear- 
beiter weigern sich, IM-Überprüfungen 
durchzuführen. Nachweise durch die Be- 
nutzer werden weder zur Kenntnis genom- 
men noch gesammelt. Mittlerweile gibt es 
Fälle, in denen selbst Vorgänge, die die 
Person betreffen, abgedeckt werden. Die 
Betroffenen erhalten neuerdings auch bei 
der ersten Einsicht nur noch geschwärzte 
Kopien der Akten. Ganz abgesehen davon, 
daß Aktenrecherchen von vielen Mitarbei- 
tern unlustig, schlampig und unvollständig 
durchgeführt werden. Alle anderen Vorge- 
hensweisen von Sachbearbeitern gesche- 
hen aus Einsicht und Gnade und wohl auch 
auf ihr eigenes Risiko. Ganz zu schweigen 
vonden Möglichkeiten vonGruppeneinsicht 
oder sonstigen verwegenen Forderungen. 
Damit ist gerade für diejenigen, die durch 
oft jahrzehntelange Gefängnisaufenthalte 
unter denrigiden Bedingungen derfünfziger 
und sechziger Jahre psychisch beschädigt 
worden sind, kaum eine Hoffnung auf eine 
wirkliche Aufklärung ihrer Leidensge- 
Schichte möglich, es sei denn sie geraten an 
einen Mitarbeiter, der das Verständnis ent- 
wickelt, das in den zitierten Zabelschen 
Einstellungsbedingungennicht vorgesehen 
ist. 

Das Verfahren der Gauck-Behörde 
wird bisher durch interne Anweisungen 
und Interpretationen bestimmt, die vor dem 
Publikum sorgfältig geheimgehalten wer- 
denund damit weder fixier-noch einklagbar 
sind. Man könnte hier auf den einleuchten- 
den Gedanken kommen, das Stasiaktenge- 
setz habe eben keine Ausführungsbestm- 
mungen und diese gelte es zu fordern. Aber 
die derzeitige Stimmung in den Bonner 
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Links neben Gauck der Direktor und der bürokratische Geist der Behörde, Geiger 


Parteien ist auf eine Schließung der Akten 
des Staatssicherheitsdienstes aus und die 
ausstehenden Ausführungsbestimmungen 
werden, ebenso wie eine Novellierung des 
Gesetzes, eher zu einer gravierenden Ver- 
schlechterung der Bestimmungen als zu 
deren Verbesserung führen. 

Diejenigen Betroffenen, die in der 
Lage waren, einen Wust von bürokrati- 
schen Hürden zu bewältigen und geduldige 
Verhandlungen zu führen, haben bisher im 
Umweg über die Abteilung Bildung und 
Forschung eine Möglichkeit der Recherche 
zu ihren Gruppenzusammenhängen gese- 
hen. Dies wurde bis vor Kurzem durch eine 
verhältnismäßig positive Struktur des Per- 
sonals ermöglicht. Das war natürlich nur 
unter zäihem Kampf gegen das Personalbüro 
möglich, das sich selbst bei persönlichen 
Empfehlungen von Joachim Gauck weiger- 
te, frühere Oppositionelle einzustellen. 
Michael Beleites, der als Buchautor seine 
wissenschaftlichen Fähigkeiten unter Be- 
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weis gestellt hat, wurde nur eingestellt, um 
ihn sodann zu subalternen Arbeiten einzu- 
teilen. Nachdem Jürgen Fuchs eingestellt 
worden war, wurde gegen Gauck ein Ver- 
fahren wegen des Verdachts auf Vettern- 
wirtschaft angestrengt. Immerhin war mit 
dem agilen Hubertus Knabe, der die Abtei- 
lung Bildung und Forschung aufbaute, ein 
wichtiger Ausgangspunkt für einen aufge- 
schlossenen Geist in der Abteilung und 
zielgerichtete Neueinstellungen vorhanden. 
Aber schon ein Neuansatz wie die von ihm 
vorbereitete “Oppositionskonferenz”, die 
Forschung mit Betroffenen und für sie vor- 
sah, trug ihm einen Rüffel von Seiten der 
Behördenleitung ein. An Knabe vorbei 
wurden allerhand universitäre Kräfte aus 
Westdeutschland eingestellt, die schließ- 
lich die Leitung der Abteilung übernah- 
men, während man ihn vorläufig noch als 
Arbeitsgruppenleiter gewähren ließ. Ganz 
im Zabelschen Sinne wollen die Doktoren 
und Professoren die Forschung “sine ira et 
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Bei einer Pressekonferenz rechts neben Gauck: Hubertus Knabe, der die Abteilung Bildung 


und Forschung aufbaute 


studio”** und möglichst unter Ausschluß 
des Publikums betreiben, was am besten 
dadurch geschehe, daß man einen gehöri- 
gen Abstand von den Dingen habe und sie 
ruhen lasse. Hubertus Knabe war aber auch 
ihrem Bestreben im Wege, für Freunde und 
Kollegen aus Westdeutschland in der 
Gauck-Behörde Pfründe zu schaffen und so 
entfalteten sie ein reges Intrigenspiel, das 
schließlich auch zum Ziel führte. 

Anlaß dazu schuf ein streng 
innerbehördlicher Brief von Mitarbeitern 
der Abteilung Bildung und Forschung, in 
dem in gemäßigten Worten eine Effektivie- 


rung der Forschung und ihre Ausrichtung . 


auf die Betroffenen vorgeschlagen wurde, 
aberauchmilde das weitere Verbleiben von 
16 Mitarbeitern der Staatssicherheit als 
Sicherheitsrisiko kritisiert wurde. Zum 
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Verbrechen, daß hier der Dienstweg nicht 
eingehalten wurde, kam das noch schlim- 
mere, daß sie justindiesem Punktdurchein 
von außen kommendes Ereignis Recht be- 
kamen. Derbrandenburgische Ministerprä- 


 sident Stolpe klagte unter anderemein, daß 


das Gutachten über seine IM-Tätigkeit von 
ehemaligen Staatssicherheitsleuten in der 
Gauck-Behörde erstellt worden sei. Der 
Witz war, daß das wirklich stimmt, obwohl 
dem vielleicht entgegenzuhalten wäre, daß 
der eine derbeteiligten Stasileutebekannter- 
maßen schon seit 1990 im Dienste des 
Verfassungsschutzes steht. Da aber seit 
Alters her der Bote schuldig an der Bot- 
schaft ist, wurde daraufhin die Arbeitsgrup- 
pe Opposition zerschlagen und Hubertus 
Knabe als einfacher Sachbearbeiter einge- 
setzt. Weil man klugerweise dabei keiner- 
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lei tarifliche Änderungen vornahm, ist die 
Sache nicht einmal einklagbar. 

Gegenwärtig verweist man, wenn 
die Rede auf den Anteil der Betroffenen an 
der Behörde kommt, schamhaft auf die 
Außenstellen in den einzelnen Ländern. 
Fast alle Außenstellenleitungen seien mit 
Bürgerrechtlern besetzt. Das wäre richtig, 
wenn es eine Bedeutung hätte. Die Gauck- 
Behörde iststreng zentralistisch organisiert 
und die Außenstellen haben nichts zu sa- 
gen, sondern nur zureagieren. Die Leiterin 
der Dresdner Außenstelle, Sonja Rottig, 
kommentierte bei ihrem Austritt aus der 
Behörde am 3. Juni 1992, es sei unverant- 
wortlich, daß die Außenstellen kaum Be- 
fugnisse zur Zusammenarbeit mit den 
Landesbehörden besäßen. In die Zentrale 
in Berlin sei die Bürokratie gefahren, wäh- 
rend in den Außenstellen noch immer ohne 
Registratur und Datenverarbeitung gear- 
beitet werden müsse. 

Die Tendenz der Gauck-Behörde, 
immer weniger im Sinneder Betroffenen zu 
handeln und stattdessen die Aufarbeitung 
zu behindern statt zu fördern, setzte sich 
auch in der Öffentlichkeit fort. Laut 
Stasiunterlagengesetz macht sich seit April 
1992 jedermann strafbar, der Stasi-Papiere 
oder deren Kopien in seinem Besitz nicht 
anmeldet oder herausgibt. Eine große An- 
zahl Orginalakten, die sich hauptsächlich 
in den Händen von Staatssicherheitshäupt- 
lingen, aber auch von Medienkonzernen, 
die sie aufgekauft haben, befinden, wagte 
man nicht ernsthaft einzufordern. Stattdes- 
sen tauchten Mitarbeiter der Gauck-Behör- 
de, unter anderem der bewußte Herr Zabel, 
bei den eigenständigen Forschungszentren 
in Magdeburg, Dresden und schließlich 
auch in Berlin auf, und forderten die 
Schwärzung aller Namen in den dort vor- 
handenenkopierten Unterlagen. Auch Erich 
Mielke, meinten sie, sei noch immer keine 
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Person der Zeitgeschichte. Immerhin ge- 
lang es auf Grund der Androhung von öf- 
fentlichem Druck dieses Ansinnen auf eine 
bloße formale Katalogisierung der Kopien 
zu reduzieren. Von einem Fall einer 
Hausdurchsuchung und Beschlagnahmebei 
den großen Staatssicherheitshäuptlingen ist 
dagegen nichts bekannt geworden. 

Was bleibt sind Erfahrungen. Die 
Bürgerkomitees für die Auflösung der 
Staatssicherheit scheiterten am mangelhaf- 
ten Mut der Bürgerbewegungen zu 
eigenständigem Handeln - sie hatten zwar 
zugegeben gegenüber den Mächten der 
Geschichte keine Chance, sie nutzten sie 
aber auch nicht. Das Vermächtnis dieser 
Fehlentwicklung, die Übergabe der 
Aufarbeitung für die Betroffenen an staatli- 
che Institutionen, an eine staatliche Behör- 
de, steht kurz vor dem Scheitern. Auch in 
der Bundesrepublik Deutschland ist eben 
der Staat nicht der ehrliche Vermittler zwi- 
schen den Interessen der Bürger, sondern 
vertritt vor allem eigene Interessen, die der 
Repräsentanten, die der Wirtschaft, die der 
Geheimdienste. Und das Interesse von Be- 
amtenund sonstigen Inhabern von Pfründen 
in einer Behörden ist nicht die Betreuung 
der Bürger, sondern die Furcht vor der Ob- 
rigkeit, die Sicherung der Pensionsan- 
sprüche und die Verewigung ihres Amtes. 
Erstaunlich und tröstlich ist vielmehr, daß 
es gelegentlich, wenn auch ganz selten, 
Ausnahmen von dieser Regel gibt. 

Die bundesdeutschen Parteien ha- 
ben kein Interesse an der Aufarbeitung ih- 
res brüderlichen Verhältnisses zur SED, 
diebundesdeutsche Wirtschaft keins ander 
Aufdeckung ihrer Verzahnung mit der des 
Ostblocks. Der Einblick, der hier in die 
Technik von Unterdrückung gegeben wird, 
hat allzuviel aktuelle Bedeutung. Deshalb 
eben geriet die juristische Auswertung der 
Jüngsten Vergangenheit zur Klamotte. Und 
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deshalbempfinden die Organe dieser Mäch- 
te auch die historische Auswertung durch 
die Betroffenen selbst als feindliches Prin- 
zip, dassie jefrüher desto besser torpedieren 
wollen. 

Es kann hier in diesem Rahmen 
nicht darum gehen, welche anderen und 
besseren Strukturen für die Aufarbeitung 
von Geheimdienststrukturen tauglich wer- 
den. Jedenfalls ist klar, daß dies nicht in 
einer Behörde möglich ist und hauptsäch- 
lich durch die Opfer selbst geschehen muß, 
nicht zentralistisch, als Gnadenerweis des 
Staates, sondern zunächst von regionalen 
Arbeitsgruppen, die sich dann miteinander 
verzahnen, um einen Gesamtüberblick zu 
bekommen. Ein guter Ansatz dazu waren 
die Bürgerkomitees und die unabhängigen 
Forschungszentren, die jetzt von Bund und 
Ländern systematisch ausgehungert bzw. 
sogar mit tatkräftiger Nachhilfe liquidiert 
werden (siehe unten). 

Bei einer Veranstaltung im Jahre 
1991 hatte bereits jemand Gauck vorge- 
worfen, er habe sich vom Bürgervertreter 
zum braven Behördenvertreter gewandelt, 
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der die Funktion einer Milchglasscheibe 
ausübe. Gauck darauhin laut “Berliner Zei- 
tung” vom 10.4.91 wütend: Er sei nicht 
bereit, für Alternativpolitiker“denKohlhaas 
zu spielen” und am Gesetzgeber vorbei in 
seiner Behörde die Zügel freizugeben. Laut 
“Tagesspiegel” fügte er hinzu: “Wenn das 
neue Gesetz nicht die historisch-politische 
Aufarbeitung und ein umfangreiches 
Einsichtsrecht der Bürger in die Akten er- 
laubt, stehe ich für eine weitere Tätigkeit 
nicht zur Verfügung.” Bleibt die Frage, 
wieweit Gauck schon mitseiner Milchglas- 
rolle verschmolzen ist, ob er noch in der 
Lage ist, eines Tages die Situation bei kla- 
rem Licht zu betrachten. Von protestanti- 
schen Pastoren ist man trauriges gewohnt, 
gelegentlich aber, wenn auch ganz selten, 
geschieht erstaunliches. Kluge Leute raten 
jedenfalls, daß es oft besserist, die Dinge zu 
verlassen, bevor man von ihnen verlassen 
wird. Und der Zeitpunkt, zu dem Herr 
GaucksRolleinden Augen derregierenden 
Mächte sich erledigt hat, ist nicht mehr 
fern. 

W. Rüddenklau 


* Kotau - im alten China demütige 
Ehrerweisung 


*% “sine ira et studio” (lateinisch): 
“Ohne Zorn und Eifer” - Das Ethos einer 
angeblich wertfreien westlichen Wissen- 
schaft, die ihre Objektivität im Falle der 
Geschichtswissenschaft vor allem darın 
sieht, daß sie die Auffassungen von Opfern 
und Tätern gleichrangig behandelt, meist 
aber dahin neigt, die Opfer erst gar nicht zu 
fragen. 
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Die unabhängigen Forschungszentren für Strukturen der 
Staatssicherheit vor der Auflösung 


Das unabhängige Forschungszen- 
trum Dresden fiel schon im Dezember vori- 
gen Jahres einer Intrige des Dresdner Ar- 
beitsamtes zum Opfer. Jetzt scheinen auch 
diemeisten Berliner Gruppen vor demEnde 
zu stehen. Das Bürgerkomitee 15. Januar 
löst sich nach dem Ende der ABM- 
Finanzierung derzeit unter allerhand un- 
würdigen Selbstzerfleischungsspielen auf. 
Das Ausstellungszentrum ASTAK, dastrotz 
einer Finanzierungszusage des Senats vom 
. zuständigen Senator kein Geld erhielt (weil 
für diese Art von Öffentlichkeitsarbeitschon 


die Gauck-Behörde gebe), wurde jetzt der 
Gauck-Behörde angegliedert.Gerüchteaus 
dem Hintergrund besagen, daß es den ver- 
handelnden Herren der Behörde (Hense & 
Co.) nur um die Räume ging und die erste 
Gelegenheit genutzt werden soll, die 
ASTAK endgültigzuerledigen. Immernoch 
in Arbeit, aber ohne jegliche Finanzierungs- 
grundlage, befindet sich das Matthias- 
Domaschk-Archiv. Weitere arbeitende 
Forschungszentren gibtesnochinLeipzig, 
Magdeburg und Jena. 


Bericht aus Bonn ' 
Erfahrungen beim Besuch einer Sitzung des 
Schalck-Untersuchungsausschusses des Bundestages 


Ein kurzzeitiger Aufenthalt in Bonn 
brachte für einige interessierte BürgerInnen 
(als Besuchergruppe der Abgeordneten In- 
gridKöppe) die Möglichkeit, die Arbeitder 
ParlamentarierInnen einmal life zu erleben. 
Während am 16,6.1993 im Bonner 
Wasserwerk Herr Kohl seine Regierungser- 

klärung zu Solingen gab, tagte gleich um 
die Ecke der Schalck-Untersuchungsaus- 


schuß des Bundestages; nun schon zum‘ 


139, Mal. Zu dieser Sitzung war ein Zeuge 
geladen, der Aufschluß geben sollte über 
verschiedene KoKo-Firmen und seineeige- 
- neRolle als MfS-Kundschafter bzw. BND- 
Agent. 

Die taz wußte schon einige Tage 
vorher (14.6.93) einige Details zu berich- 
ten: Demnach hatte ein IMB “Buntspecht” 
seit 1975 mit der HVA und seit 1980 mit 
dem BND zu tun gehabt; bei letzterem 
allerdingsunterdemNamen“ Taurus” bzw. 
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“Merkur”, Hintergrund dieses gesamtdeut- 
schen Geheimdienstinteresses war die be- 
rufliche Tätigkeit dieses Herrn in verschie- 
denen DDR-Außenhandelsfirmen im west- 
lichen Ausland. Die taz bemängelte in die- 
sem Zusammenhang das Fehlen der ent- 
sprechenden BND-Akten als Gegenstück 
zu dem dem Untersuchungsausschuß vor- 
liegenden MfS-Materialien (eine Wertung 
der deutschen Geheimdienste, die der Un- 
tersuchungsausschuß allerdings eher an- 
dersherum sah). Außerdem verwies die taz 
darauf, daß der“Buntspecht” seinen (Klar)- 
Namen nicht in der Zeitung lesen wollte, 
woran sich die taz-lerInnen auch hielten. 
Zwei Tage nach Veröffentlichung 
dieses Artikels tagte jedenfalls der Schalck- 
Untersuchungsausschuß. Der Beginn ver- 
zögerte sich erstmal um 45 Minuten; aber 
schließlich wurde die interessierte Öffent- 
lichkeit doch hereingelassen. (Zuvor kam 


29 


es schon zu unerwarteten Schwierigkeiten 
beim Betreten des Abgeordnetenhauses - 
trotz einer vorliegenden namentlichen 
Besucherliste, die bereits Tage vorher ab- 
gegeben werden mußte. Auch das soll ein 
Novum in der Geschichte des Untersu- 
Chungsausschusses gewesen sein.) 

Als die Sitzung dann offiziell eröff- 
net wurde, gab’s erstmal Formalien zu klä- 
ren: Bild- und Tonaufzeichnungen wurden 
während der Sitzung verboten undnach der 
Aufnahme der Personalien des Zeugen 
(Axel Poesz, 49 Jahre alt, Berlin) erfolgte 
die Belehrung desselben: 

1. Möchte er bitte die Wahrheit sa- 
gen, und dies vollständig: Falschaussagen 
könnten Konsequenzen nach sich ziehen; 

2. wurde er auf die Möglichkeiten 
der Aussageverweigerung verwiesen und 

3.informiert, daß eine Tonband- und 


Ich seh den Schalck in Deinen Augen! 
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eine stenographische Aufzeichnung von 
dieser Anhörung angefertigt werde, dies 
aber lediglich zu Protokollzwecken und er 
(Poesz) würde natürlich ein Exemplar zur 
Stellungnahme erhalten. 

Der Vorsitzendedes Untersuchungs- 


_ ausschusses, Herr Vogel (CDU), berichte- 


te, daß Herr Poesz im Vorfeld um eine 
nichtöffentliche Sitzung gebeten hätte, ver- 
wies aber darauf, daß dies so nicht vorgese- 
hen sei und ein diesbezügliches Interesse 
des Poesz bei den jeweiligen konkreten 
Fragen deutlich gemacht und begründet 
werden müßte. 

Nach der Einleitung wurde dem 
Zeugen Gelegenheit zu einer Stellungnah- 
me gegeben, wobei Vogelnoch extradarauf 
hinwies, daß zum Komplex BND keine 
Aussagegenehmigung nötig sei. 

Poesz hatte allerdings kein Interes- 
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se an einer Selbstdarstellung; er bemerkte 
erstmal nur, daß er eigentlich lieber auf 
Fragen antworten wolle. So entspann sich 
im Folgendeneine Art Frage-Antwort-Spiel 
-im wesentlichen vom Vorsitzenden Vogel 
initiiert - zum beruflichen Werdegang des 
Zeugen Poesz. 

Diese Entwicklung gestaltete sich 
zunächst fernab vom Außenhandel. 
(Zwischenzeitlich wurde eine junge Frau 
der Besuchergruppe mit Kleinstkind vom 
Untersuchungsausschuß-Vorsitzenden auf- 
gefordert, den Saal zu verlassen, da das 
Kind störe. Poesz, der eigentlich eine 
nichtöffentliche Sitzung wollte, fühlte sich 
daraufhin veranlaßt, zu versichern, daß ihn 
das Kind nicht störe; er hätte selber zwei. 
Daß wenige Minuten später zwei Kellner 
mit Servierwagen tellerklappernderweise 
Kaffee und Kuchen an die gestreßten 
ParlamentarierInnen verteilten, brachtezwar 
entschieden mehr und längere Unruhe, 
wurde abervomHerrn Vogelnatürlichnicht 
bemängelt.) 

Zurück zu Poesz. 

Der zeigte schließlich Interesse am 
Außenhandel, kam dann irgendwie als per- 
sönlicher Referent indie mittlere Leitungs- 
ebene eines NSW*-Bereiches. Ab da wur- 
de es dann für die Zuhörer etwas unüber- 
sichtlich. Poesz wechselte öfter die Betrie- 
be bzw. änderten sich die Zuständigkeiten, 
so daß er mal zum Bereich KoKo gehörte, 
zeitweilig jedoch nicht. Poesz nannte als 
seine Stationen u.a. eine TRANSINTER 
GmbH, einen Dienstleistungsbetrieb 
IBERMA, die Firma Zentralkommerz 
GmbH (dort wurde Poesz auf seinen ersten 
Auslandsaufenthalt vorbereitet; Ziel: 
Beirut), CTC (mit Sitz in Beirut, später 
Athen), die Firma INTRAC und eine 
EURABIA. Zum Teil waren die genannten 
Firmen wohl sogenannte gemischte Gesell- 
schaften, diemit DDR-Beteiligung entstan- 
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den waren und irgendwelche Dreiecksge- 
schäfte machten. (Z.B. wurden aus- 
gemusterte Handelsschiffe der DDR- 
Flotte unter Billigflaggen für Transporte 
der Mittelmeerstaaten genutzt.) Poesz hielt 
sich dann überwiegend in Beirutund Athen 
auf; er konnte sich aber auch erinnern, ein- 
mal in den USA und hin und wieder in der 
Schweiz gewesen zu sein. Befragt, ob er 
auch Waffengeschäfte getätigt habe, ver- 
neinte er dies mehrmals entschieden und 
verwies auf seine Zuständigkeit für die 
Produktpalette von Gemüsen, Futtermitteln 
und Säften. 
Ob er wisse, was die HVA sei? 

Ja, das hätte er in der Zeitung gele- 
sen. (Laut taz war IMB “Buntspecht” ab 
1975 in HVA-Diensten.) 

Nachdem der Untersuchungsaus- 
schuß-Vorsitzende nun also wußte, daß 
Herr Poesz weiß, was die HVA ist, nahm er 
(Vogel) Bezug auf einen Situationsbericht 
der HVA vom April 1981, in dem von 
Schwierigkeiten bei Geschäftsabschlüssen 
die Rede war: aber die “Ballermänner” 
hätte er (Poesz) doch loswerden können. 
Ob das eventuell Waffen gewesen waren, 
konnte bzw. wollte Poesz nicht mehr 
rekapitulieren, ihm fiel nur ein, erneut dar- 
auf hinzuweisen, daß er keine Waffenge- 
schäfte getätigt hätte. Als ein pfiffiger Ab- 
geordneter dann zwischenfragte, ob er viel- 
leicht Waffengeschäfte vermittelt habe, 
fiel Poesz immerhin ein, daß er mal darauf 
angesprochen worden sei; diese Leute hätte 
er aber an die zuständigen Firmen IMES 
bzw. ITA verwiesen. Wer ihn angespro- 
chen habe, wolle er nicht sagen - jedenfalls 
nicht in öffentlicher Sitzung - denn es lau- 
fen jazwei Ermittlungsverfahren gegen ihn. 
Hintergrund dieser Ermittlungsverfahren sei 
der Vorwurf geheimdienstlicher Tätigkeit 
und er sei im Dezember 1992 auch schon 
einmal in das Polizeipräsidium Berlin vor- 
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geladen wordenunddort wurde eru.a. auch 
zum Waffenhandel befragt. 
Herr Vogel machte dann einen 


_ Schwenk: weg vonden Waffengeschichten. 


Er wollte erst einmal mehr über die Verbin- 
dung von Poesz zum MfS wissen. Aber 
dazu wollte Poesz wegen des laufenden 
Ermittlungsverfahrens in der öffentlichen 
Sitzung nichts sagen. Auch zur Phase der 
Kontaktierung vom MfS wollteersichnicht 
äußern, denn er wolle seine Familie schüt- 
zen. Der Vorsitzende verwies zwar darauf, 
daß Gründe für dieses Verhalten des Zeu- 
gen nicht erkennbar seien, machte aber 
dann doch den Vorschlag, die öffentliche 
Sitzung zu unterbrechen, um unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit diese Dinge erst 
mal zu klären. Somit durfte die Besucher- 
gruppe den Saal verlassen und hatte die 
einmalige Gelegenheit, die von den 
ParlamentarierInnen übriggelassenen Kaf- 
feekännchen aufzukaufen -nichtmehrrich- 
tig heiß; aber die Zuckertütchen hatten im- 
merhin einen schwarz-rot-goldenen Rand. 
Nach einer knappen halben Stunde wurde 
die Öffentlichkeit wieder zugelassen. Je- 

doch nur, um ihr mitzuteilen, daß der Un- 

tersuchungsausschuß einstimmigbeschlos- 

sen habe, die Sitzung nun nichtöffentlich 

weiterzuführen. Lediglich die Abgeordnete 

Ingrid Köppe verwies darauf, daß sie als 

8Sausschusses gegen den Aus- 


Schluß der Öffentlichkeit unddieGEHEIM- 
einstufung:sei, 


‚ weil er nicht freiwillig ging, 


gen” Zivilen 
herausgetragen, 


- ein während dieser Phase aufgefal- 
lenes Blitzlicht veranlaßte die Suche und 
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Beschlagnahme eines Fotoapparates, 

-derZeugePoesz äußerte sich dahin- 
gehend, daß seine Befürchtungen betreffs 
ungerechtfertigter Vorverurteilungen wohl 
berechtigt seien. ' 

Da Geheimsitzungen in einem ande- 
ren - abhörsicheren - Saal abgehalten wer- 
den, ergab sich die Notwendigkeit, den 
gesamten Saal räumen zu lassen. Man ließ 
die erstaunte Öffentlichkeiteinfachmitsich 
allein zurück. 

Die nur geringe Medienpräsenz bei . 
dieser Sitzung brachte ein entsprechend 
geringes Echo. (Die nur einen Tag später 
stattfindende 140. Sitzung konnte immer- 
hin mit dem “Höhepunkt” der Befragung 
von A, Schalcks Ehefrau locken.) | 

So kam es dazu, daß z.B. die “Ber- 
liner Zeitung” erst einen Tag nach der Be- 
Tichterstattung über die Ergebnisse der 
Anhörung von Frau S. Schalck über die - 
vorher stattgefundene - Befragung des 
“Buntspechts” informierte, und dies auch 
noch zum Teil falsch, denn so wie Herr A. 
Förster in der “Berliner Zeitung” vom 
19.6.93 es darstellte, hätte sich die 
Besuchergruppe geweigert, die Anhörung 
zu verlassen. Dazu ist aber, mit Ausnahme 
des oben erwähnten Zwischenrufers, nie- 
mand aufgefordert worden. 

Besser war da schon die FAZ 
(18.6.93), denn die fragte auch nach der 
Rolle des BND in der ganzen Geschichte. 
Dennder soll a)einehohe Geldsummenach 
Poesz’ Offenbarung gezahlt haben und b) 
dem Poesz einen “Persilschein” ausgestellt 
haben. 

UnverständlichbleibtaufjedenFall 
das widersprüchliche Verhalten des Unter- 
Suchungsausschusses: | 

- Herr Poesz würde für den Komplex 
BND keiner Aussagebeschränkung unter- 
liegen, obwohl obige “Vorwürfe” im Raum 
stehen, 
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- bei der ersten Frage nach der Ver- 
wicklung des Poesz mit dem MfS wird 
sofort auf schutzwürdige Interessen ver- 
wiesen, die Öffentlichkeit daraufhin ausge- 
sperrt und darüber hinaus der Sachverhalt 
als GEHEIM eingestuft. Und das, wo doch 
im Jahre 3 nach der Wiedervereinigung ein 
Verfahren wegen geheimdienstlicher Tä- 
tigkeit gegen die BRD nun wahrlich nichts 
ungewöhnliches ist. 

Interessant ist übrigens auch, was 


Herr Poesz heutzutage macht. Er ist Reprä- 
sentant der Hamburgischen Landesbank in 


Berlin und Brandenburg. ö 
Wo liegen nun wessen schutzwür- 


dige Interessen? 
Und wer versucht 


sichtigen? 


diese zu berück- 
fragt alp 


* NSW - alter DDR-Ausdruck für 
“nichtsozialistisches Wirtschaftssystem 


Was ist los an der Humboldtuni & i 


Neofaschistische Brandanschläge an einer vermeintlic 
linken Universität 


Die Woche vor Pfingsten und das Pfingst- 
wochenende selber waren für viele eine 
schwarze Woche. Zuersturteiltein Münch- 
ner Amtsgericht ‚daß der bekannte Nazi 
Althans aus München die Auschwitzlüge 
äußern darf (Begründung : er ist nach 45 
geboren und muß es nicht besser wissen, 
die Entscheidung der 2.Instanz bleibt abzu- 
warten), das 218-Urteil und dann Solingen 
zeigten in welche Richtung sich Deutsch- 
land bewegt. Auch die sonst eher als lahm 
bekannten Studenten der HUB (auch der 
Autor ist Student der HUB) schreckten auf 
und begannen sich zu organisieren. So ent- 
stand die unabhängige StudentInnenaktion 
(UStA). Sie arbeiteten zu dem Themen 
Artikel 16-Änderung, 218 Urteil, Hoch- 
schulstrukturänderungen in Berlin und 
behindertengerechte Gestaltung der Hum- 
boldtuniversität. Der größte Teil der Aktio- 
nen des UStA wurde über das Info-Cafe der 
Uni vorbereitet. Schon das letzte halbe Jahr 
hatte die Uni-Antifa das Cafe als Treff- 
punkt genutzt. Bis dahin hat keiner der 
Studenten und Studentinnen irgendwelche 
rechten oder faschistischen Aktivitäten an 
' derHumboldtuni ernstgenommen. (die paar 
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Burschenschaftler) Was sich als Fehler 
heraustellte, wie heute bekannt ist. In der 
Nacht vom 25.06. zum 26.06. ist das Info- 
Cafedurcheineneinen Brandanschlag voll- 
ständig abgebrannt. Gemein ist, Wer da 
arges denkt. Die Polizei kann zwar einen 
politischen Hintergrundnichtausschließen, 
verweist aber immer wieder darauf, daß sie 
dafür keinen Anhaltspunkt sieht. Die Wo- 
che darauf brannte es im Kinosaal der Uni, 
nachdem dieser zu mehreren Diskussions- 
runden genutzt worden war.(auch ein 
Brandanschlag) In letzier Zeit sind ver- 
mehrt AufkleberderDVU oder“MultiKult- 
Nein Danke” inder Uni aufgetaucht. Plaka- 
te der UStA verschwanden teilweise sehr 
schnell wieder. Inzwischen sindaalle aufge- 
schreckt, was halt auch an einer Uni mög- 
lich ist. Ä | 

j "Die Cafe-Gruppe, die als ihr Ziel die 
Schaffung eines Treffpunktes für engagier- 
te StudentInnen sieht, fragte bei der Präsı- 
dentin der Humboldt-Universität ‚Frau 
Dürkopp AL (O-Ton einer engagıerten 
Feministin: früher unsere Marlies, heute 
eure Präsidentin Frau Dürkopp) nach, ob 
andere Räume zur Verfügung stehen. Dar- 


eb 


auf antwortete diese, daß es zur Zeit nicht 
möglich sei, da keine neuen Zielscheiben 
für Anschläge geboten werden sollen. Die 
Begründung der Präsidentin paßt in den 
gesamtgesellschaftlichen Kontext. Der 


UStA führte seinen Aktionstag unter dem 
Motto “Rechtsruck und Demokratie- 
abbau”(soweit vorhanden) durch. Das ist 
wohl eine treffende Bezeichnung für die 
Entwicklung in Deutschland anno 93. 


S. 
Leipziger Immobilienfieber 
Hinhaltetaktik bei den Verhandlungen um ein Ersatzprjekt für 


die ehemaligen HausbesetzerInnen 
der Ernestistraße 9 in Leipzig -Connewitz 


In unserer schnellebigen Gesellschaft ist 
der Informationswert der Tatsache, daß wir 
die E9 im April diesen Jahres während 
eines Einsatzes von Bereitschaftspolizei 
“freiwillig” verlassen haben, gleich Null. 
Die Folgen sind für uns jedoch bis heute 
gravierend! Naiv wie wir waren, ließen wir 
uns aufein Verhandlungsgeplänkel mit der 
Stadtverwaltung ein, an dessen Ende ein 
Schon versprochenes Ersatzobjekt stehen 
sollte. Die noch nicht einmal gewählten 
VertreterInnen der Herrschenden erwecken 
bei diesen Gesprächen den Anschein, uns 
zuhochmotivierten TerroristInnenerziehen 
zu wollen, indem sie uns alle Schwächen 
des‘demokratischen’ Systems praktisch vor 
Augen führen. Eine Handvoll Leute denkt 
sicheine ‘Dezentralisierungsstrategie’ aus, 
um das "Problemfeld‘ Connewitz zu ‘ent- 
schärfen’. Doch handelt es sich mit Polizei- 
direktion (PD), Landespolizeidirektion 
(LPD), Landeskriminalamt (LKA) und 
Staatsschutz (SS) genau um die Leute, die 
Connewitz erst zum “Problem“ machten, 
wohl nicht zuletzt ob ihres besonderen 
Blickwinkels und ihrer ideologischen 
Verfärbung. Erinnert sei an den 21.3.1992, 
an dem eine antifaschistische Demonstrati- 
on mit Wasserwerfern nach Connewitz ge- 
trieben wurde, weil die Einsatzkräfte an- 
nahmen, “ein Dutzend ‘Autonome’ hätten 


34 


vor, ein Postamt zu stürmen”. In der Presse 
wurde das Feindbild des lanciert - und 


' prompt entstandmiteinerersten Unerschrif- 


tensammlung auch Handlungsbedarf im 
Rathaus. 

Zurück zur “Dezentralisierungs- 
strategie”, die aufgrund der übergroßen 
Sachkenntinis derer, die sie ersponnen, bei 
OBM und Stadtverwaltung ein positives 
Echoerreichte.Ob die ‘objektive’ Sichtwei- 
se der Grund war? Schließlich war es vor 
der Entscheidung tunlichst vermieden wor- 
den, mit Betroffenen zu reden. Die ent- 
scheidenden Frage war: Kann man sich 
dort überhaupt noch nach Connewitz hin- 
wagen? Inzwischen pendelt die “Dezentra- 
lisierungsstrategie” zwischen Regierungs- 
präsidium, OBM und Verwaltung, wobei 
keine Seite den Mut hat, sie als das 
anzuprangern, was sie ist: jugend-, kultur- 
und sozialpolitischer Unsinn mit einem 
mehrals zweifelhaftenordnungspolitischen 
Wert, 

“Demokratischen” Organen wird das 
UVanze strikt vorenthalten. So ist der 
Jugendhilfeausschuß das einzige parlamen- 
tarische Gremium, das Stellung bezogen 
hat. Einstimmig und auf Antrag eines Ab- 
geordneten der CDU wurde beschlossen, es 
seifürunseintrockenes, sicheresundbeheiz- 
bares Haus in Connewitz zu suchen. Ein 
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kleiner Erfolg, doch er wurde ohne 
Gegenrede des JH-Ausschußes vom Ord- 
nungsamtschef WASSERMANN, dem es 
“nicht um Menschen, sondern um Prinzipi- 
en’ geht, auf den traurigen Kompromiß 
reduziert, am:Rande von Connewitz nach 
Häusern zu suchen, weil es ‘gute Gründe’ 
gebe, die er jedoch glaubt, nicht erläutern 
zu müssen. Damit waren von uns vorge- 
schlageneObjekte wiedereinmal vomTisch 
und die infrage kommenden Gebiete sind 
soklein, daß, wennnichtetwas unerwartetes 
geschieht, eine Lösung nicht in Sicht ist. 
Zudemhatdie Stadtsignalisiert, daß ihr der 
Streit mit uns mächtig auf den Geist geht, 
und daran gedacht wird, die Verhandlungen 
abzubrechen. 

Der wahre Grundistdabeiallzuleicht 
aus den Augen zu verlieren: wirtschaftliche 
Machtinteressen des Großkapitals. So zum 
Beispiel fanden sich bereits eine Woche 
nach der ERNESTI-Räumung drei Kaufin- 
teressenten, und der Verkauf wird seitens 
der Stadt angestrebt; “sozialer Wohnungs- 
bau’ mit Qudratmetermiete 7.5 bis 12 


DMark ist geplant. Das Gelände, auf dem 
das CONNE ISLAND steht, wird als Ge- 
werbegebiet zum Kauf angeboten. Ganz 
Connewitz ist mittelfristiges Sanie- 
rungsgebiet, und schon jetzt wird kräftig 
gebaut, obwohl die Mehrzahl der Eigen- 
tumsverhältnissenochgarnichtklar ist (halb 
Connewitz gehörtschon jetzteinem Schwei- 
zer Großkonzern, der in Leipzig kauft, was 
er kriegt). 

Dauns unsere Erfahrungeniimletzen 
viertel Jahr die Notwendigkeit, ein 
selbstbestimmtes Leben (als Alternativezur 
staatlichen Unfähigkeit), anzustreben in 
einem so starkem Maße gezeigt haben, daß 
wir eine Niederlage nicht hinnehmen kön- 
nen, hoffen wir auf die Deeskalation, die 
Herr Wassermann (Ordnungsamtchef) als 
Ursache für die Pseudoverhandlungen der 
Stadt angab. Hoffen wir, daß sich das Er- 
schießen von als Gegnernbetrachtetennicht 
durchsetzt, denn wir können nicht aufhö- 


ren, um unser Leben zu kämpfen! 
E9 


Aus für den BAOBAB ? 
Ostberliner Dritt-Welt-Zentrum wird durch 
Immobiliengesellschaft bedroht 


Baobab: Das istder afrikanische Affenbrot- 
baum - er gilt als Baum des Lebens. In 
seinem Schatten treffen sich die Menschen 
und reden miteinander. So erklären die 
Mitarbeiter des Berliner Baobab-Infoladens 
ihren Namen auf einem Flugblatt, mit dem 
sie sich gegen ihre Kündigung und Räu- 
mung zu wehren versuchen. 

Der Laden hat zwei Wurzeln, aus 
denen er hervorgegangen ist und die ihn 
tragen. Seit Mitte der 80er Jahre gab es in 
Ostberlin es eine Nikaraguagruppe (heute 
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Lateinamerikagruppe ) und eine Gruppe 
südliches Afrika. Nachdem alles mit Tref- 
fen in privaten Wohnungen angefangen 
hatte, fanden die Gruppen Räume bei der 
Bartholomäusgemeinde. Dort wurde ein- 
mal die Woche das Cafe “Cabana” aufge- 
macht. Träger waren INKOTA-Netzwerk 
e.V. unddie beiden Gruppen. Das “Cabana” 
entwickelte sich zu einem Treffpunkt für 
ausländische und (ost-)deutsche Menschen, 
welche die “herrschenden” Zustände in der 
“3 Welt” und hier nicht hinnehmen woll- 
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ten. Seit 1987 gab es dort auch das 
Zeitungsprojekt “Einblick”. Den juristi- 
schen Schutz dazu gab ihnendieKirche,, da 
der Gemeindekirchenratder Bartholomäus- 
gemeinde die Gruppe tolerierte. Probleme 
traten da auf, wo einzelne Gruppenmitglie- 
der auch außerkirchliche Öffentlichkeit 
suchten, etwaals Teilnehmer an Ostberliner 
Protesten während des IWF/Weltbank- 
treffens 88 in Berlin. Nach der Wendeboten 
sich neue Möglichkeiten für viele Gruppen 
im Osten, die Räume der Kirche zu verlas- 
sen und mehr Öffentlichkeit zu schaffen. 

Am 16.02.90 wurden Räume der 
Staatsbank der DDR, welche seit Jahren 
ungenutzt verfielen, besetzt. Danach wurde 
ein Mietvertrag erkämpft und der Laden 
renoviert. Die Nikaraguagruppe arbeitet 
inzwischen als Lateinamerikagruppe (im 
Herbst 91 gegründet). Kontakte bestehen 
noch lose nach Nikaragua. 

Die Arbeitsgruppe südliches Afri- 
kaarbeitet seitdem 16.Juni 1986 unter dem 
Namen AAI (Anti-Arpartheid-Initiative). 
Siehatnoch heute Kontakte in vielen Orten 
der ehemaligen DDR. Von ihr .werden 
Veranstaltungsreihen organisiert und 
Problemfragen diskutiert, wie “Westliche 
Demokratie-Rezept für Afrika?”!. Inzwi- 
schen arbeitet die Gruppe auch mit 
Westgruppen zusammen. Wichtigistihnen 
die Zusammenarbeit z.B. mit dem ANC, 
also den Betroffenen vor Ort. Die agilen 
Mitarbeiter der Gruppe suchen noch weite- 
re Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen. Für InteressentInnen sind 
sie im Baobab zu erreichen. 

Seit Anfang 1992 und den Erhalt 
eines Telefonanschlusses arbeitet im Baobab 
eine weitere Gruppe. Das Antirassistische 
Telefon Ostberlin (42 694 51, Do 17.00- 
20.00 Uhr). Es sammelt Meldungen über 
rassistische und faschistische Übergriffe 
und ist damit ein wichtiges Projekt um 


36 


Öffentlichkeit zu schaffen. Sie versuchen 
die Opfer, die oft isoliert sind, zu unterstüt- 
zen und ihnen Kontakte zu Anwälten usw. 
zu vermitteln. 

Wie schon mit dem “Einblick” gibt 
es auch jetzt wieder Zeitungsprojekte im 
Baobab-Umfeld. “Umbrüche” ist “eine 
Nord-Südzeitung die sich vorrangig mit 
entwicklungspolitischen Themen beschäf- 
tigt” (Selbstdarstellung im Flugblatt). Die 
“ZAG” istein Zeitungsprojekt antirassisti- 
scher Gruppen. 

Außerdem können Gruppen die auf 
ähnlichen Gebieten arbeiten, hier Räume 
nutzen, finden eine Bibliothek vor undkön- 
ne danach noch den Abend gemütlich aus- 
klingen lassen. Dies alles ist zur Zeit be- 
droht, dadie Baobabräumeinder Winsstras- 
se 53 zum 30.06.93 gekündigt wurden. 
Geschehen ist dies durch die GbR “Grund- 
stücksgemeinschaft Schepers, Zemke und 
Partner” in 63303 Dreieich-Sprendlingen. 
Diese hat das Haus Ende 1992 von einer 
Privatbesitzerin in Thüringen gekauft. Be- 
merkt haben diesen Umstand die “Baobab- 
Leute”, als ihnen einige Mieter aus dem 
Haus von den zu hoch berechneten 
Beschaffenheitszuschlägen und der letzten 
Mieterhöhung durch die Gesellschaft be- 
richteten. Einer der Gesellschafterteiltedem 
Baobab mit, daß dieses Haus total saniert 
werden soll und die Räume danach 
andersweitig genutzt werden sollen. In ih- 
rem Flugblatt schreiben die Baobab-Leute 
dazu : “Nach einer Diskussion im Baobab- 
Infoladen haben wir uns entschieden: Wir 
bleiben hier, wir lassen uns nicht vertrei- 
ben! Uns ist es wichtig , in diesem Kiez zu 
bleiben, indem es nur sehr wenigekulturel- 
le und alternative Projekte gibt. Hilfreich 
bei dieser Entscheidung war auch, daß im 
Einigungsvertrag ausnahmsweise mal eine 
positive Regelung steht, die den Ost(Ge- 
werbe)-Mietern zusätzlichen Schutz vor 
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Kündigungen zusichert. Noch wissen wir 
nicht, wie die Vermieter auf unsere Ent- 
scheidung reagieren werden. Wir können 
aber sicher sein, daß sie eine Räumungs- 
klage einreichen werden. Uns ist klar, daß 
eine Fortsetzung unseres Mietverhältnisses 
politisch und juristisch erkämpft werden 
muß. “ | 

Inzwischen gibtes im Baobab jeden 
Donnerstag von 17.00-19.00 Uhr auch ein 
Informationsbüro unter dem Motto “Wir 
lassen uns nicht vertreiben”. Dieses istauch 
für andere Projekte offen , die von der Kün- 
digung bedroht sind. Dabei soll die Mög- 
lichkeit genutzt werden, JoumalistInnen 
und PolitikerInnen zur Unterstützung der 
Projekte zu bewegen. Bis jetzt geschieht 
dies durch einige Bündnis 90-, Neues 
Forum- und PDS-PolitikerInnen. Was mir 
dabei auffällt. Einigeerinnernsich bestimmt 
an die ausgegebenen 1.Mai-Losungen wie 


“Eslebe die internationale Solidarität”’oder 
“Hochlebe die tiefe Freundschaft mitunse- 
ren sozialistischen Brudervölkern”. Ein 
Blick auf die SituationderDDR-Vertragsar- 
beiterInnen zeigte aber schnell, daß es sich 
dabei doch nur um leere Worthülsen han- 
delte. Ganz selten kam es wirklich zu per- 
sönlichen Kontakten und wurde die 
Ghettoisierung in den Wohnheimen 
durchbrochen. Heute hören wir von “unse- 
ren” PolitikerInen Sprechblasen nach dem 
Motto “Friede, Freude, Eierkuchen...” oder 
“Freundschaft, Toleranz, Menschenwürde”, 
aber an der eigentlichen Situation ausländi- 
scher Menschen in Deutschland hat sich 
nichts geändert. Da haben es nun einige 
Leute geschafft, diese Mauer zu durchbre- 
chen, mit einem Projekt, für das im Wins- 
und Bötzowviertel sonst kein Ersatz zu 
finden ist, aber auch hier setzen die 
PolitikerInnen kein Zeichen für den Erhalt 


Antifaschistisches 


Die Schwerpunkte sind: 


- Solingen: Einzeltäter oder organisierte Nazıs? 
-Die »Deutsch-Europäische-Studiengesellschaft« 
(DESG) und die »Denkfabrik Europa der Völker« 
- Die Partei »Die Burger« 

- Die alte »Neue Front« 

- Das letzte von der GdNF 

- Neues vom Weimarer Jugendklub Dichterweg 

- jede Menge Fotos vom FAP-Aufmarsch in Berlin 
- Neues von der Berliner Polizeireserve 


BLATT 


Das Antifaschistische Infoblatt Nr. 23 ist Ende Juli 1993 erschienen. 


- Faschos in Schwedt 

- Die Antifaschistische Aktion 1932 

- Organisierungsdiskussion 

- C18 - Britisches Anti-Antifa-Netz aufgedeckt 
- Antifaarbeit in den USA 


Das Antifa-Info ist eine Grundlage für antifaschı- 
stische Aktivitäten von Einzelpersonen, Gruppen 
oder Organisationen. Es ist eine nichtkommerzielle 
Zeitung. dıe von aktiven Antifaschistinnen ım 
Eigenverlag herausgegeben wird. 


Das Antifa-Info ist für 4,- + 2,- DM Porto zu erhalten. Ein Abo über 5 Ausgaben kostet 30,- DM. 
Kontaktadresse: Antifa-Info, c/o L.Meyer, Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 
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desselbigen. Im Baobab funktioniert ein 
Miteinander, wie es in unserer Gesellschaft 
sonst selten zu finden ist. Das stört einige 
Leute die sich in Drohbriefen dann freuen 
“das dieser Niggerladen endlich verschwin- 
det.” Aber auf PolitikerInnen zu hoffen, ist 
in diesem Land wahrscheinlich sinnlos. 
Wenn etwas erreicht werden soll, muß es 
politisch erkämpft werden. Womit wir wie- 
der bei der Räumung wären. Die Besitzer 
des Hauses fühlen sich durch das “politisch 


kämpfen” (siehe Flugblatttext) bedroht und 
haben damit ihre Räumungsklage begrün- 
det. Nun ist das Ganze vor Gericht und 
Richter haben sich in letzter Zeit ja nicht 
gerade einen guten Namen gemacht. 

Der BAOBAB-Infoladen Eine Welt 
e.V. braucht dringend Unterstützung. Er 
ist zu erreichen über Tel./Fax:42 694 51 
oder in der Winsstraße 53 , 10405 Berlin 
(Prenzlauer Berg). 


"Rühe schaffen ohne Waffen" 
Blut der Kampagne für Somalia 


Da die Berliner Kampagne gegen 
Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär 
immererfolgreicher zur Musterungsverwei- 
gerung aufruft, wird die Einrichtung eines 
Sozialfonds zum Auffangen der zahlreich 
zu erwartenden Bußgelder dringlich. Da- 
her fand auf dem Plenum der Vorschlag 
breiteZustimmung, daßsich die Mitglieder 
der Kampagne zum massenhaften Blutspen- 
denentschließen, wofüresbekanntlich Geld 
gibt. Nötig wird dies auch sein, um die 
künftigen Prozeßkosten für Totalverwei- 
gerer und gewaltfreie Aktivisten abzudek- 
ken. 


Deutsche Kuffur 4993 

r 1993: 
Luftschlösser bauen mut 
Walten, Venschergein nt v | 


Am1.Juli war wieder Einberufungs- 
termin. Während einige Hundertschaften 
Polizei und BGS jeden S-Bahnhof in Berlin 
bewachten - aus Angst vor den üblichen 
Gleisblockaden zu diesen Terminen, kipp- 
ten Aktionisten der Kampagne diesmal 
mehrere Liter Schweineblut vor der 
Pressestelle der Bundeswehr ab. Letztere 
befindet sich seit einigen Monaten 
delikaterweise direktneben dem berüchtig- 
ten Ostberliner Polizeipräsidium Keibel- 
straße. 

Die nebenstehende Pressemitteilung 
dieser Einrichtung 
spricht für sich und 
ganz im Gestus der 
SED-Politbürokratie. 
Eine Blutspur wurde 
dann noch mit deutli- 
chem Bezug zum So- 
malia-Einsatz der 
Bundeswehr von der 
BW-Propaganda- 
Stelle zum Mahnmal 
fürdie Opfer, der Neu- 
en Wache Unter den 
Linden, gezogen. 
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O — 1020 Berlin, 


06.07.1993 


Hans-Beimler-Straße 25 235 
Telefon: 030/24394 (0) — 


Bw-Kennz.: 2471 (88) — 


333 


Telefax: 030/24384 (0) — 
Bw-Kennz.: 2471 (88) — 


Mitteilung an die Presse 15/93 


Die Informations- und Pressestelle der 
Bundeswehr BERLIN erklärt auf Anfrage: 

Am Ol. Juli 1993 gegen 12.00 Uhr haben 
mehrere vermummte Personen mit sechs Eihern 
Tierblut den Haupteingang, den Vorplatz und 
die Fensterfassade der Informations- und 
Pressestelle der Bundeswehr BERLIN besudelt. 
Dabei wurde hoher Sachschaden verursacht. 

Die Gruppe war von Fotografen und Fernseh- 
Teans begleitet. 

Zu dem Schweineblut-Anschlag hat sich 

eine militante Gruppe bekannt, die sich 
"Kampagne gegen Wehrdienst, Zwangsdienste 

und Militär" nennt. bie Gruppierung mit ihrem 
selbsternannten Sprecher Christian Herz ist 
dafür bekannt, daß sie ugyressiv Standpunkte 
propagiert, die außerhalb unserer Rechtsord- 
nung liegen (z.B. die "Totalverweigerung"). 
Damit kriminalisiert sie Junge Leute Ihrer Ger 
folgschaft, 

Das widerliche Verspritzen von Blut kenn- 
zeichnet die Vorgehensweise dieser Leute, sie 
ist geschmacklos, unverständlich und nicht ak- 


zeptabel. 
Die Bundeswehr hat Strafantrag gestellt. 


170 DE a al nn 1 nl m una .nnnnnnaannnamenmee“ 
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Mahnmal für Rüstungsexportopfer 


Während Robin Wood die sich gut 
zum Transparente-aufhängen eignende 
Schloßatrappenfassade nutzte (“Schloß jetzt 
mit dem Grünen Punkt”), war ebenfalls am 
1. Juli auch die Aktionsgruppe “Timor und 
kein Trupp” präsent. Eine Tafel wurde am 
künftigen “Mahnmal für die Opfer von 
Kriegund Gewaltherrschaft” befestigt:“Den 
Opfern deutscher Rüstungsexporte - Wir 
trauern: Bundesregierung, Bundessicher- 
heitsrat, Auswärtiges Amt, Verteidigungs- 
ministerium, Rüstungsindustrie, Banken...” 

Nachdemein Feuerwehreinsatzkom- 
mando dankenswerterweise das stinkende 
Schweineblut fortgespült hatte, hielt der 
Exil-Indonesier Pipit K., bei “Watch 
Indonesia” aktiv, folgende rhetorisch mei- 
sterhafte Rede: 

“Pöbel“ hat Bundesverteidigungs- 
minister Volker Rühe uns, die 
Kriegsschiffbesetzer in Peenemünde 
genannt. 

“Pöbel” - ein Wort, das auch die 
Generäle in Indonesien gerne benut- 
zen, um die Oppositionellen zu be- 
schimpfen. Volker Rühe zeigt somit 
einmal mehr, daß er ein informeller 
Mitarbeiter eines Mörderregimes ist, 
das nur durch Millionen Tote und 
durch repressive Methoden, wie wir 
sie hier aus Zeiten der DDR kennen, 
an der Macht bleiben kann. 

Durch den Verkauf von Kriegsschif- 
fen in der jetzigen Zeit, in der die Welt 
Menschenrechte als Priorität betrach- 
tet, stärkt die Bundesregierung die- 
ses repressive Regime. Die Tötungs- 
und Foltermaschinerie in Indonesien 
insgesamt, besonders aber in den 
belagerten Provinzen Ost-Timor, West- 
Papua und Aceh, kann mit freundli- 
cher Unterstützung durch Volker Rühe 
weiterlaufen. 

Die Devise für Indonesien heißt: 
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Volk in den Kerker durch Rüstungs- 
Helfer - abgekürzt “Volker Rühe“. 

Unverständnis habe ich auch für 
die rüstungs-geile Haltung des 
Inneministers von Mecklenburg-Vor- 
pommer, Rudi Geil. Er habe zwar 
Verständnis für die moralische Hal- 
tung der Schiffsbesetzer, aber die 
Aktion sei dennoch rechtswidrig, sag- 
te er nach seinem Besuch in Peene- 
münde. Was heißt hier rechtswidrig?? 
Ist der Export von Waffen an ein 
Mörderregime - oder der Versuch der 
Verhinderung dessen rechtswidrig? 

Galt Opponieren nicht auchin der 
DDR als rechtswidrig? Wer verspro- 
chen hat, daß Deutschland ein “blü- 
hendes“ Land sein werde und 
stattdessen ein “glühendes® Land 
geworden ist, verhält sich nicht an- 
ders als “Hütchenspieler”.... 

Wie kann die Bundesregierung 
Kriegswaffen an das Militärregime in 
Indonesien verkaufen, wo gerade In- 
donesien zu denjenigen gehört, die 
während der Menschenrechtskon- 
ferenz in Wien letzte Woche die Bil- 
dung eines Internationalen Gerichts 
und einer UNO-Kommission für Men- 
schenrechte verhindert haben? Fest 
steht, daß der Verkauf von Waffen an 
Indonesien dieHoffnungvon uns Aus- 
gestoßenen auf eine baldige Rück- 
kehr in unsere Heimat vernichtet hat 
und weitere Flüchtlinge verursacht. 

Die CDU/CSU redet im Zusam- 
menhang mit unserer Anwesenheit 
germe über das volle Boot Deutsch- 
land. Wir werden dargestellt als Krimi- 
nelle, wir leben auf Kosten der Steu- 
erzahler und und und ... Zur 

Es gilt aber nicht als rechtswidrig, 
wenn Teile der Bundesregierung 
selbst Kriminelle sind und auf unsere 
Kosten leben. Wer bezahlt denn die 
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verkauften Kriegsschiffe, wenn nicht 
wir? Und viele Indonesier werden die 
Lieferung nicht nur mit den üblichen 
Entbehrungen sondern möglicherwei- 
se mit ihrem Leben bezahlen müs- 
sen] | 

Durch den Verkauf der 42 Kriegs- 
schiffe verdient die Bundesregierung 
mindestens 500 Millionen Dollar. 
Würde dieser Gewinn an die paar 
hundert indonesischen Asylanten in 
der BRD verteilt, dann wären wir Mil- 
lionäre und besäßen alle eine Villa 
am Tegernsee. 

Ich und hunderte indonesische 
Asylanten in der Bundesrepublik, ge 
nauso wie die anderen Asylanten, 
gehören in der jetzigen Zeit zu den 
Bösen. Andererseits aber braucht uns 
die Bundesregierugng, um selbst an 
der Macht zu bleiben. Wir erinnem 
uns an Volker Rühe, als er noch 
Generalsekretär der CDU war. Er war 
es, der aus seinem Politbüro heraus 
maßgeblich das Thema Ausländerund 
Asylanten anheizte und als Kampa- 
ane für seine eigene Popularität miß- 
brauchte. | 

. Gerade durch unsere Anwesen- 
heit hier konnten Helmut Kohl und 
Volker Rühe uns während der vergan- 
genen Wahlen zur Brühe machen. 
Man darf auch nicht vergessen, daß 
durch den Verkauf der 39 Kriegsschif- 
fe aus dem Bestand der NVA 1.500 
Arbeitsplätze gerettet werden konn- 
ten. Aber statt dem Bundesverdienst- 
kreuz emten wir zur Zeit Hakenkreuz 
und Anpöbelungen durch die schwei- 
gende Mehrheit. 

Eben dieser schweigenden Mehr- 
heit kann es mit Anspielung auf die 
Asylantenflut leicht verständlich ge- 
macht werden, wenn ihnen aus dem 
Munde der jetzigen Machthaber ge- 
sagt wird, daß Deutschland nicht die 
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Probleme der Welt lösen kann. Aber 


wer fragt denn danach, ob Deutsch- 
land mit dem Verkauf vonKriegsschif- 
fen an Indonesien dort neue Proble- 
me produziert?... 

Als letztes: Es mag sein, daß die 
Kriegsschiffbesetzungvon Peenemün- 
de keinen unmittelbaren Erfolg zeigt, 
aber die “Rechtsbrecher” inIndonesi- 
en wissen nun, daß sie in Deutsch- 
land Freunde haben. Euer Engage- 
ment und eure Aktionen bleiben für 
immer in unserer Erinnerung. Ich 
möchte den deutschen “Aechts- 
brechern“ ganz herzlich danken. 


OHNE UNS 
Zeitschrift zur Totalen 
Kriegsdienstverweigerung 
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davon eine Doppelnummer im Sommer. 


r OHNE UNS 
c/o Detlev Beutner 
Hamburger Straße 284 
38114 Braunschweig 


Bankverbindung: PGA Hannover 


BLZ 250 100 30 
Kto.-Nr. 3258 26-308 


Al 


Kriegsschiffe schlagen weiter Wellen 


Mitte Juli wurden zwei Petitionen an 
den Bundestag auf den Weg gebracht, zum 
einen, um der Menschenrechtssituation in 
Indonesien Aufmerksamkeit zu schenken, 
zum anderen, um eine einstweilige Verfü- 
gung zu erreichen, den Ausfuhrstop für die 
Kriegsschiffe, diemittlerweile inden Werf- 
ten von Rostock und Wolgast liegen. Ende 
August soll das erste bereits auf die Reise 
gehen. Auch “terres des hommes” und er- 
neut.die “Gesellschaft für bedrohte Völker” 
und die portugiesische Regierung prote- 
stierten unlängst gegen den Rüstungsdeal. 


Die portugiesische WRI-Organisation 
ALLOOC rief zu internationalen Aktionen 
auf. Zusammen mit zwei Ost-Timor- 
Menschenrechtsgruppen, dem Rat der Ju- 
gend, der Föderation der Gewerkschaften 
und fünf Gewerkschaften von Seeleuten 
und HafenarbeiterInnen fordern sie die Re- 
gierungenauf,denKriegsschiffendieDurch- 
fahrt durch ihre Hoheitsgewässer nicht zu 
gestatten. HafenarbeiterInnen und Seeleute 
werden aufgefordert, den Transport dieser 
Schiffeundanderer Waffenlieferungennach 
Indonesien nicht zu unterstützen. gh 


Neuer Rachefeldzug der Bundeswehr 
Totalverweigerer soll nachdienen 


Roland Endres war am 3. Februar 93 zu 
1.200,-DM verurteilt worden. Obwohl er 
schoninsgesamt42 Tagein Bundeswehrar- 
restzugebrachthatte, schlugendie Feldjäger 
erneut zu und schleppten ihn wieder in die 
Kaserne Damsdorf. Am 3. März wurden 
nochmals 21 Tage Arrest verhängt. 
Verantwortlich: 

Truppendienstgericht Nord, 4. Kammer, 
J.-Dieckmann-Allee 6a, O-1561 Potsdam 
Oder “sein” Kommandeur: 

Hptm. Rossow, 9. Nachschubbat. 801, 
Göhlsdorfer Str., O-1801 Damsdorf 
Aber es kam noch perfider: 

Per Postzustellungsurkunde erreicht Ro- 
land jetzt ein Schriebs der BW vom 
28.05.93, in dem er aufgefordert wird, 
“nachzudienen”: 

“Nachdienen gemäß 5 Abs. 3 
Wehrpflicht Gesetz 

Hier: Entlassung zum 24.01.1994 
Bezug: Antrag KpChef 9. /NschBtl. 
801 vom 8.3.93 

Sie haben insgesamt 36 Tage 
Disziplinararrest ohne Teil- 
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nahme am Dienst verbüßt und 
waren insgesamt 172 Tage eigen- 


mächtig abwesend. Sie haben 
insgesamt 208 Tage nachzu- 
dienen.” 


Absender: Division und Wehrbereich VIII, 
Divisionskommandeur und Befehlshaber, 
O-2000 Neubrandenburg 5, Am Hang, 
BwKz 4722, App 3017 

Demonstriert werden soll damit nur ein 
machtgeiler Leibeigenschaftsanspruch. 
Perfide auch insofern, daß die Wochenen- 
den, die Roland im Arrest zubrachte nicht 
mitgezählt wurden und die tageweisen 4 
vorläufigen Festnahmen auch nicht. 

Am 21. Juli wurde Roland erneut in die 
Kaserne verschleppt. Am folgenden Tag 
jedoch ward er nach dem Befehl zum “An- 
kleiden” dort nicht mehr gesehen. 
Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 
10999 Berlin, fon 030i615 005-30, fax: -99 
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Totalverweigerer in U-Haft 


Seit 14. Juli sitzt Roland Kühne in der JVA Moabit, Alt-Moabit 12a, 10559 Berlin, 
AZ (260) 62 JS 763/92 (86/93) in U-Haft, angeblich wegen “Fluchtgefahr”. 

Damit übernimmt die bundesdeutsche Justiz Praktiken des SED-Staates. Und dies 
nicht von ungefähr zu einer Zeit, da deutsche Soldaten in alle Welt morden gehen sollen. 
Der letzte bekanntgewordene Fall, daß ein Totalverweigerer in Vorbeugehaft genommen 
wurde, ereignete sich zu Zeiten des Golfkrieges in Heidelberg. Nach anhaltenden Demos 
vor dem Knast wurde Peter Schäfer jedoch zuerst nach Mannheim verlegt und nach 10 
Tagen wieder freigelassen, später zu 4.000 DM verurteilt. 

Roland hatte sich übrigens an der gewaltfreien Aktion “Timor und kein Trupp” 
gegen den Export von NVA-Kriegsschiffen nach Indonesien zu Pfingsten in Peenemünde 


beteiligt und darüber in den “Stachligen Argumenten” geschrieben. 


Vorgeschichte 

Roland Kühne, 69er Jahrgang, ge- 
lernter Ossi, noch zu tiefsten DDR-Zeiten 
(1987) gemustert. Aufgrund dieses Muste- 
rungsergebnisses stand ich für den 
Wehrdienst zur Verfügung (Vorankün- 
digung vom 26.04.91 ),- nach der Wende 
und für die Bundeswehr. 

Einige Monate vor diesem Bescheid 
war mir schon einigermaßen klar, daß ich 
auf nichts reagieren werde. So ignorierte 
ich auch den im August erhaltenen 
Einberufungsbescheid zum 1.10.91. 

Im November ’91 kamen das erste 
Mal die Faltjäger, mußten jedoch erfolglos 
wieder abziehen. Wahrscheinlich durch 
Fehlinterpretation von Infos, die sie beka- 
men, suchten sie mich dann vier Monate 
lang in Prenzlau. Da habe ich vor Jahren 
mal gewohnt. Merkwürdig auch, daß sie 
nie (soweit ich weiß) auf meiner Arbeit 
nachgeschaut haben, solange ich dort tätig 
war - bis April ’92. Weniger merkwürdig 
war ihr Auftauchen am Geburtstag meines 
Sohnes im April, wieder umsonst. Bei mei- 
ner Mutter tauchten zwei Anhänger der 
Fahnenflüchtigen-Waid das erste Mal An- 
fang August auf. Und ich Idiot habe denen 
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Schreibt ihm! 


die Tür aufgemacht. Ich wollte nicht in den 
Arrest, weil ich besseres zu tun hatte, also 
bin ich über’s Dach abgehauen. Als die 
gerufenen Bullenkamen, haben sie dann zu 
viert auf dem Balkon gefachsimpelt, wie er 
wohl wech is. 

Meine Mutter haben sie noch 
vollgesülzt, ob sie mir nicht noch mal ins 
Gewissen reden wolle und ob sie denn 
eigentlich wisse, was da auf mich zu käme 
- vorläufige Erschießung und so. Der Hin- 
weis auf die Beihilfe zur Fahnenflucht durf- 
te natürlich nicht fehlen. 

Nach meinem (vorläufigen) Dienst- 
ende am 30.9.92 haben die zivilrechtlichen 
Ermittlungen begonnen. Anfang Novem- 
ber erhielt ich von Kriminalkommissarin 
Peitzschvom Referat Verbrechensbekämp- 
fung die entsprechende Nachricht und ei- 
nen Termin, bei dem ich mich schon mal 
hätte äußern können. Ich schrieb ihr einen 
Brief. So haben die Leute, die sich mit 
meinem Fall beschäftigen müssen einen 
ersten Eindruck davon, warum ich gegen 
“unsere” Gesetze verstoße. 


Roland der Kühne 
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Aus Rolands Brief an Frau Peitzsch: 

“Schon einige Zeit vor meiner Totalverweigerung war ich mir 
imklaren darüber, daß ich die Wehrpflicht in ihrer Gesamtheit nicht 
erfüllen werde, Ich sehe meine totale Verweigerung des Kriegs- 
dienstes nicht nur als das für mich einzig richtige, sondern als 
einen Beitrag von mir, gesellschaftliche Veränderungen herbeizu- 
führen. Es darf nicht länger sein, daß Länder dieser Welt Waffen 
und andere Rüstungsgüter wie normale Handelsware exportieren 
können und die Voraussetzungen dafür schaffen, daß versucht wird, 
Konflikte überall mit Waffengewalt zu lösen. Ärmeren Ländern sollte 
wirklich geholfen werden, als sie durch Rüstungsverkäufe noch mehr 
in Schulden stürzen zu lassen. 

Ich will mich dafür einsetzen, daß der notwendige Prozeß der 


Konversion endlich auch in der schweigenden Mehrheit ein Begriff 
wird und wir eine gewaltfreie Verteidigungsform aufbauen können 
(Soziale Verteidigung genannt). 

Wenn man gegen Wehrpflicht und Militär ist, kann man nicht zur 
Armee gehen. Auch Zivildienst ist Erfüllung der Wehrpflicht. Schon 
daher müßte sich die Frage an mich erübrigen, warum ich denn keinen 
Kriegsdienstverweigerungsantrag stellte, Es gibt in der BRD keine 


echte legale Kriegsdienstverweigerung., Es gibt höchstens den 
Kriegsdienst ohne Waffe. Jeder Mensch hat Verantwortung über sein 
Tun. Bei der uns drohenden miesen Zukunft (wenn’s so weitergeht) 
muß Jede/Jeder seine Denk- und Lebensweisen überdenken: Der 
Verantwortung als Mensch gerecht werden in erster Linie, nicht als 
Wehrpflichtiger, AngestellteR, KonsumentIn oder BeamteR,.” 


Kurzer Prozeß 


Martin Tscharntke (Jahrgang 69) 
verweigerte schon in der Schule den zu 
DDR-Zeiten üblichen Zivilverteidigungs 
(ZV)-Unterricht und ähnliche Schulveran- 
staltungen. Durch darauf folgende negative 
Beurteilungen in Zeugnissen bekam er 
Schwierigkeiten bei der Berufswahl. 

AlssichdieNVA 1989 daserste Mal 
bei ihm meldete, schrieb er dem Verteidi- 
gungsministerium, daß er keinen Kriegs- 
dienst, in welcher Form auch immer, leisten 
werde. Er wurde dann in Ruhe gelassen. 
Bis kurz nach der Wiedervereinigung. Da 
wurde Martin dann gefragt, ober bei seiner 
Einstellung bliebe, obwohl sich doch nun 
alles verändert hätte und er für ein anderes 
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System Dienst leisten würde. Er teilte mit, 
daß sich nichts an seiner Einstellung zu 
Kriegsdiensten geändert habe. 

Ergebnis war Martins Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer. Seine Akten 
wurden an das Bundesamt für Zivildienst 
(BAZ) geschickt. Besser: was davon übrig 
blieb.Dennalles, was seineantimilitärische 
Haltung in der DDR belegte, wurde ver- 
nichtet. Ihm wurde mitgeteilt: Aus “Grün- 
den des Datenschutzes”... 

Gleichzeitig mit seiner Anerken- 
nungsurkunde als KDVer erhielt Martin 
die Aufforderung, sich bis zum 1. Juli 92 
eine Zivi-Stelle zu suchen. Diese Aufforde- 
rung ignorierteerunderhielt zum. August 
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die Einberufung zum Zivildienst in einer 
psychiatrischen Anstalt. Daraufhin setzte 
sich Martin mit der Anstaltsleitung in Ver- 
bindung und stellte klar, daß er den Dienst 
nicht antreten würde und warum er dies 
nicht tue. | 
Anfang Dezember ’92 kam der Be- 


scheid vom BAZ, daß ein Ermittlungs- 
verfahren wegen Dienstflucht gegen ihn 
eingeleitet wurde. 

Die Verhandlung fand am 22. Juli 
statt und dauerte keine halbe Stunde: 5.000 
DM auf Bewährung. Möglicherweise 
kommt eine erneute Einberufung. g.h. 


Vom “Pakt mit dem Beelzebub”’ 
zum Tanz mit dem Teufel! 


Militärbeziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
zwischen 1920 und 1941, Teil3* 


Die offizielle sowjetische Begründung für dem Einmarsch der Roten Armee am 
17.September 1939 in Polen war seit 1946 feststehend. Sie lautete: “die polnische 


Regierung floh am 16.September (1939) 


nach Rumänien. Sie ließ das polnische Volk und das Land im Stich, die sie mit ihrer 
kurzsichtigen Politik in die nationale Katastrophe geführt hatte. Unter diesen Bedingungen 
sah sich die sowjetische Regierung zu diplomatischen und militärischen Aktionen ge- 
zwungen, umdie Bevölkerung der Westukraine und Westbelorußlands vor derfaschistischen 


Versklavung zu bewahren. Getreu ihr 


Sowjetregierung der Sowjetarmee am 17.September 1939 den Befe 


er internationalistischen Pflicht, erteilte die 


hl zum Überschreiten 


der Staatsgrenze. Sowjetische Truppen führten diesen Befehl aus und wendeten damit 


rechtzeitig ein weiteres Vordringen der faschis 

Tatsächlich jedoch verließ die polnische 
tische Truppen die polnische Staatsgrenze 
überschritten hatten. Am 6.9. 1939 hatte die po 


tischen Aggression nach Osten ab.” 
Regierung ihr Land erst, nachdem sowje- 


am frühen Morgen des 17.September 1939 
Inische Regierung Warschau verlassen, seit 


dem 9.9. führte sie Grenzübertrittsverhandlungen mit derrumänischen Regierung. Erstam 
Abend des 17.9. ging sie nach Rumänien, ihr folgte am Morgen des 18.9. das polnische 
Oberkommando. Folge und Wirkung wurden also bewußt manipuliert. 


Ohne entsprechende Begründung 
nämlich wäre der sowjetische Einmarschin 
Ostpolen zu einem simplen Überfall auf 
einen souveränen, um seine Existenz rin- 
genden Staat geworden, zudemeskeinerlei 
völkerrechtliche Legitimation gab. Darüber 
hinaus ist es schwer einzusehen, der polni- 
schen Regierung aus dem Verlassen ihres 
Landes den Vorwurf machen zu wollen. 
Wer hat sich je das moralische Recht ge- 
nommen, die norwegische oder niederlän- 
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dische Regierung im Frühjahr 1940 für das 
Verlassen ihres Landes unter Anklage zu 
stellen? Derartige Anschuldigungen fallen 
eher unter das Stichwort bewußte politi- 
sche Kriminalisierung der seinerzeitigen 


polnischen Führung. 
Als zweite Argumentationskette 


wurde das ethnische Moment ins Spiel ge- 
bracht, die Bewahrung von drei Millionen 
Weißrussenundsieben Millionen Ukrainern 
vor dem faschistischen Joch. Nun gibt es 
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kein Zweifel, daß die nichtpolnische Be- 
völkerung im Vorkriegspolen zur unter- 
drückten Randgruppe gehörten und die 
Sowjetunion niemals innerlich die ihr im 
März 1921 im Friedensvertrag auf- 
gezwungene Staatsgrenze anerkannte.Doch 
welche Grenzen waren in den 20iger und 
30iger Jahren von allen Staaten Europas 
allseits respektiert? 

Die stalinistische Hauptargumenta- 
tionskette lief darauf hinaus, daß der Ein- 
marsch der sowjetischen Truppen in Polen 
dem deutschen drang nach Osten einen 
wirksamen Sperriegel vorlegte, der sonst 
möglicherweise gar nicht zu bremsen ge- 


wesen wäre. Diese Argumentation erweist 


sich als eine der großen Lügen des 2.Welt- 
kriegs. Denn es war beileibe nicht so, daß 
dersowjetische Einmarschder Naziführung 
ungelegen kam, vielmehr hatte dieses 
Regime seit Kriegsbeginn ununterbrochen 
Aufforderungen an Moskau gerichtet, sich 


nun endlich die Kriegsbeute zu holen, die _ 


ihnen laut dem vom 23.8. in seinem gehei- 
men Zusatzabkommen zustand. 

Bereits unmittelbar nach Abschluß 
des Vertrages drängte die deutsche Regie- 
rung auf die Entsendung eines sowjeti- 
schenMilitärmissionnach Berlin. DieSow- 
jetunion wich dem deutschen Anliegen zu- 
nächst aus und wartete bis zum 31.8.1939, 
ehe sie durch Botschafter Schulenburg die 
Ankunft von vier hohen Offizieren für Ber- 
lin anmelden ließ, wobei Molotow es indes 
für zweckmäßig hielt, sie nicht als 
Militärmission anzusehen, sondern sie als 
Neubesetzung des Postens des sowjetischen 
Militärattaches auszugeben. 

Nach demKriegseintritt Frankreichs 
und Großbritanniens am 3.9. wandte sich 
Ribbentrop am selben Tag mit einem Tele- 
grammnach Moskau: “Erwartenbestimmt, 
polnische Armee in einigen Wochen ent- 
scheidend geschlagen zu haben. Wir wür- 
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den dann das Gebiet, das in Moskau als 
deutsche Interessensphärefestgestelltwur- 
de, militärisch besetzt halten. Natürlich 
müßten wir aber aus militärischen Grün- 
den auch weiter gegen diejenigen polni- 
schen Streitkräfte vorgehen, die zu dieser 
Zeitindemzur russischenInteressensphäre 
gehörenden polnischen Gebiet stehen. Bit- 
te dies mit Molotow sofort zu besprechen 
und dabei festzustellen, ob es nicht vonder 
Sowjelunion für geboten gehalten wird, 
daß russische Streitkräfte sich zur gegebe- 
nen Zeit gegen polnische Streitkräfte in 
russischer Interessenssphäre inBewegung 
setzen und dieses Gebiet ihrerseits in Be- 
sitz nehmen. Nach unserer Auffassung 
würde das nicht nur Entlastung für uns 
sein, sondern auch im Sinne Moskauer 
Abmachungen sowie im sowjetischen In- 
teresse liegen.” 

Für die sowjetische Führung stellte 
sich die Interessenlage anders dar. Weder 
war abzusehen, in welchem Tempo sich die 
Kampfhandlungen in Polen entwickeln 
würden, noch war die militärische Reakti- 
on Frankreichs und Großbritanniens abzu- 
sehen, die Polen eine rasche Entlastungs- 
offensive in Aussicht gestellt hatten. 
Molotow ließ deshalb am 5.9. mitteilen, 
“daß dieser Zeitpunkt noch nicht herange- 
reift ist. Es ist möglich, daß wir irren, es 
scheint aber, daß durch Übereilung der 
Sache geschadetund der Zusammenschluß 
der Gegner gefördert werden könnte.” 

Eine neue Situation reifte am 8.9. 
heran, als die deutsche 4. Panzerdivision, 
weit voranpreschend, Warschauer Arbeiter- 
vorstädte erreichte. Der deutsche Militär- 
attach& in Moskau, Köstring, erhielt 
daraufhin vom Generalstab des Heeres 
Auftrag, bei den sowjetischen Militärs auf 
raschen Einmarsch zu drängen, “da War- 
schau genommen und eine polnische Re- 
gierung nicht mehr bestünde.” der deut- 
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sche Botschafter empfing an diesem 8.9. 
ein Telefonat von Molotow, in dem eshieß: 
“Ihre Mitteilung über den Einzug deut- 
scher Truppen in Warschau habe ich er- 
halten. ÜbermittelnSie deutscher Reichsre- 
gierung meine Glückwünsche und Grü- 
Se.” Dieses peinliche Glückwunsch- 
telefonat, stand am Anfang einer Reihe 
derartiger sowjetischer Beglückwünsch- 
ungen nationalsozialistischer Siege. 

Die sowjetischen Militärs indessen 
warenbesser informiert. Sieteilten Köstring 
am nächsten Tag mit, daß nur deutsche 
Vorhuten in Warschau eingedrungen wä- 
ren, die sich aufgrund des heftigen polni- 
schen Widerstandes wieder zurückgezogen 
hätten. Einrascher sowjetischer Handlungs- 
bedarf ergab sich damit aus ihrem 
Blickwinkel nicht. Trotz allem stellte sich 
die Wehrmachtsführung darauf ein, “daß 
das Eingreifen der Russen wahrscheinlich 
zu erwarten sei.” Darauf deutetedie Einbe- 
rufungeiner großen Anzahl vonRReservisten 
sowie Mobilmachungsübungen in sechs 
Militärbezirken an der Westgrenzehin. Ein 
Indiz für die veränderte Haltung gegenüber 
Polen kann auch aus dem von Klement 
Gottwald an die tschechoslowakischen 
Kommunisten gerichteten Rundbrief ent- 
nommen werden, in dem festgestellt wur- 
de: “Die internationalistische Arbeiter- 
klassekanninkeinemFalldasfaschistische 
Polen verteidigen.” Seit dem 8./9.9. be- 
stand auf beiden Seiten kein Zweifel mehr, 
daß es absehbar zu einer sowjetischen In- 
tervention gegen Polen kommen würde. 

Für Stalin und Molotow war das 
Eingreifen in Polen nunmehr noch eine 
Frage des Zeitpunktes und der Anpassung 
der Begründung. Die sowjetische Führung 
erkannte nunmehr, daß der Überfall der 
Wehrmacht Polenrascher in eine Katastro- 
phe stürzen würde, als man erwartel hatte. 
Deutlich war zugleich, daß Polen kaum auf 
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eine englisch-französische Entlastung- 
soffensive setzen konnte. Molotow räumte 
am 10.9. gegenüber Schulenburg ein, die 
Sowjetregierung sei durch “unerwartet 
schnelle deutsche militärische Erfolge völ- 
lig überrumpelt worden” und machte auf 
das Dilemma aufmerksam, eine Motivati- 
on zu finden, mit der sie ihr Gesicht vor der 
Weltöffentlichkeit als auch gegenüber dem 
nationalsozialistischen Partner wahren 
konnten. Er brachte erstmals die Erwägung 
ins Spiel, “das weitere Vordringen deut- 
scher Truppen zum Anlaß zu nehmen, um 
zu erklären, daß Polen auseinanderfalle 
und die Sowjetunion infolgedessen genö- 
tigt sei, den von Deutschland bedrohten 
Ukrainern und Weißrussen zu Hilfe zu 
kommen. Mit dieser Begründung solle den 
Massen das Eingreifen der Sowjetunion 
plausibel gemacht und gleichzeitig ver- 
mieden werden, daß Sowjetunion als An- 
greifer erscheint.” 

Da der erbitterte polnische Wider- 
stand in Warschau nicht in dem raschen 
Tempo gebrochen werdenkonnte, wienoch 
am 8.9. erhofft worden war, gab man sich 
auf sowjetischer Seite offenbar mit der Tat- 
sache zufrieden, daß der Widerstand der 
polnischen Armee weitgehend gebrochen 
sei und unterstellte dem polnischen Staat 
Handlungsunfähigkeit. Hinsichtlich der 
beabsichtigtensowjetischen Erklärung beim 
Einmarsch in Polen gelang es den deut- 
schen Diplomaten, die ursprüngliche Fas- 
sung derart abzuschwächen, daß sie zwar, 
wie Molotow erklärte, “für das deutsche 
Empfinden einen kleinen Schatten enthal- 
te” , aber für die Reichsregierung dadurch 
tragbar wurde, daß ihr ein gemeinsames 
Kommunique folgen sollte. Das sowjeti- 
sche Entgegenkommen ging so weit, daß 
Stalin in der Nacht des 17.9. um 02.00 Uhr 
mit Schulenburg die Note durchging, die 
der polnischen Regierung den Einmarsch 
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der sowjetischen Truppen ab 05.40 Uhr 
mitteilte, Bereitwilligst änderte Stalin die 
von Schulenburg als unannehmbar gerüg- 
ten Stellen ab. Der polnischen Botschafter 
in Moskau erhielt knapp eine Stunde vor 
dem Einmarsch die von Schulenburg 
redigierte Note. 

Der polnische Botschafter Grzy- 
bowski erklärte darauf, daß die Souveränität 
Polens so lange bestehe, wienoch ein einzi- 
ger polnischer Soldat kämpft und erinnerte 
daran, das auch nach der Besetzung Mos- 
kaus durch Napoleon im Jahre 1812 nie- 
manddie Existenz Rußlands bestritten habe, 
solange die Armee Kutusows kämpfte. 

Die deutschen Militärs reagierten 
zwiespältig aufden Einmarsch der sowjeti- 
scher “Fronten” mit über 7 Armeen in 
Ostpolen. Einerseits wurde die Interventi- 
on der Roten Armee als politische Entla- 
stung begrüßt - eine große militärische 
Bedeutung wurde ihr angesichts des 


Feldzugsverlauf nicht beigemessen -, auf 
der anderen Seite verfolgten eine Reihe 
hoher Militärs die sowjetischen Absichten 
sehr mißtrauisch und mißvergnügt. 
Bezeichnenderweise gerade die Militärs des 
Heeres. Währenddieenglisch-französische 
Presse die Operationen als ein gemeinsa- 
mes Komplott anprangerte, gab es kaum 
einen hohen Heeresoffizier, der seine 
uneingeschränkte Zustimmung zu dieser 
Allianz ausdrückte. Das angeblich so 
russophile deutsche Heer war unter 
nationalsozialistischem Einfluß sowjet- 
feindlicher als die Generalität und Admira- 
lität der gesamten übrigen Streitkräfte, Als 
die von der Wehrmacht bereits besetzten 
ostpolnischen Gebiete geräumt werden 
mußten, da sie laut dem Abkommen vom 
23.8.1939 zur sowjetischen Interessen- 
sphäre gehörten, notierte Generalstabschef 
Halder am 21.9. in sein Tagebuch: “Ein 
Tag der Schande der deutschenpolitischen 


Am 29.09.1939 besprachen in Lublin sowjetische und deutsche Militärs die M odalitäten 
bezüglich der neuen, im Vertrag vom 28.9.1939 festgelegten Demarkationslinie. 
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Führung.” Derartige Urteile lassen darauf 
schließen, daß von der einstigen militäri- 
schen Notgemeinschaft der 20iger Jahre 
am Ende der 30iger Jahre nicht mehr viel 
vorhanden war. Das zeigt auch, daß die 
antisowjetischen Kriegsplanungen zwi- 
schen 1935 und 1937 im Frühjahr 1939 
wieder aufgelebt waren. Beim Überfall auf 
Polen hatte die Wehrmacht auch einen 
Nebenschlag gegen Litauen ins Kalkül ge- 
zogen, gewaltfrei bei Zustimmung von Li- 
tauen, mittelseines sogenannten Schutzver- 
trages, zu dem eine Skizze am 20.9. vorlag, 
andernfalls eine Besetzung, zu dem unter 
Befehl General Guderians bis zum 25./26.9. 
das XIX. motorisierte Korps bereitgehalten 
wurde. Die deutsche Abwehr unter Admi- 
ral Canaris hatte 1939 sorgfältige Vorbe- 
reitungen zur Auslösung eines ukrainischen 
Aufstandes in Ostpolen getroffen. bereits 
am 10.9. jedoch notierte der deutsche 
Abwehroffizier Großcurth: “Westukraine 
ist als russische Interessensphäre aner- 
kannt. Die Russen rücken bei etwaigen 
Volksaufstand ein. So geben wir zum dril- 
ten mal die Ukraine preis!!” 

Besonders verärgert zeigten sich die 
Heeresgenerale über das von ihnen 
terminlich überraschend und unkonven- 
tionell empfundene Antreten der Roten 
Armee. Der deutsche Militärattach in 
Moskau Köstring drang sofort darauf, Rück- 
sprache mit dem Oberbefehlshaber der so- 
wjetischen Streitkräfte, Woroschilow zu 
halten. Dieser weigerte sich strikt der deut- 
schen Bitte um eine kurze Verzögerung des 
Antretens der sowjetischen Truppen Folge 
zu leisten. Da die Wehrmacht zu diesem 
Zeitpunkt bereits die vereinbarte Demarka- 
tionslinie um mehr als 200 Kilometer über- 
schritten hatte, vereinbarten Köstring und 
Woroschilow, in Sorge vor militärischen 
Zusammenstößen, eine vorläufige Tren- 
nungslinie zwischen Bialystok und Lwow. 
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Das Führerhauptquartier erhielt die - 
Nachricht vom sowjetischen Einmarsch 
gegen 04.00 Uhr früh. Im Ergebnis einer 


sofortigen Beratung zwischen Hitler, 


Ribbentrop, Keitel und Jodl erging kurz 
darauf ein Befehlan die Heeresgruppenund 
Armeen, der siekurz vor 08.00 Uhr erreich- 
te: “Russische Streitkräfte überschreiten 
am 17.9. früh die russisch-polnische Gren- 
ze zwischen Kamenz, Podolski und Polozk. 
Die Linie Skole-Stryj-Lemberg-Wloadzi- 
mierz-Wlodawa-Brest-Kamienniec-Litew- 
ski-Bialystk darf vorerst von deutschen 
Truppen nach Osten weder überschritten 
noch überflogen werden. Rasche Beset- 
zung des Ölgebietes von Boryslaw durch 


 A.O.K. 14 ist besonders wichtig.” Mitdem 


Befehl, die galizischen Ölfelder einzuneh- 
men, interpretierte das Oberkommando die 
endgültige Demarkationslinieindem Sinne, 
als gehöre dieses Gebiet zur deutschen 
Interessensphäre. Molotow protestierte ge- 
genüber Schulenburg empört über diese 
Verletzung der Vereinbarung. 

Durch das nicht koordinierte mili- 
tärische Vorgehen beider Streitkräfte kam 
es am 17.9.1939 zu ersten Verlusten deut- 
scher Truppen durch sowjetische Flieger- 
kräfte. Das XXI. Armeekorps meldete Tote 
und Verwundete durch einen Sowjetischen 
Fliegerangriff bei Bialystok und bei Jesow. 
Dadurch, daß die Heeresgruppen Nord und 
Süd ihre Anstrengungen zur Einnahme von 
Lwow unddesErdölgebietes von Drohobyz 
verstärkten, kam es am 19.9. zu den be- 
fürchteten Zusammenstößen deutscher und 
sowjetischer Verbände im Raum Lwow. 
Sowjetische Panzer, die von Osten her an- 
rollten, wurden von der 2. Gebirgsdivision 
der deutschen 14.Armee als polnische Ein- 
heiten angesehen und bekämpft. 

Am gleichen Tag erschien in den 
deutschen und sowjetischen Medien ein 
gemeinsames Kommunique beider Regie- 
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rungen, unter der Überschrift: “Einverneh- 
men zwischen Berlin und Moskau über 
Polen” In ihm heißt es: “Zur Vermeidung 
vonirgendwelchenunbegründetenGerüch- 
ten bezüglich der Aufgaben der deutschen 
und sowjetischen Truppen, die in Polen 
tätig sind erklären die Deutsche Reichsre- 
gierung und die Regierung der UdSSR, 
daß die‘Handlungen dieser Truppen kei- 
nerlei Ziele verfolgen, die den Interessen 
Deutschlands oder der Sowjetunion 
zuwiderlaufen oder dem Geiste und den 
Buchstaben des zwischen Deutschland und 
der Sowjetuion getroffenen Nichtangriffs- 
vertrages widersprechen. Im Gegenteil, 
die Aufgabe dieser Truppen besteht darin, 


Am 22.939 wird in Brest-Litowsk die Reichskriegsflagge 
eingeholt und die Stadt an die Rote Armee übergeben. 
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Ordnung und Ruhe in Polen herzustellen, 
die durch den Zerfall des polnischen Staa- 
tes zerstört sind, und der polnischen Be- 
völkerung zu helfen, Bedingungen ihres 
staatlichen Daseins neu zu regeln.” 

In Moskau tagte am Nachmittag 
des 20.9. der Volkskommissar für Verteidi- 
gung und der Generalstabsschef der Roten 
Armee, mit Köstring, dem Luftwaffen- 
attache und dem Sonderbeauftragten des 
OKH. Sie vereinbarten, daß die sowjeti- 
schen Truppen bis zum 23.9. auf der Linie 
beharrten, die sie bis zum Abend des 20.9. 
erreicht hatten. Die Wehrmacht sollte ab 
dem 22.9. in Tagesmärschen von je 20 km 
auf die endgültige Demarkationslinie zu- 
rückgeführt werden. Der 
Rückzug sollte bis zum 
4.10. beendet sein. Zum 
selben Zeitpunkt befahl 
das Oberkommando des 
Heeres die endgültige 
Demarkationslinie entlang 
San-Weichsel-Narew-Pis- 
sa. 

Die erste Begeg- 
nung zwischen der Wehr- 
macht und der Roten Ar- 
mee fand - wie bereits im 
1.Teil geschildert - am 
20.9. 1939 ostwärts von 
Brest-Litowsk statt. Die- 
ses Treffen hatte symbol- 
hafte Bedeutung, da es 
Ausdruck der Wiederbe- 
lebung von militärischen 
Beziehungen zwischen 
beiden Armeen zu sein 
schien. Von welchemGeist 
diese ersten Begegnungen 
getragen waren, läßt sich 
aus Fotos ablesen. Dabei 
kam es zu Soldatenbeg- 
egnungen die heute, mit 
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dem Abstand von über 50 Jahren, in ihrer 
Herzlichkeit fatal an ein Treffen erinnert, 
dasamEndeebendieses Weltkrieges stand, 
als sowjetische und amerikanische Solda- 
ten im April 1945 bei Torgau aufeinander 
trafen. 

Am21.9.liefbeidenHeeresgruppen 
ein Fernschreiben des OKH ein, in dem 
präzise Hinweise über die Modalitäten der 
Räumung und der Verbindungsaufnahme 
mit der Roten Armee mitgeteilt wurden. 
“Größere Städte und wichtige Anlagen 
(Bahnhöfe, Brücken, Depots, Flugplätze, 
Wirtschaftsanlagen, Elektrizitätswerke 
usw.) die durch Sabotage gefährdet wer- 
den könnten, sind von Truppe zu Truppe zu 
übergeben. Dazu beläßt die Truppe 
Nachkommandos." Die Heeresgruppen 
wurdenangewiesen, erbeutetesKriegsmate- 
rial, Landesvorräte sowie “Vieh und Ge- 
Jangene” “weitmöglichst” abzutränspor- 
tieren. “Liegengebliebene Kampfwagen 


sind so zu zerstören, daßihre Konstruktion 
im einzelnen nicht mehr erkennbar ist.” 
Ausdrücklich wurde belehrt: “Die Russen 
haben Waffenhilfe gegen polnische Trup- 
pen oder Insurgenten angeboten.” 

Nach den bewaffneten Zusammen- 
stößen der 14. Armee am 19.9. mit sowje- 
tischen Truppen, nahm die5.Panzerdivision 
um 13.30 Uhr des folgenden Tages Kontakt 
mit den sowjetischen Truppen auf. Die 
Sowjets verlangten zum Ölgebiet von 
Drohobycz durchzurollen, während die 5. 
Panzerdivision auf die ihr gegebenen Be- 
fehle hinwies und auf der Respektierung 
der erreichtenLinie als Demarkationsgrenze 
bestand. Um weitere Schwierigkeiten mit 
der Roten Armee aus dem Wege zu gehen, 
beauftragte dasOKHeinenalten Rußlands- 
pezialisten der Reichswehr, in Verbindung 
mit höheren Stäben der Roten Arme zu 
treten. Am 23.9. gab dieser folgenden Be- 


richt: “Masse der russischen Soldaten 


Zusammenkunft deutscher und sowjetischer Soldaten etwa am 21.9.1939 
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scheint nichts von irgendeinem Vertrag 
mit Deutschland zu wissen. Daher vielfach 
ablehnende oder gar drohende Haltung 
(...) Sehr gute schwere Tanks, allgemein 
gute Ausrüstung, sehr gute Pferde (...) Der 
von der Division beigegebene Kommissar 
(Jude) benahmsichfrech und taktlos.” Der 
Bericht beleuchtet sehr treffenddie Schwie- 
rigkeiten der sowjetischen Armeeführung, 
‚Ihren Soldaten das Zusammenwirken mit 
der Wehrmacht plausibel zu machen. Un- 
terschiedliche Reaktionen gab es bei den 
sowjetischen Kommandeuren gegenüber 
polnischen Einheiten. Viele von ihnen gin- 
gen zunächst davon aus, sieeilten Polen zur 
Hilfe, um es im Kampf gegen die deutschen 
Truppen zu unterstützen. 

Bis zum 1.10. war das OKH offen- 
bar von der Annahme ausgegangen, daß 
die zweite Demarkationslinie die vorläufig 
endgültige Grenze darstellte. Am 2.10. in- 
dessen erhielt der Generalstab den Auftrag, 
große Teile der gerade erst geräumten ost- 
polnischen Gebiete wiederum zu besetzen. 
Ineinem”7 Tage-Marschrückten vom 6.10. 
an 3 deutsche Armeen wiederum nach 
Osten, an die laut dem Grenz- und 
Freundschaftsvertrag vom 28.9. vereinbar- 
ten Demarkationslinie San-Narew-Pissa- 
Bug-Niemen. 

Derweil kam es zu keinem förmli- 
chen militärischen Bündnis. Auf sowjeti- 
scher Seite bemühte man sich, den Ein- 
marsch in Polen nicht als Kriegshandlung 
auszugeben. Aber auch die polnische Seite 
wich der Tatsache aus, sich im Kriegszu- 
stand mit der UdSSR zu betrachten. Den- 
noch kam es zu mindestens vierzig bewaff- 
neten Zusammenstößen zwischen polni- 
schen und sowjetischen Truppen. Nach 
Angaben Molotows kamen dabei 737 
Rotarmisten ums Leben, 1862 wurden ver- 
letzt. Auf polnischer Seite kam es zu 1500- 
2000 Toten und 200.000 Gefangenen, da- 
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von 15000 Offiziere, von denen nur etwa 
1000 das Jahr 1945 erlebten. Entgegen der 
Position in der Roten Armee betonten 
Molotow und Stalin in Erklärungen ein 
gemeinsames Vorgehen gegen Polen so 
stark, daß sich kaum noch Unterschiede 
zwischen beiden Mächten ausmachen ließ. 
Stalin beschwor am 27.12. in einem Tele- 
gramm an Rippentropeine durch Blut gefe- 
stigte Freundschaft der Völker Deutsch- 
lands und der Sowjetunion. Bereitsim Ver- 
trag vom 28.9. hatten sich beide Seiten 
darüber geeinigt, die Wiedererrichtung ei- 
nes polnischen Staates nicht zuzulassen 
und sich gegenseitige Unterstützung bei 
der Unterdrückung aller darauf gerichteten 
Bestrebungen zuzusagen. 

Beim Oberbefehlshaber Ost wurde 
Anfang November ein Verbindungsstab 
Rußland des OKH geschaffen. Seine 
Hauptaufgaben bestanden in der Vermes- 
sung derneuen Grenze, der Schaffung eines 
festen Grenzregimes und den Fragen des 
Kriegsgefangenenaustausches, wobei 
“volksdeutsche” Polen aus russischer Ge- 
fangenschaft nach Deutschland überstellt 
werden sollten. Über die Festlegung der 
Grenze entwickelten sich endlose Diskus- 
sionen und Inspektionen vor Ort, die buch- 
stäblichbiszum 22.6.1941 andauerten. Eine 
gemischte Hauptkommission und ab Fe- 
bruar 1940 sechs Unterkommissionen ar- 
beiteten durchgehen an diesen Problem. 

Kaum war die Demarkationslinie 


. vereinbart, setzte in beiden Teilen ein 'gria- 


denlose Menschenjagd ein. Im Ergebnis 
der Okkupationspolitik setzte sehr rasch 
eine große Fluchtwelle polnischer Juden in 
die von der Sowjetunion besetzten Gebiete 
ein, die Rettung verhießen, solange die 
Grenzen offen waren. Bereits am 29.9. 
schlossen die Sowjets die Grenzen für Ju- 
den. Zehntausende von ihnen wurden da- 
mit gnadenlos der Naziwillkür ausgesetzt 
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und endeten in den Gaskammern von 
AuschwitzundTreblinka. Nahezu zeitgleich 
setzte in beiden Teilen eine systematischer 
Vernichtungsfeldzug gegen die polnischen 
Eliten ein. Die Vernichtung der polnischen 
Intelligenzund Geistlichkeitdurchdiedeut- 
sche SS fand ihre Entsprechung in der etwa 
im Februar 1940 von Stalin angeordnete 
Liquidierung der in Ostpolen gefangenge- 
nommenen polnischen Offiziere, die das 
geistige Fundament des polnischen Natio- 
nalstaatsgedanken verkörperten. Ende April 
1940 wurden 15.131 polnische Offiziere 
aus drei Lagern an einen unbekannten Ort 
deportiert und ermordet. 
Die meisten von ihnen 
durch die NKWD-Ver- 
waltungen Smolensk, Wo- 
roschilowgrad und Kali- 
nin. Eine der Mordstätten 
war Katyn, wo 1943 4500 
ermordetet Offiziere ent- 
deckt wurden. Die ande- 
ren Staaten sind bis heute 
nicht bekannt. Es heißt, 
ein Teil von ihnen wurde 
vor der Polarküste der 
Ostsee ertränkt. 

Machte das Nazi- 
regimevon Anfang ankein 
Hehl aus seiner Absicht, 
Polen als Kolonie, seine 
Bevölkerung als Sklaven 
zu behandeln und die In- 
telligenz zu ermorden, so 
wurdedieseitHerbst 1939 
auch in Ostpolen einset- 
zende und vom NKWD 
gesteuerte Verfolgungs- 
kampagne möglichst ge- 
heimgehalten. Zwischen 
1,5 und 1,8 Millionen 
Menschen fielen vier De- 
portationswellenzumOp- 


telegraph 7/8/93 


fer und wurden nach Nordrußland, 
Mittelasien und Sibirien verschleppt. 

Von deutscher Seite verfolgte. man 
diese Vorgänge und sah in ihnen zum Teil 
eine Legitimation für die eigenen Verbre- 
chen. - 

In der Heeresgeneralität war man 
derweil bemüht Grenzkonflikte oder 
Soldatenverbrüderungen ähnlich den in 
Erinnerung gebliebenen Ereignisse im Jah- 
re 1917 zu verhindern. Besonders national- 
konservative Offiziere fürchtetendie Annä- 
herung beider Regimes - die fast Bündnis- 
qualität erreichte - in Richtung auf mögli- 


- 


Die verunsicherte polnische Bevölkerung wollte es beiden 
Eroberen recht machen und mischte Hakenkreuz und 
Sowjetstern in einen Triumphbogen 
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che staatssozialistische Experimente der 
NSDAP. Der einstige Generalstabsschef 
Beck richtete im Herbst 1939 mehrere 
Denkschriften an Offiziere und Generale 
des OKH. Er unterstrich, daß mit dem 
23.8.39 und dem 28.9.39 eine “Rückkehr 
Rußlands nach Europa” heraufbeschwo- 
ren worden wäre, die “das deutsche 
Zukunftskonto (...) auf das schwerste bela- 
stet. (...) Schon jetzt belastet aber Rußland 
die strategische Bewegungsfreiheit 
Deutschlands im Osten und es ist nicht 
ausgeschlossen, daß Deutschland in Ruß- 
land im weiteren Verlauf des Krieges eine 
tödliche Gefahr erwächst. (...) "Daher kann 
man sehr wohl der Auffassung sein, daß, 
sollte es künftig eine gemeinsame deutsch- 
russische Grenze geben, wir statt des 
BeelzebubdenTeufeleingetauscht haben.” 


So sicher war man sich der Stärke 
oder Schwäche des sowjetischen Nachbarn 
indes doch.nicht. Die Urteile schwankten je 
nach Einstellung und Urteilsvermögen. Am 
20.10. gab der Oberbefehlshaber der Hee- 
res mit “Richtlinien für die Sicherung des 
Gebietes Oberost" dem Bemühen: Aus- 
druck, entlang der Demarkationslinie und 
erst recht hinter der Sicherungslinie San- 
Weichsel-Narew eine Art Frontlinie aufzu- 
bauen, um “mit den zunächst verfügbaren 
Kräften ein(en) feindlichen Angriff abzu- 
weisen (...) Gleichzeitig soll sie die Mög- 
lichkeit für offensives VorgehennachÖsten 
gewährleisten.” Darüber hinaus ordnete er 
den Ausbau des Bahnnetzes, der Straßen 
und der Nachrichtenverbindungen an und 
forderte die Anlage von Stützpunkten, La- 
gern und Flugplätzen. Damit stellte dieser 
Befehl den Ausgangspunkt für die Um- 
wandlung des besetzten polnischen Gebie- 
tes in en militärisches Aufmarschgebiet 
dar. Man kann also davon ausgehen, daß 
vor allem das Heer am weitesten davon 


54 


entfernt war, den 23.8.39 oder den 28.9.39 
als einen Wendepunkt in den Beziehungen 
anzusehen. In diesen Kreisen bestand nicht 
der geringste Zweifel, daß die Auseinan- 
dersetzung mit der SU nur aufgeschoben 
war. Die Übereinstimmung, die im Heer 
mit der von Hitler wiederholt betonten 
Generalstrategie im Osten bestand, ist der- 
art offenkundig, daß sich der Umschwung 
vom Juli 1940, als man begann, den Über- 
fall auf die UdSSR zu planen, folgerichtig 
ergab. 

Am 5.12. 1940 dann wird in 
Deutschland das beschlossen, was die, von 
einigen Jahren abgesehen, seit 1920 anhal- 
tende unheilige Militärallianz zwischen 
Deutschland und der Sowjetunion endgül- 
tig beendete, nämlich den mit dem Namen 
“Operation Barbarossa” gefaßten Ent- 
schluß, zum nächstmöglichen Zeitpunkt in 
die Sowjetunion einzufallen und sie in ei- 
nemBlitzkriegkurzer Dauerniederzuwerfen 
und in Osteuropa ein rassistischen Prinzi- 
pien begründetes großdeutsches Kolonial- 
reich zu errichten, das Großbritanniens 
Indienimperium weit in den Schatten stel- 
len sollte. Dieser Zeitpunkt kam am 22. 
Juni 1941. Der Pakt mit dem Beelzebub 
geriet nın zum Tanz mit dem Teufel, der 
vier Jahre andauerte. Diesen von Hitler- 
deutschland und der Sowjetunion begonne- 
nen, beispiellosen Krieg bezahlten 50 Mio 


Menschen mit dem Leben. 
Jolli Jumper 


*Als Quelle diente das im Vision 
Verlag Berlin erschienene Buch von Olaf 
Groehler “Selbstmörderische Allianz, 
deutsch-russische Militärbeziehungen 
1920-1941” 
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Meldungen 
VAPO-Prozeß in Salzburg 


In Salzburg (Österreich) standen im Juni/ 
Juli diesen Jahres die Faschisten Günther 
Reinthaler (33), Gaubeauftragte der 
“Volkstreuen Außerparlamentarischen 
Opposition” (VAPO) und ehemaliger Be- 
wohner der NA-Zentrale in der Weitling- 
straße in Berlin-Lichtenberg vor dem 
Geschworenengericht. Reinthaler und Jür- 
gen Lipthay (24), Reinthalers Stellvertre- 
ter, wurden wegen nationalsozialistischer 
Wiederbetätigung angeklagt. 

Die Angeklagten bestritten ihre Ak- 
tivitäten in der VAPO. 

Kurzer Ausriß aus dem Frage- und 
Antwortspiel zwischen Gericht und 
Reinthaler: 

Die VAPO? - “Nur ein Dach für 
oppositionelle Gruppen oder Einzelakti- 
visten.” 

Gaubeauftragter? - “Das wurde für 
micherstrelevant, als manmich festnahm.” 

Treue Ergebenheit gegenüber dem 
VAPO-Vordenker Gottfried Küssel, ge- 
meinsame Teilnahme an Demonstrationen? 
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- “Ich habe ihn ab und zu getroffen.” 

Ein Postfach als Anlaufstelle für NS- 
Material -“Mir wurde das allesunbekannter- 
weise zugeschickt.” 

Kiloweise NS-Propagandamaterial 
und Hakenkreuzfahnen in der Wohnung? - 
“Wenn man 10-15fach Hausdurchsuchun- 
gen hat, muß man alles in Mengen aufbe- 
wahren.” Und überhaupt: Er sei seit zehn 
Jahren Geschichtsstudent, “und unter die- 
sem Aspekt habe ich gewisse Interessen.” 

Am 5. Juli wurden Reinthaler zu vier 
Jahren Haft und Lipthay zu 18 Monaten zur 
Bewährung verurteilt. Während das Ge- 
richt Reinthaler als dem “Gaubeaufiragten” 
für Salzburg und OÖ eine führende Rolle in 
der neonazistischen VAPO zuschrieb, er- 
füllte Lipthay die Wiederbetätigung durch 
Pickeraktionen und Unterstützung der 
VAPO-Ziele (Machtergreifung und Neu- 
gründung der NSDAP). 

Beide gingen in Berufung. 

Inzwischen hat in Wien der Prozeß 
gegen den Faschisten Gottfried Küssel, 
Bereichsleiter für die Ostmark, begonnen. 

Die Anklage: Küsselhabedie VAPO 
mit dem Ziel gegründet, Österreichs Selb- 
ständigkeit durch nationalsozialistische 
Betätigung oder durch Putsch zu untergra- 
ben. 

Kiüssels Anwalt, Otto Tuma sagte, 
Küssel sei ein ungefährlicher Mensch und 
die gegen ihn gerichteten Vorwürfe seien 
lächerlich. Außerdem seien die Nationalso- 
zialisten in erster Linie linksradikal gewe- 
sen. Nur das “Linke” hätte sie gefährlich 
gemacht. Küssel aber istrechtsextrem, man 
müsse ihn freisprechen. 
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EEE: 


Immobilienfirma Epple in Dresden aktiv 


Unter den in Dresden tätigen 
Abrißsanierern macht derzeit die Immobi- 
lienfirma Epple wieder von sich reden. Es 
gelang ihr, von der Dresdner Stadtver- 
waltung für das Wohnhaus Luisenstraße 4 
in der Neustadt zunächst eine Baugenehmi- 
gung, dann eine Abrißgenehmigung zu 
bekommen. Letzteres wurde damit legiti- 
miert, daß die Firma angab, ein Wohn- und 
Geschäftshaus neu errichten zu wollen. Die 
Mieter des erst vor eineinhalb Jahren sa- 
nierten Hauses waren zuvor mit gerichtli- 
chen Mitteln vor die Tür gesetzt worden. 

Mitte Juli fand dann der Abriß der 
Luisenstraße 3 unter lebhaften Mißfallens- 
kundgebungen der Bevölkerung und unter 
Polizeischutz statt. Bei dieser Gelegenheit 
entstand gleich in einem Nachbarhaus, das 
der Immobilienfirma nicht gehört, ein gro- 
Ber Riß.Obdabeieine Absprachemitderen 
Eigentümer zugrundelag, ist nicht bekannt. 

Nachdem.diePolizeiabgezogen war, 


brannte in der Nacht ein Bagger ab. 
Daraufhin sprachen die uniformierten 
Gesellschaftsretter am nächsten Tag in al- 
len besetzten Häusern vorund suchtennach 
einer Reihe von Personen, die teilweise 
bekannt waren, aber sich natürlich nicht 
meldeten, Dem Vernehmen nach beruhen 
die Ermittlungen der Polizei auf Videoauf- 
nahmen des Verfassungsschutzes. Wie aus 
gut unterrichteten Kreisen zu hören war, 
sollen auch die denunziatorischen Berichte 
der “Dresdner Morgenpost” über die ge- 
schilderten Ereignisse aus Verfassungs- 
schutzquellen stammen. 

Mittlerweile wurde von der Firma 
Epple auch die Luisenstraße 2 abgerissen. 
Ausder Tatsache, daß die Fundamentgruben 
zugeschüttet wurden und derzeit mit der 


Planierraupe der Boden verdichtet wird, 


folgern Beobachter, daß die Firma Epple 
nicht wirklich die Absicht hat, einen Neu- 
bau zu errichten. 


Post 


Zu dem Artikel von W. Rüddenklau “Alles 
andere ist Plunder” über einen Kongreß 
ehemaliger GULAG-Häftlinge 


Ich war sehr gespannt, nach längeren Vor- 
bemerkungeneinigesüberden “Widerstand 
im Gulag” zuerfahren. Rüddenklau schreibt 
dannauch, daß die Schilderungen, die siein 
dennächsten Tagen erfuhren, “maßstabslos 
und erschütternd” waren. Leider bringt er 
dann im weiteren Artikel nur zwei Beispie- 
le. Danach geht’s hauptsächlich über die 
innere Struktur von Wosreschtschenije und 
die höchst problematische Mitarbeit von 
Faschisten in dem Komitee. Schade. Ich 
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hätte mir Schilderungen über die Möglich- 
keit und Unmöglichkeit von Widerstand in 
den Gulags gewünscht, Imdeutschsprachi- 
gen Raum kann mensch ja da nur ausführ- 
lich z.B. bei einer Überlebenden des Gulag, 
bei Susanne Leonhard, der Mutter von Wolf- 
gang Leonhard was darüber lesen. Auch 
Victor Sergehatjaseinedrei Jahre Gulag in 
seinen Erinnerungen geschildert. Umso 
wichtiger wärees, nachdemendlich auch in 
Deutschland, z.B. der Widerstand der euro- 
päischen JüdInnen in und außerhalb der 
KZ’s gewürdigt wird, etwas Genaueresüber 
die Überlebensbedingungen und den Wi- 
derstand in sowjetischen Gulags zu lesen. 

Ganz und gar ärgerlich finde ich die 
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Schlußbemerkungen von Rüddenklau, daß 
“eine westeuropäische Linke” sich “mit 
den Herrschenden im Ostblock identifiziert 
hat und die Millionen von Opfern nicht 
wahrgenommen” hat. Das ist so pauschal 
behauptetnun völliger Quatsch. Ich erinne- 
re nur an die Diskussionen in der französi- 
schen Linken (Sartre, Camus, Merleau- 
Ponty) in den 40er Jahren, aber auch an 
Kritiken der undogmatischen Linken in 
Westdeutschland zu Zeiten und nach der 
Studentenbewegung. Daß wir das wahre 


. Ausmaß des stalinistischen Terrors erst 


Ende der 70er durch Solschenizyn und 
Medwedew mitbekommen haben, ist der 
undogmatischenLinken, die sich sehr scharf 
in dieser Frage von der “moskautreuen” 
Linken wie der KPD abgrenzte, nicht vor- 
. haltbar. Die Liste der von linken Verlagen 
veröffentlichtenKritikenam stalinistischen 
Terror ist ellenlang. Daß die orthodoxe Lin- 
ke in der BRD in den siebziger Jahren nie 
die Kraft besaß, die Politik der Komintern 
undder KPDradikal zu kritisieren, stimmt, 
aber das war ja geradeeiner der Trennungs- 
strichederundogmatischen/autonomenLin- 
ken zu den K-Gruppen. 
Zuletztnocheinekurze Bemerkung: 
Auch wenn du, Wolfgang, als Linker bei 
dem Kongreß einen sehr schweren Stand 
hattest, istes ganz und gar daneben, zumin- 
dest im Nachhinein nicht darauf 
hinzuweisen, daß mit zu den ersten Opfern 
(und allein deren Zahl geht in die Millio- 
nen) des Stalinistischen Terrors die 
Boschewisten gehörten. Die Welle der Ver- 
folgungmitdemDenunziantenparagraphen 
58 fand ihren Höhepunkt in den Moskauer 
Prozessen. Begonnen hatte die Verfolgung 
der linksradikalen Opposition unter Lenin/ 
Trotzki (Stichwort Machno-Bewegung, 
Kronstadt, erste Arbeitslagerfür Sozialrevo- 
lutionäre nach dem Attentat auf Lenin). 
Nur weil die Anarchisten in der Wosresch- 
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tschenije-Organisation als einzige Linke 
hoch angesehen sind, kann mensch die 
Geschichte des linken Widerstandes gegen 
Stalin und die bolschewistischen Moderni- 
sierungsvorhaben nicht so verbiegen. 
18.7., Hauke 


Entgegnung des Autors: Zunächstmußes 


“für einen Beobachter möglich sein, einen 


für ihn und andere wichtigen Aspekt zu 
beleuchten. Und dies war fürmichnicht das 
Thema des Kongresses, sondern die Vor- 
gänge während des Kongresses. Zum Er- 
gebnis des Kongresses sei kurz gesagt, daß 
wirklicher Widerstand, nämlich große 
Lageraufstände, eigentlichnurindenschon 
von Solschenizyn beschriebenen Sonderla- 
gernmöglich waren, die deshalb dann nach 
kurzer Zeit aufgelöst wurden. Zur Lektüre 
würde ich auch Margarete Buber-Neumanns 
“In Konzentrationslagern unter Hitler und 
Stalin” besonders empfehlen. Zu Aufstän- 
den imGulag auch dienächste Ausgabe der 
Zeitschrift des Bürgerkomitees 15. Januar, 
“«Horch und Guck” (August oder Septem- 
ber?) . 
Im Übrigen ist es natürlich richtig, 
daß es auch in der westeuropäischen Lin- 
ken immer Kritiker des Stalinismus gege- 
ben hat, die in einer Aufzählung ziemlich 
viel Platz einnehmen würden. Dennoch 
waren es immer sehr wenige und gegen- 
iiber dem Hauptstrom, der in Moskau das 
Paradies sah, eine verschwindende Min- 
derheit. Das haben auch wir linken Opposi- 
tionellen in der DDR erlebt, wenn wir ver- 
suchten, mit westlichen Linken Kontakte 
zu knüpfen und das haben besondersunsere 
Exilanten in Westdeutschland und West- 
berlin erlebt. Dem Verfasser des Leserbrie- 
fes istin dieser Hinsicht nicht so viel vorzu- 
werfen, wenn man mal die Ablehnung der 
Zusammenarbeit mit Ostgruppen in Zu- 
sammenhang mit den Protestaktionen ge- 
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gen die IWF-Tagung ausklammert.. 
Zumlinken WiderstandinRussland 
habe ich, denke ich, ziemlich viel gelesen. 
Seit März oder April 1918 wurden die 
Anarchisten verfolgt, nachdem sich ihre 
Nützlichkeit für die Bolschewisten mit der 
Auflösung der Konstituante erledigt hatte, 
seit ihrem Aufstand am 4. Juli 1918 die 
linken Sozialrevolutionäre, Die Machno- 
Bewegung ist anarchistisch geprägt (mir 
abernichtnur wegen großer antisemitischer 
Pogrome suspekt), der Kronstädter Auf- 
stand wurde vonden Ideenvon Anarchisten 
und linken Sozialrevolutionären getragen. 
Von einem echten Widerstand gegen den 
sogenannten “Roten Terror” in der 
bolschewistischen Partei kann, auch nach 
dem Fraktionsverbot von 1921, keine Rede 
sein - von vereinzelten Leuten wie Serge 
und Angelica Balabanoff mal abgesehen, 
die sich zurückzogen und schließlich ins 
Ausland gingen. Die Verlierer des 
Machtkampfs mit Stalin, die dann ihren 
Opfern in die Lager folgen mußten, 
Sinowjew, Kamenew, Radek, Bucharinund 
ihre Anhänger, haben bis zum Verlust ihrer 
Ämter die barbarischsten Maßnahmenmit- 
gezogen. Ein Gulag-Häftling sagte mir zu 
ihnen: “Sie haben ihre Kugel verdient!” Ich 
fand diese Sichtweise ziemlich hart, suchte 
aber vergeblich nach einem Gegenargu- 
ment. Daß gerade die anarchistische Tradi- 
tion in Russland (und eben nicht nur in der 
Organisation Wosreschtschenije) so leben- 
dig ist, liegt offenbar daran, daß allein die 
Anarchisten auch im Gulag ein lebendiges 
Zeugnisihrer Standhaftigkeitundihrer Ide- 
en gegeben haben, im Unterschied zu sol- 
chen Jämmerlingen wie Sinowjew und 
Kamenew, die noch einmal aus Sibirien 
zurückkehren durften, nachdem sie sich vor 
Stalin in den Staub geworfen hatten. Ich 
kenne auch die Theorie, nach der solche 
Nichtswürdigkeit im Nameneiner Parteidis- 
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ziplin für moralisch richtig erklärt wird, 
halte aber nichts davon. 
W. Rüddenklau 


Als ehemaliger Leser der “Anderen” teile 
ich auf jeden Fall Eure Meinung, daß der 
Rückzugderübergroßen Mehrheitder Deut- 
schen ins Privatleben und das damit ver- 
bundene unkritische Hinnehmenpolitischer 
Tatsachen und deren Hintergründe einRück- 
schritt bei der Entwicklung einer Demokra- 
tie und der damit verbundenen Kultur be- 
deuten. Die Chance, andere politische Mei- 
nungen, sofern sie nicht undemokratisch 
und inhuman sind, zu artikulieren, sollte 
jedem gegeben werden, erst recht, wenn es 
um die Vertretung von Minderheiten geht. 

Deshalb habe ich mich entschlos- 
sen, Eure Zeitschrift zu abonnieren, obwohl 
ichmiteinigendargestellten Ansichtennicht 
übereinstimme. Zu einer demokratischen 
Streitkultur gehört aber auf jeden Fall kei 
ne Meinungsgleichheitin allen Fragen. Ich 
hoffe, daß durch Eure Publikationen unbe- 
queme Tatsachen aufgedeckt, neue Denkan- 
stöße vermittelt und ein Demokratie- 
verständnis vermittelt wird, das sich weitab 
vom heutigen bürokratisch versumpften 
demokratischem Parlamentarismus befin- 
det. 

Viele Grüße, Klaus 
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Parallelo-Grams 

Nun hat auch die bundesdeutsche “Linke” 
ihren hochrangigen IM, in etwa vergleich- 
bar mit Ibrahim Böhme. Vielleicht wird 
dieser janun das Bedürfnis der DDR-Op- 
positionellen nachrückhaltloser Stasi-Auf- 
klärung verständlicher. 

Als der Name des V-Mannes von 
BadKleinenerstmals genannt wird: “Klaus 
Steinmetz” mußte ich sofort an den IM 


“Klaus Steiner „ÜSDKEN, ‚Dieser, ist. ‚Stein-, vun. 


ten Tod. Mord, a  e. au E 


diese Begriffe sind auch hier angebracht. 

Wie beim Parallelogramm ist jedoch 
nichts rechtwinklig vergleichbar. Es gibt 
nur zwei Parallelen. 

Nein, Matthias Domaschk war kein 
Wolfgang Grams. Aber der IM “Steiner” 
wollte, weil in Geldnot, einen Terroristen 
aus ihm machen, indem er seinem 
Führungsoffizier Mähler eifrig berichtete, 
Matz hätte Sympathien für die “Roten 
Brigaden” geäußert. 

Oder war es Herr Mähler, der dies 
dem Spitzelbericht hinzufügte, um Karrie- 
re zu machen? Zur Rede gestellt, wehrt IM 
“Steiner” ab. Nein, mit dem Mord will er 
nichts zu tun haben. Diese Äußerungen 
habe ernie getan. Doch seinen Führungsoffi- 
zier stellte er, wie vorgeschlagen, bis heute 
nicht zur Rede. 

Beim Verhör zur Zeit des X. 
Parteitages der SED (die Stasi-Aktion 
“Kampfkurs X” warangesagt) gibtes dann 
kein befriedigendes Ergebnis. Denn die 
Aufstiegschancen, Gehälter und dem para- 
militärischen Sicherheitsdienst zur Verfü- 
gung stehenden Ressourcen würden enorm 
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steigen, könnte man nachweisen, es gäbe 
eine terroristische Bedrohung des Staates - 
hier die DDR. Mit den Worten: “Sag, daß 
Du ein Wildschwein bist”, schlägt die Stasi 
auf den gefangenen Hasen ein. 

Oder wie war das, Herr Köhler? Sie 
waren doch die letzten 48 Stunden mit 
Matthias zusammen, verhörten ihn. Horst 
Köhler, der Stasi-Offizier, läßt inzwischen 
verbreiten, er sei an Krebs gestorben. Der- 


Selbstmord aus Scham. Und wenn! Wäre 
Matthias Domaschk nicht von der Stasi 
verhaftet worden, so wäre er noch am Le- 
ben. Dasistdie einfache Wahrheit, die auch 
der “Spiegel” in seinen jüngsten Betrach- 
tungen des Falles unterschlägt. 

Doch zurück zu V-MannKlaus Stein- 
metz. Wie fühlt sich so einer nach seiner 
Beihilfe zum Mord? Und die vielen ande- 
ren? gh 
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über Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär 

In Nr. 2/93: 

*KDV und Spitzensport: Konkurrenz für die 
Wehrsporrgruppe Rühe 
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Ohne Zivis leben: Pionierarbeit in Marburg 
Jahresabo nur 20 DM 
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TERMINE 


Umwelt-Bibliothek Berlin, Schliemannstr. 
22, 10437 Berlin, Tel. 6097771 
Vereinscafe: Dienstag - Freitag ab 21.00 
Uhr 

JedenDonnerstag ab 17 Uhr Informations- 
angebotzur totalen Kriegsdienstverweige- 
rung oder nach telefonischer Absprache 
Mittwochs ab 20 Uhr Frauencafe 


31.07.-15.08. Gedelitz, Anti-Atom-Som- 
mercamp, K: Rondel, Lüchow, 05846/766 
02. und 08.08.jew. 18 Uhr, Antiolym- 
pisches Institut, Friedrichstr. 165, 10117 
Berlin, Anti-Olympisches Komitee: Akt- 
ions- und Veranstaltungsvorbereitung 
04.-08.08.  FREIe HEIDe Aktions- 
woche für Konversion des Truppenübungs- 
platzes inder Wittstock-Ruppiner Heide, 
Dorf Zechlin-Zempow-Schweinrich- 
Fretzdorf-Gühlen Glienicke-Zechlin, K: 
Herr Schönberg, 033966/246 

08.08. 18 Uhr, Berlin, ‘Autonomes Tier- 
rechtscafe, Info, Vegan-VoKü, Drugstore, 
Potsdamer Str. 180 

10.08. 19 Uhr, Berlin, Umweltladen Mit- 
te, W.-Pieck-Str. 72, Kann die Umwelt die 
Überbevölkerung noch verkraften?, K: 
BUND, Holzmarktstr. 73, 10179 Berlin, 
030/2792311 

16.08. 20.30, literaturWERKSstatt Berlin, 
Majakowskiring 46/48, 13156 Pankow, 
Verfilmte Literatur “Schlachthof 5” (Kurt 
Vonnegut) 

17.08. 19.30, HdD, Friedrichstr. 165, 
10117 Berlin, Bleibt Rumänien Auswande- 
rungsland? 

20.-22.08. Leipzig, Bundesweites Ju- 
gendalternativtreffen, K: Grüner Stern, B.- 
Göring-Str. 152, 04277 Leipzig, 0341/ 
311363 

24.08. 19.30, HdD, Friedrichstr. 165, 
10117 Berlin, Die Rolle der Intelligenz im 
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Transformationsprozeß in Osteuropa (Jens 
Reich) 

26.08. 19.30, HdD, Friedrichstr. 165, 
10117 Berlin, Polen-Aufbruch ineineneue 
Zukunft? (Jacek Kubiak) 

28.08. Potsdam, 10-16 Uhr, Heilig Kreuz 
Gemeinde, Kiezstr. 10, Gründung des 
Regionalverbandes Berlin/Brandenburg des 
BSV (Bund für Soziale Verteidigung), K: 
BSV, Friedensplatz 1a, 32425 Minden, PF 
2110, 0571/29456 

03.-05.09. Ostvernetzungstreffen in Ber- 
lin, Näheres (Ort, Zeit etc.) mitschriftlicher 
Einladung, sonstige Anfragen über Redak- 
tion "telegraph" möglich. 

03.-05.09.  Mutlangen, Erinnerungs- 
und Perspektivtreffen zum 10. Jahrestag 
der ersten großen gewaltfreien Mutlangen- 
Blockade 

05.-07.09. _ Berlin, Europäische Klima- 
schutz-Konferenz, K: EA.UE, Bismarck- 
allee 46-48, 14193 Berlin 

06.09. 20.30, literaturWERKSstatt Berlin, 
Majakowskiring 46/48, 13156 Pankow, 
Verfilmte Literatur “Fahrenheit 451” (Ray 
Bradbury) 

10.-12.09. Bielefeld, Tagungshaus 
Einschlingen, Tagung der Umweltbiblio- 
theken, K: Wissenschaftsladen Bonn e.V,, 
Colmantstr. 18, 53115 Bonn 
13.,20.,27.09. und 4.,11.10. 19.30, 
Nürnberg, Wie umgehen mit Gewalt?, 
Kurs, K: Regenbogen, Bayrischer Stiftungs- 
verein für Leben und Umwelt, Adlzreitstr. 
23, 80337 München 

15.09. 19 Uhr, Berlin, Ruschestr. 59, Haus 
1, Probleme und Ergebnisse bei der 
strafrechtlichen Aufarbeitung der DDR- 
Geschichte (mit Oberstaatsanwalt ©. 
Schaefgen, Leiter AG Regierungskrimina- 
lität) 


17.-19.09. Deinsdorf, Anarchie und 
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Alltag, Seminar, K: Regenbogen, Bayrischer 
Stiftungsverein für Leben und Umwelt, 
Adlzreitstr. 23, 80337 München 

21.09. “Ausländer rein”, Ev. Akademie 
Iserlohn, Berliner Platz 12, 58638, Tel. 
02371352-0 

23.09. Berlin, ACUD, Veteranenstr. 21, 
abends, Dr. Seltsams Frühschoppen veran- 
_ staltet eine alkoholselige, total unsportli- 
che, unfaire, gemeine Große NOLYMPIA- 
Freuden-Feier zur Ablehnung der Berliner 
Bewerbung nebst Aufführung der original 
Olympia Hymne des KaDeWe aus dem 
Jahre 1936 

24.-25.09. Berlin, “Seelenqualen” - 
psychische Ursachen des Rechtsradika- 
lismus Jugendlicher (Rudi Pahnke) K: Ev. 
Akademie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 
10625 Berlin, 030/3191-0 

ab 28.09. Potsdam, Ein Modell zur 
Entstehung von politischer Gewalt am Bei- 
spielderRAF, Seminarreihe von brandung, 
Tel. 0331/22092 (Rüdiger) 

30.09.-1.10. Münster, Fahrradtage, 
Kongreß Neue WegefürdasRad,K: ADFC 
NRW, Birkenstr. 48, 40233 Düsseldorf 
01.10. 8.30 Uhr, Berlin, Bahnhöfe, Akti- 
on gegen Einberufungen, u.a. Vernichtung 
vonErfassungsbögen, Musterungsaufforde- 
rungen, Einberufungsbefehlenu.a.Militära- 
gitationsmaterial - Bitte mitbringen! 
01.-03.10. _ Antimilitaristischer Kon- 
gress in Potsdam, 

* Alternativen zu Militär und Gewalt (Frei- 
tag, 19 Uhr, öffentlich) 

* AG’s zu Gewaltfreier Aktion- FREIe- 
HEIDe, Papenburg, outofarea, Deserteurs- 
netzwerk, Nach dem Ende der Wehr- 
pflicht..?, wie weiter mit der KDV-Bera- 
tung?, “Ohne Zivis leben”, Militärseelsorge, 
Rüstungsexport, Eurotopia... (Samstag, 
9,30-18 Uhr) 

* Party und Eröffnung der antimilitari- 
stischen Filmwoche (19 Uhr) 
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06.-08.10. Berlin, TU, Fachkongreß 
zur Ökologischen Abfallwirtschaft, K: In- 
stitut für ökologisches Recycling, Kur- 
fürstenstr. 14, 10785 Berlin 

08.-10.10. Wasserburg/Bodensee, 
Ost-West-Dialogsozialpolitischer Gruppen, 
K: Regenbogen München s.o. | 
09.-17.10. _ Gstadt/ChiemseeundLeu- 
poldishain/Sächsische Schweiz, Welchen 
Wohlstand wollen wir - Ost-West-Begeg- 
nung, K: Regenbogen München 5.0. 
09.10. Berlin-Weißensee, Stephanusstift, 
Erinnerungen an den Gulag, Dokfilm von 
FreyaKlier, K: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26, 10625 Berlin, 030/3191-0 
13.10. 19 Uhr, Berlin, Ruschestr. 59, Haus 
1, Josef P. Budek “Logiergast in Pankow”, 
Lesung und Bericht eines ehem. Stasi- 
Häftlings 

14.-17.10. Dresden, Perspektiven der 
ökologischen Kommunikation, K: Hygiene 
Museum, Lingnerplatz 1, 01069 Dresden 
22.-24.10. Berlin, GesiebteLuftatmen, 
Ausgrenzung jugendlicher Straftäter, Fol- 
gen, Alternativen (Rudi Pahnke) K: Ev. 
Akademie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 
10625 Berlin, 030/319 1-0 

10.11. 19 Uhr, Berlin, Ruschestr. 59, Haus 
1, Sieghard Pohl (Grafiker, ehem. polit. 
Häftling) Ausstellungseröffnung 
12.-14.11. Berlin-Wannsee, Für ein 
Grundrecht auf Wohnen (Ulrike Poppe) K: 
Ev. Akademie Brandenburg, Goethestr. 26- 
30, 10625 Berlin, 030/3191-0 

18.11. Berlin, Haus derKirche, Rüstungs- 
steuerverweigerung als Friedensengage- 
ment, K: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26, 10625 Berlin, 030/3191-0 
22.-23.10.. Bielefeld, Friedenspoli- 
tische Konferenz, K: W .Nettelstroth, DGB, 
Marktstr. 10, 33602 Bielefeld 
29.10.-03.11. Barnstorf, Einführung in 
Mediation, K: Bund für Soziale Verteidi- 
gung bzw. Christel Könemund, Am 


6l 


Schütting 4, 28844 Weyhe, 04203/5278 
25.11. Aktionstag zur Gewalt gegen Frau- 
en: Solidarität mit Flüchtlingsfrauen und 
Migrantinnen 

26.-28.11. Berlin, Amis raus aus Viet- 
nam-Russen raus aus Prag, K: Ev. Akade- 
mie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 10625 
Berlin, 030/3191-0 

04.12. 14-21 Uhr, Regensburg, BeFreier 
und Befreite, Filmseminar zu Helke Sanders 
gleichnamigem Film vor dem Hintergrund 
erneuter Massenvergewaltigungen durch 
das Militär, K: Regenbogen München s.o. 
10.-12.12. Berlin, Kampf um die See- 
le, “Operative Psychologie” der Stasi und 
die Folgen K: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26-30, 10625 Berlin, 030/3191- 
0 

17.-18.12. Berlin, Gewaltexzesse und 
Gewaltverminderung (Rudi Pahnke),K:Ev. 
Akademie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 
10625 Berlin, 030/3191-0 

03.01.94 8.30 Uhr, Berlin und..., 
Bahnhöfe, Aktion gegen Einberufungen, 
u.a. Vernichtung von Erfassungsbögen, 
Musterungsaufforderungen, Einberufungs- 
befehlen u.a. Militäragitationsmaterial - 
Bitte mitbringen! 

K: = Kontakt, Anmeldung, weitere Infos 


Eine Aktion zum Mitmachen 
auovzoz 

EEE 
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SEINARINSEHR 


Vom Neuen Zeitalter zur braunen Heilslehre? Schwerpunktthema: 
Plädoyer für die Entmythologisierung der Linken - Braunzone 


in der Selbstverwaltung? - Anthroposophie-Kritik braucht 
Substanz! - Interview mit Jochen Kirchhoff: -Rettung nur mit 
spirituellen Kräften- - Sozialismus-Diskussion: War Otto 
Strasser ein Sozialist? Neues zu Nazi-Mailbo- 
xen KERSTIN Eine Genossenschaft für die Hafenstraße... 
Südamerikanische _Kindergenossenschaf- 
ten... KETEIHEHTEF Bremen: Frauen versetzen Millionen in 
Bewegung 17. Bundeskongreß entwicklungs- 
politischer Aktionsgruppen RETRISTERITETERENT u.v.m. 


Eu mu Eu Eu m mn m m m m N N m EN En HN m u a N u 
EB Meine Anschrift: 0 
D 0 
D 0 
Ü — 77-8 
2 6b DM in Briefmarken/Scheck habe ich beigelegt. - 
- Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: - 
M CONTRASTE, Postfach 104520, 6900 Heidelberg 1 0D 
u 


COTTBUSER 


NORA 


... mit Informationen aus 
und (eigentlich) für 
Cottbus & Region | 

- erscheint etwa 1x im 
Monat 


Das Einzelheft kostet 1,- 
+ 1,50 Porto. Das Abo 
über 12 Ausgaben 25 DM 
incl. Versand. 


Cottbuser Infoblatt, 
Straße der Jugend 155, 
03046 Cottbus 


telegraph 7/8/93 


telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 

Wahr (45.- DM) An | 

1/2 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht ° 

spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. schl jemannstr. 22 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Berlın O-1058 
__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 

Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk [Name: 


Ich verschenke den telegraph als Abo für |Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 


Name: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: = on nn _ _ per Abbuchung Bar 


Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatisch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach eın "telegraph”-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eine Zeitschrift wie den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erlteblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 
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